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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
2. Jahrgang 1954 1. Heft/Januar 

KARL O. PAETEL 

D I E SS 

Ein Beitrag zur Soziologie des Nationalsozialismus. 

Vorbemerkung des Herausgebers: Die Forschungen über die SS befinden sich noch 
in den Anfängen. Es fehlt dazu bisher nicht nur an Quellen, sondern vielfach auch 
an der richtigen Fragestellung. Im Rahmen der Entwicklung der nationalsozialisti­
schen Ideologie und Organisation nahm die SS unstreitig eine Sonderstellung ein, die 
bereits viel erörtert, jedoch noch keineswegs klar definiert worden ist. In dieser Situa­
tion bieten die überwiegend typologischen Untersuchungen, die Karl O. Paetel hier 
auf Grund alles bisher erreichbaren Materials vorlegt, eine Fülle von Beobachtungen, 
die tief in die Problematik des Gegenstandes einführen. Ohne den Charakter des Vor­
läufigen verleugnen zu wollen, geben sie bereits wichtige Aufschlüsse über jene Prin­
zipien und Zusammenhänge, die im „Schwarzen Orden" wirksam waren. 

Die Opposition des Verfassers gegen Hitler, die ihn früh in die Emigration gezwun­
gen hat, lebt aus dem Geist der Jugendbewegung. Dieser war Paetel von Jugend auf 
und ist er noch heute verbunden. Er wurde seinerzeit bekannt als Herausgeber der 
Monatsschrift „Die sozialistische Nation" und als Verfasser des „Nationalbolschewi­
stischen Manifests", das im Januar 1933 herausgegeben und sofort beschlagnahmt 
wurde. Heute gibt Paetel in Amerika die Informationsbriefe „Deutsche Gegenwart" 
heraus. Vor einigen Monaten erschien, von ihm zusammengestellt, eine Ernst-Jün­
ger-Bibliographie. T. E. 

I. Drei Formen des deutschen Nationalsozialismus 

Um den deutschen Nationalsozialismus in seinen inneren Bewegungsgesetzen zu 

erklären, hat man oft seine Schlagworte mit Äußerungen früherer deutscher 

Schriftsteller verglichen und diese Männer dann als Vorläufer der Bewegung be­

zeichnet. Im allgemeinen hat man daraus die Folgerung gezogen, daß die Hitler­

bewegung nur hat aktiv werden lassen, was als kennzeichnender Habitus der ge-

* Das dieser — hier gekürzt wiedergegebenen — Arbeit zugrunde liegende Material besteht 
aus englischsprachigen und deutschen Quellen. In einigen Fällen war es nicht möglich, den 
deutschen Originaltext einzusehen, dann wurde auf Sekundär-Material zurückgegriffen. So 
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samten deutschen Geistesgeschichte latent zugehört und dem deutschen Volks-
charakter mehr oder minder angeboren oder anerzogen worden war.1 

Es ist anzunehmen, daß wie bei jedem andern bei dem frühen Adolf Hitler die 
Begegnung mit bestimmten Büchern ebenso Einfluß ausgeübt hat wie die mit be­
stimmten Menschen. Aber nicht zufällig ist, auf welche Art Lektüre man in be­
stimmten Situationen positiv reagiert. 

Die Besonderheiten des Nationalsozialismus, die ihn sehr deutlich etwa vom Vor­
Weimarer Antisemitismus in Deutschland unterscheiden2, hegen weitgehend in 
solchen besonderen Gegebenheiten einer bestimmten historischen Situation, der 
sich seine Wortführer und Interpreten gegenübersahen. Vor allem gilt das für die 
Tatsache, daß er — mehr als jede andere politische Bewegung unserer Tage — in 
den von ihm durchlaufenen Phasen verschiedene sich ablösende typenbildende Vor­
bilder herausstellte, die jeweils, eher instinktiv als geplant, den sich wandelnden 
Erfordernissen der Realpolitik Rechnung trugen. Das Gesicht seiner repräsenta­
tiven Träger wechselte damit auch in der Realität. Die völkische, antisemitische, 
kleinbürgerliche Schicht, die etwa aus dem „Deutschvölkischen Schutz- und Trutz­
bund" in den ersten Jahren nach 1919 in seine Gruppen einströmte, die weitgehend 
im Raum großstädtischer Arbeitslosenämter entstandenen, das „Recht auf die 
Straße" verlangenden braunen Bataillone, die Angehörigen der KZ-Totenkopf-
verbände und die Panzersoldaten der Waffen-SS hatten als Typ wenig gemeinsam. 
Das Gemeinsame war der weite Rahmen der NS-Weltanschauung und die Treue­
pflicht dem gleichen Führer gegenüber. Literarische Ahnenforschung, die die 
Hauptkennworte der Hitlerschen „Weltanschauung" mit denen sogenannter „Vor­
fahren" vergleicht, muß unscharf werden, wo der typenmäßige Wandel in der 
Realität der Bewegung „Nationalsozialismus" sich der Konfrontierung mit Zitaten 
entzieht. 

Den deutschen Nationalsozialismus von seiner embryonalen Bierstubenperiode 
bis zu den illusionären Dekreten aus dem Berliner Führerbunker als eine Einheit 
zu sehen, ist falsch. 

fehlen einige Originalseitenangaben, und so mußten einige Zitate in freier Rückübersetzung 
gegeben werden. Obwohl bestrebt, eine Überlastung durch Fußnoten zu vermeiden, hat es der 
Autor aus Gründen intellektueller Redlichkeit relativ oft für notwendig gehalten, Referenzen 
heranzuziehen, auch wenn auf direkte Zitate verzichtet wurde. Auf Vollständigkeit wird dabei 
kein Anspruch erhoben. Eine ausführliche Buchveröffentlichung über das gleiche Thema ist 
in Vorbereitung; eine französische Bearbeitung erscheint im Rahmen einer vom „Conseil 
International de la philosophie et des sciences humaines" (UNESCO) besorgten Unter­
suchung über die Wurzeln des Nationalsozialismus, aus der die vom gleichen Institut her­
ausgegebene mehrsprachige Zeitschrift „Diogenes" einen Ausschnitt bringt. 

1 Vgl. Paul Winkler, The Thousand-Year Conspiracy, Secret Germany Behind the Mask, 
New York 1943, 381 S.; Derwent Wittlesey, German Strategy of World Conquest, New York 
1942, 293 S.; Stephen Raushenbush, The March of Fascism, New Haven 1939, Yale Univer-
sity Press, 355 S.; Rohan D'O Butler, The Roots of National Socialism, New York 1942, 304 S. 
sind Beispiele dieser Art Geschichtsbetrachtung. 

2 Vgl. Paul W. Massing, Rehearsel for Destruction, A Study of Political Antisemitism in 
Imperial Germany, New York 1949, 341 S. 
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1923, 1933, 1939 und 1945 gab es den deutschen Nationalsozialismus. Aber er 
hatte stets ein verschiedenes Gesicht, und das nicht etwa nur deshalb, weil genera­
tionsmäßig neue Jahrgänge nachrückten. 

Der frühe Hitler hatte, als er sich entschloß, „Politiker zu werden", die aus Wien 

mitgebrachte alldeutsch-völkische Ideologie, die er mit Bitterkeit gegen das kaiser­

liche Deutschland und abgrundtiefem Haß gegen die „Novemberverbrecher" ver­

band. Gefühlsgrundlage war und blieb der — für das Deutschtum, nicht nur das 

Deutsche Reich — verlorene Krieg. Vorstellungen dieser Art hoben ihn u m kein 

Haar aus den zahllosen nationalen, antisemitischen und völkischen Gruppen in 

Deutschland und im deutschsprachigen Grenzland heraus. 

Bald stellte er fest, daß das Rüstzeug dieses Nationalismus allein nicht mehr 

ausreichte. Für die germanisch-esoterischen Schwarmgeister im völkischen Lager 

hat er nie Verständnis gehabt. Schon in „Mein Kampf" stehen ein paar sarkastische 

Bemerkungen über sie. 

Seine wirkliche Entdeckung — für Deutschland — war die propagandistische Aus­
wertung der sudetendeutsch-österreichischen Losung eines „Nationalen Sozialis­
mus", einer echten Ursprungsideologie der Zeit. Mehr als einer der durch das 
Fiasko der bürgerlichen Ordnung und gleichzeitig von der Novemberrevolution 
Enttäuschten horchte damals auf. Nicht nur Entwurzelte neigten ihr zu. 

Hitler selbst hat dabei lange Zeit zwischen restaurativer und revolutionärer Pro­

paganda laviert. Einerseits erklärte er am 9. November 1923, das „Unrecht der Re­

volution" wieder gutmachen zu wollen, andererseits spielte er eine Zeitlang mit dem 

Gedanken, seine eigene Partei als „Sozialrevolutionäre" zu firmieren. Es gab für 

Jahre antisozialistische Nationalisten, pro-russische Sozialisten, Priester und Heiden, 

Monarchisten und Republikaner in der NS-Partei. Nicht einmal der radikale Anti­

semitismus war unbestritten. Gegen Streicher und seinen Kreis sind von den 

„Linken" der Partei ungezählte Ausschlußanträge eingebracht worden. 

Nach dem mißlungenen Novemberputsch, nach dem gescheiterten Einigungs­

abenteuer mit der Wulle-Graefeschen „Deutschvölkischen Freiheitsbewegung", 

nach der Landsberger Festungshaft änderte sich — zuerst unmerklich — das Gesicht 

der neuen NSDAP, die nach dem aufgehobenen Verbot an die alte Bewegung an­

knüpfte. Zweckideologien der verschiedensten Art traten den ursprünglichen For­

mulierungen an die Seite. 

Propagandist von Format, verstand Hitler die Technik synthetischer Ideen­

herstellung nur zu gut. Das völkische Element trat bald hinter der Militanz des 

„sozialistischen" Sturmrufs vom „unbekannten SA-Mann" merklich zurück. Es war 

nicht immer leicht für die bayerische Zentrale, die divergierenden Kräfte zusam­

menzuhalten. Als Otto Strasser 1930 nach seiner berühmten Unterredung mit 

Adolf Hitler die Parole ausgab „Die Sozialisten verlassen die Partei", folgten ihm 

dennoch nur wenige. Die norddeutsche SA-Rebellion des Hauptmann Stennes, die 

für ein paar Tage das Gefüge der Partei zu erschüttern schien, blieb gleichfalls letzt­

lich ohne nachteilige Folgen für die inzwischen auf ihrem Wege zum parlamenta-
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rischen Sieg zur Massenpartei gewordene NSDAP. Die Zentripetalkraft der Hitler­
gruppe erwies sich als stärker als man angenommen hatte. 

Betrachtet man heute die einzelnen Phasen des NS-Regimes, so erscheint es durch­
aus verständlich, daß in den ersten Jahren nach 1933 sowohl echte Konservative 
wie Hermann Rauschning, wie auch Reaktionäre wie Fritz Thyssen im „Aufbruch 
der Nation" eine bürgerliche Restaurationsbewegung sehen konnten3, deren radi­
kaler Überschwang sich — wie sie hofften — geben würde und deren Ausschreitun­
gen staatlich gesühnt werden würden (soweit diese als gegen gefährliche Elemente 
von links gerichtet sowieso „nicht ohne gewisse Berechtigung" schienen!). 

Als Hitler in Potsdam sich vor dem Marschall des Kaisers in der Präsidentenloge 
verneigte, schien der „Novemberverrat" gesühnt und die Zeit der ruhmreichen Vor­
fallren wiedergekehrt zu sein. Man übersah im Bürgertum zwischen den aus der 
Mottenkiste geholten Galauniformen der alten Armee die braunen Hemden der 
Bürgerkriegsgarden. 

Zu den Merkwürdigkeiten des Phänomens Nationalsozialismus hat, wie Arthur 
Rosenberg4 nachgewiesen hat, zu dieser Zeit gehört, daß sie als „einzige völkische 
Organisation, der die breiten Volksmassen eine antikapitalistische Gesinnung glaub­
ten, imstande war, zugleich im Lager der Revolution und der Gegenrevolution zu 
stehen!" Die SA meinte, unartikuliert und mehr von revolutionären Impulsen als 
von einer revolutionären Theorie bewegt, wenn sie von den Barrikaden sang, im 
Kern wirklich einen sozialen Umbruch. Das war sehr viel mehr als ein Aufstand 
„bewaffneter Boheme", wie Konrad Heiden meint5: 

Es war im Ansatz echte Revolution. — Die offen Sozialrevolutionäre Programma­
tik des norddeutschen „Kampf-Verlag"-Flügels der Gebrüder Strasser hatte — etwa 
in der Auseinandersetzung mit dem Münchener Kreis Hitlers bei der Frage der 
Fürstenabfindung — keinen Zweifel darüber gelassen, daß man den „Nationalen 
Sozialismus" dort innenpolitisch als eine „linke" Bewegung angesehen haben 
wollte. 

Weder die „Linken" in der NSDAP noch die jungkonservativen Befürworter 
einer radikalen, an die Wurzeln gehenden „Revolution von rechts", von der Hans 
Freyer kurz vorher als „Inhalt der Zeit" gesprochen hatte6, sahen jedoch, daß bereits 
in der Geburtsstunde des „Dritten Reiches" der Führer der nationalsozialistischen 
Bewegung die „antikapitalistische Sehnsucht" seiner Sturmtruppen und auch die 
Illusionen des echten Konservativismus in der berühmten Unterredung mit dem 
Bankier Schröder und dem Opportunisten v. Papen preisgegeben hatte. Länger als 
ein Jahr warteten sowohl die Sturmkolonnen als auch die Industriellen auf Ein­
lösung ihrer Wechsel, beide langsam mißtrauisch werdend, beide unsicher gewor­
den. Der 30. Juni schien endlich zu beweisen, daß man in der Partei Hitlers den 

3 Vgl. Hermann Rauschning, Konservative Revolution, Versuch und Bruch mit Hitler, 
New York 1941, 301 S., und Fritz Thyssen, I paid Hitler, New York 1941, 281 S. 

4 Arthur Rosenberg, Geschichte der deutschen Republik, Karlsbad 1935, 231 S. 
5 Konrad Heiden, Der Führer, Hitlers Rise to power, Boston 1944, 788 S. 
6 Hans Freyer, Revolution von Rechts, Jena 1931, 72 S. 
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Radikalismus in den eigenen Reihen auszumerzen, die reaktionären Partner einzu­
schüchtern und eine mittlere Linie einzuhalten beabsichtigte. 

Daß dabei neben den von ihrem obersten Chef moralisch disqualifizierten Füh­
rern der Braunhemden auch zwei Generale — darunter ein ehemaliger Kanzler — 
und mehrere recht respektable Rechtspolitiker „versehentlich" mit über die Klinge 
sprangen, war zwar ein Schönheitsfehler, aber, schien es den „Realpolitikern" von 
rechts, letztlich nicht entscheidend. Nur wenigen Konservativen wurde klar, daß 
unter den Schüssen in Stadelheim und Lichterfelde nicht nur der Machtanspruch 
der „alten Kämpfer" der SA, sondern auch der Gedanke des Rechtsstaats und damit 
des Ethos einer wirklichen „Konservativen Revolution" liquidiert wurde. Man miß­
verstand die Bedeutung des 30. Juni 1934. Die Mitbesiegten fühlten sich als Sieger, 

Adolf Hitler aber hatte als „Oberster Gerichtsherr" den Weg vorgezeichnet, den 
der Nationalsozialismus von nun an einschlug. Sollte dieser als neue Form politischer 
Machtausübung bestehen, mußte Hitler erbarmungslos gegen zwei Gegner sein: 
links gegen den echten Sozialismus und rechts gegen den echten Konservativis­
mus, vor allem, soweit diese Tendenzen in den eigenen Reihen auftauchten. Von 
der Ermordung der SA-Führer und vor allem Gregor Strassers auf der einen Seite, 
des Generals v. Schleicher, konservativer und konfessioneller Persönlichkeiten am 
30. Juni auf der andern, — über die gnadenlose Bekämpfung der „marxistischen" 
Illegalität einerseits, den Skandalen um Blomberg und Fritsch andererseits, bis zum 
20. Juli 1944, wo die Blüte des preußisch-deutschen Adels zusammen mit wichtigen 
Führern der Arbeiterbewegung dem Henker zugeführt wurde: es war immer das 
gleiche, Sozialisten und Patrioten aus konservativer Substanz mußten als gefähr­
lich eliminiert werden, sollte das Dritte Reich bestehen. 

Die zivile NSDAP hätte diesen Zweifrontenkampf nie führen können. Unmerk­
lich für die meisten Beobachter trat die NS-Bewegung in ihr drittes Stadium, das 
des SS-Gegenstaates. 

So richtig es ist, daß am 30. Juni 1934 die Sozialrevolutionäre Periode des deut­
schen Nationalsozialismus gewaltsam beendet wurde (es ist sehr interessant, daß der 
italienische Faschismus durch eine gleiche Auseinandersetzung mit seinen „alten 
Kämpfern" gegangen ist, wie Ignazio Silone dokumentarisch belegt7), so falsch war 
es, wenn man annahm, daß der Sieger dieses Tages die Wehrmacht als Repräsen­
tant der Ordnung, des Rechts und der Sicherheit sei. Der Sieger war Heinrich 
Himmler, mit ihm ein besonderer Typ des Nationalsozialisten. 

Ein paar Zeilen bei H. G. Gisevius, in denen er schildert, wie Hitler, nach seiner 
„Strafaktion" in Wiessee und München nach Berlin zurückgekehrt, auf dem 
Tempelhofer Flugfeld von Himmler begrüßt wird, erleuchten blitzlichtartig die 
Situation nach dem 30. Juni:8 

7 Vgl. Ignazio Silone, Der Faschismus, seine Entstehung und seine Entwicklung, Zürich 
1934, 294 S. 

8 Hans Bernd Gisevius, Bis zum bittern Ende, Band I, Zürich 1946, 469 S. (S. 248). -
Über die Einzelvorgänge des 30. Juni ist noch immer verhältnismäßig wenig bekannt. Konrad 
Heidens Darstellungen, die Otto Strassers (Die deutsche Bartholomäusnacht, Zürich 1945, 



6 Karl O. Paetel 

„. . . Nun zieht Himmler aus der Ärmelklappe eine große zerknitterte Liste. 
Hitler liest sie, während Göring und Himmler unentwegt auf ihn eintuscheln. 
Man sieht genau, wie Hitlers Finger langsam das Papier hinuntergleiten. Ab und 
zu verweilt er bei einem Namen etwas länger. Dann flüstern die beiden umso 
erregter. Plötzlich wirft er seinen Kopf zurück. Es ist eine Geste so heftiger Auf­
wallung, um nicht zu sagen Ablehnung, daß jeder Umstehende sie bemerken 
muß." 

Was war geschehen? Gisevius fahrt fort: „Nebe und ich blicken uns groß an. 

Beide elektrisiert derselbe Gedanke. Jetzt werden sie ihm wohl Strassers „Selbst­

mord" beigebracht haben!" Bei der Aufwallung blieb es. Hitler hat nie die Mörder 

Gregor Strassers zur Rechenschaft gezogen, nie ein Wort des Bedauerns über den 

Mord gefunden. 

Nachträglich sanktionierte der „Führer", daß der Reichsführer SS nicht nur Auf­

träge ausgeführt, sondern sie ebenso wie Göring „auf eigene Verantwortung er­

weitert" hatte. 

Die „Sozialistische Revolution", die nach Meinung der SA der „Nationalen Revo­

lution" folgen sollte, die „Zweite Welle" des nationalen Sozialismus, die Röhm 

drohend angekündigt hatte, ohne wirkliche Putschvorbereitungen zu treffen, war 

in Blut erstickt worden, bevor sie mehr als ein Schlagwort geworden war. 

Die Bahn war frei für den Schwarzen Orden. Himmler übernahm. Schritt­

weise, langsam. Hitler hatte sich entschieden:9 Gegen die Bewegung. Für den 

Orden. 

Auch wenn man vielleicht die Einführung eines religiösen Begriffs10 nicht ohne 

weiteres als adäquat empfinden mag, so hat Joachim Günther im Kern doch recht, 

wenn er feststellt: „Der vitale SA-Gedanke ist am 30. Juni 1934 von der rein sata­

nischen SS-Idee besiegt worden11". 

242 S.), das „Weißbuch über die Erschießungen des 30. Juni 1934" (Authentische Darstellung 
der deutschen Bartholomäusnacht, Paris 1934, 206 S.) widersprechen einander und zahllosen 
andern Berichten, die im Ausland erschienen, in vielen Details. 

9 „Die Erhöhung der SS zu der mächtigen Organisation, die dem weiteren Verlauf der 
Geschichte des nationalsozialistischen Regimes sein charakteristisches Gesicht gegeben hat" , 
stellt Hermann Mau fest, „wirkt wie ein Sinnbild dafür, daß das ganze Regime mit dem 30.Juni 
seine Natur veränderte. Seit Hitler den kaltblütigen Mord zum legalen Mittel seiner Politik 
gemacht hat, entrinnt er nicht mehr dem Fluch der bösen Tat. Es ist von nun ab in der natio­
nalsozialistischen Politik so, als seien gewisse Sicherungen durchgebrannt. Macht und Gewalt 
haben sich unwiderruflich miteinander verbunden." Hermann Mau, Die „Zweite Revolution". 
Der 30. Juni 1934. Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, I . /2, April 1953; S. 137. 

10 Es ist in diesem Zusammenhang nicht ohne Interesse, daß der ,Neuheide' Erich Luden-
dorff, wie Walter Goerlitz und Herbert A. Quint in ihrem Buch: „Eine Adolf-Hitler-Biogra­
phie" (Stuttgart 1952, 658 S.) berichten, in einem Brief an Hindenburg kurz nach der Macht­
übernahme formuliert hat te : „Ich prophezeie Ihnen feierlich, daß dieser unselige Mann unser 
Reich in den Abgrund stoßen, unsere Nation in unfaßliches Elend bringen wird. Kommende 
Geschlechter werden Sie verfluchen, daß Sie das getan haben" (S. 371). 

11 Joachim Günther, Die Stufen zum Satanismus, Umrisse einer Genealogie der KL-
Ideologie, Deutsche Rundschau, Gelsenkirchen, LXXVI, 3, März 1950, S. 174-183 . 
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II. Der Orden auf dem Wege zur Macht. 

Als am 30. Januar 1933 der nationalsozialistische Parteiführer deutscher Reichs­

kanzler wurde, wurde er das als Repräsentant der gesamten „Nationalen Opposi­

tion". Die Illusion hielt nicht lange vor. Die Partner wurden zu Puppen, ihre Orga­

nisationen zerschlagen oder gleichgeschaltet. Damit begann — theoretisch — die 

Herrschaft der autoritären Partei: Die „Partei befahl dem Staat". 

In Wirklichkeit wurden Staat und Partei keineswegs eins. Denn die Partei war 

selbst nicht mehr eins: Stichtag 30. Juni 1934. An diesem Tage waren zwei Ab­

schnitte in der Geschichte des Nationalsozialismus zu Ende: der der völkischen Be­

wegung und der des „nationalen Sozialismus". 

Die Völkischen alten Stils nahm niemand mehr ernst. Die Sozialisten, die mit 

dem Tode Gregor Strassers ihren Sprecher verloren hatten, verließen die Partei, 

schwiegen oder heulten mit den Wölfen. "Idealisten" aller Art : Währungsreformer 

à la Silvio Gesell oder Gottfried Feder, Lebensreformer auf nordischer Grundlage, 

Heidenpriester usw. hatten entweder bereits vor der Machtübernahme zänkisch 

eigene Vereine gegründet oder vegetierten innerhalb der NSDAP weiter, belächelt 

und ohne Einfluß. Die „Müllabfuhr"12 übernahm Himmler. 

Am 3. Juli 1934 hatte das Reichskabinett ein Gesetz über Maßnahmen der Staats­

notwehr erlassen, dessen einziger Artikel lautete: „Die zur Niederschlagung hoch-

und landesverräterischer Angriffe am 30. Juni und am 1. und 2. Juli vollzogenen 

Maßnahmen sind als Staatsnotwehr rechtens." Am 13. Juli begründete Hitler per­

sönlich vor dem Reichstag die Terrormaßnahmen der deutschen Bartholomäus­

nacht, und am 20. Juli waren die Schutzstaffeln, die bisher dem Stabschef der SA 

mitunterstanden, eine selbständige, von den Sturmabteilungen unabhängige Orga­

nisation geworden. Der Erlaß lautete: 
„Im Hinblick auf die großen Verdienste der SS, besonders im Zusammenhang 

mit den Ereignissen des 30. Juni 1934, erhebe ich dieselbe zu einer selbständigen 
Organisation im Rahmen der NSDAP. Der Reichsführer SS untersteht daher, 
gleich dem Chef des Stabes, dem Obersten SA-Führer direkt. Der Chef des Stabes 
und der Reichsführer SS bekleiden beide den parteimäßigen Rang eines Reichs­
leiters."13 

Intelligenter als die meisten der Parteipropagandisten, hat Himmler einmal Her­

mann Rauschning gegenüber den Standpunkt vertreten, daß „als wir zur Macht 

gekommen waren, weder Einigkeit in bezug auf die zukünftige Politik bestand noch 

eine einige Führerschicht vorhanden war. Die Partei besaß eine Art Auswahlsamm­

lung aller in Deutschland vorhandenen politischen Vorstellungen, von sturen Reak­

tionären bis zu doktrinären Pazifisten und radikal-linken Sozialisten. Die Aufspal-

12 Lutz Graf Schwerin von Krosigk hat in einem der am besten gelungenen „Portraits" : 
„Der Methodiker des Schreckens, Heinrich Himmler" in „Es geschah in Deutschland, Men­
schenbilder unseres Jahrhunderts", Tübingen 1951, 384 S., drastisch formuliert: „Hitler 
konnte seine politische ,Müllabfuhr' keinem geeigneteren Mann übertragen als dem, der eine 
Organisation des Schreckens pedantisch aufzog und weder Gnade noch Reue kannte." (S. 252) 

13 Vgl. Fritz Maier-Hartmann, Dokumente des Dritten Reiches, I I . Band, 606 S. München 
1939 (S. 159 f). 
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tung der Partei in verschiedene Lager, was den Zusammenbruch der deutschen 

Revolution zur Folge gehabt hätte", fuhr Himmler fort, „war unvermeidlich, wenn 

nicht scharfe Maßnahmen getroffen wurden. So wurde eine eindrucksvolle Terror-

Aktion unvermeidlich."14 

Die Terror-Aktion hatte stattgefunden und Himmler war der nur Hitler persön­

lich verantwortliche Führer einer unabhängigen Parteiorganisation geworden. 

Sehr bald wirkte sich das innerhalb der NSDAP aus. — Einen Überfluß an Theore­

tikern hat sie nie gehabt. Die wenigen, die ihr den Anschein einer fundierten „Welt­

anschauungspartei" zu geben versucht hatten und eine Zeitlang zum mindesten das 

publizistische Gesicht der Partei mitbestimmten, gingen in den nächsten Jahren im 

Zusammenprall mit der SS fast alle über Bord. Das heißt nicht etwa, daß die SS 

keine Intellektuellen hatte. SS-Ärzte sind ja inzwischen zu einer traurigen Berühmt­

heit geworden.15 Der Reichsführer SS, der eine ganz privatautodidaktische Vorstel­

lung von deutscher Vorgeschichte und germanischer Rassenkunde hatte, es aber 

sehr früh überbekommen hatte, diejenigen Rassenforscher heranzuziehen, die nicht 

völlig ihre Forschungen in den Dienst der politischen Zweckmäßigkeit zu stellen 

bereit waren, stellte sich scharenweise eigene Rasse-Experten an, u m Material zur 

Begründung seiner Vorstellungen zu liefern. Auch Verwaltungsfachleute rief man 

durchaus in den engeren Kreis. Nur durften sie keine eigenen Vorstellungen haben. 

Selbst SS-Obergruppenführer Werner Best, der in seinen Vorschlägen einer neuen 

deutschen Großraumordnung 16 immerhin noch Reste der alten Ordnungsvorstel­

lungen der Friedrich Naumannschen Tradition beibehalten hatte und nicht nur 
einfach Gewalt wollte, wurde in Dänemark kaltgestellt. 

Heinrich Himmler mißtraute Leuten mit eigenen Ideen. Das hat Alfred Rosen­

berg spüren müssen. Als Verantwortlicher für die Überwachung des nationalsozia­

listischen Schrifttums hatte dabei gerade er alle Vorarbeiten zur Abhalfterung der 

Ideologen und zur allgemeinen Ideendämmerung in der Partei getan. Er hat z. B. 

eifersüchtig darauf geachtet, daß weder Oswald Spengler noch Moeller van den 

Bruck oder Othmar Spann jemals ideologisch wichtig für die Parteiarbeit geworden 

sind. 

Aber er hatte nicht in Betracht gezogen, daß ein Büro nicht ausreicht, Schlüssel­

stellungen für alle Zeit machtmäßig zu halten. Als Rosenberg Minister für die Ost­

gebiete wurde, hat Himmler seinen „Höheren SS- und Polizeiführern" gegenüber 

keinen Zweifel darüber gelassen, daß sie im besetzten Osten das Heft in der Hand 

hätten, daß sie nur ihm unterstünden, und daß Herr Rosenberg sich ruhig weiter 

aufs Bücherschreiben beschränken könnte. 

Es ist nur logisch, daß Alfred Rosenberg schließlich die Welt nicht mehr verstand. 

14 Hermann Rauschning, Men of Chaos, New York 1942, 341 S. (S. 26). 
15 Mitscherlich und Mielke, Wissenschaft ohne Menschlichkeit. Medizinische und euge­

nische Irrwege unter Diktatur, Bürokratie und Krieg. Heidelberg 1949. 
16 Werner Best, Grundfragen einer deutschen Großraumverwaltung, Festgabe für Heinrich 

Himmler, Darmstadt 1941. 
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Sein ganzes Weltanschauungsgebäude spielte plötzlich keine Rolle mehr. Er beklagt 

sich noch in der Todeszelle darüber17. Entrüstet notiert er: 
„Unter der Maske für germanische Werte zu kämpfen, hat Himmler einen 

gänzlich ungermanischen Zug in die ihm anvertraute tapfere SS gebracht und 
diesen Namen in furchtbarer Weise befleckt. Er war beauftragt, das Reich im 
Innern zu sichern; aber sein Wirken mußte Empörung gegen die Führung des 
Reiches hervorrufen . . . Schließlich hatte sich gegen Himmlers Polizeiregime 
schon ein großer Unwille in fast allen Gauen erhoben. Gegen den ,Orden der SS' 
stellte sich die Partei immer bewußter ein, trotz aller nun einmal nicht zu 
vermeidender dienstlicher Rücksichtnahme." 

Und er fügt bitter an: „Es war zu spät. Der Sektierer siegte über die Idee." — Hier 
irrt Rosenberg. Die Techniker der Macht — beileibe keine Sektierer — haben in 
jahrelanger systematischer Arbeit, wirklich als „Orden" innerhalb der Partei wir­
kend, es fertiggebracht, alle diejenigen, die den beiden ersten Entwicklungsstufen 
der Nationalsozialistischen Bewegung Vertretung und Stimme gegeben hatten, zu 
verdrängen. Die Dogmatiker und die Gläubigen hatten sich gleichermaßen über­
lebt in der Partei Hitlers. Das sah nicht nur Himmler. Männer wie Bormann haben 
das auch gespürt. Nur stand ihm z. B. der „Idealist" Rudolf Heß zu lange im Wege, 
um rechtzeitig ein eigenes Machtzentrum zu werden. 

Die Anti-Ideologen der SS hatten den Staats-, Militär-, ja selbst den Wirtschafts­
apparat zu durchsetzen, die zivile Partei zu entmachten und einen eigenen omni­
potenten Raum im Zentrum des Staates zu schaffen begonnen, bevor Bormann be­
gann, selbst Einfluß auszuüben. 

David Rousset bemerkt einmal bei der Beschreibung der Machtfülle der die Welt 
der KZ beherrschenden SS18: 

„. . . Im Zentrum dieses — unsichtbaren — ,empire' eint und kontrolliert ein 
Gehirn alle Polizei-Reserven des Reiches — und Europas — und beherrscht mit 
absolutem Willen jede Lebensform der Lager: das Gehirn Himmlers und das 
seiner Vertrauten . . . " 

Der Reichsleiter Rosenberg und der KZ-Häftling Rousset machten die gleiche 
Erfahrung: Deutschland—Europa wurde letzten Endes von den SS-Kasernen aus 
regiert. — Himmlers Orden überwachte die NS-Bewegung. Er hatte die Polizei des 
Großdeutschen Reiches in Händen. Seine „Höheren SS- und Polizeiführer" kon­
trollierten schließlich die besetzten Gebiete19. 

Aber noch immer stand ihm überall die Wehrmacht im Wege. Mehr als ein Ver­
dächtiger „emigrierte" in die Armee, um außerhalb seiner Jurisdiktion zu stehen. 

17 Serge Lang und Ernst von Schenck, Portrait eines Menschheit-Verbrechers nach den 
hinterlassenen Memoiren des ehemaligen Reichsministers Alfred Rosenberg, St. Gallen 1947, 
356 S. 

18 David Rousset, The Other Kingdom, New York 1947, 173 S. (S. 102) - Ursprünglicher 
Titel: L'Univers Concentrationnaire, Paris 1946, 187 S. 

19 Wir können hier den einzelnen Etappen der Infiltration der SS in die Schlüsselpositionen 
des staatlichen Lebens in Hitlerdeutschland und dann im besetzten Europa nicht folgen. Das 
Kapitel „Police" in Raphael Lemkin's Darstellung „Axis Rule in Occupied Europe", Washing­
ton 1944, 674 S., gibt eine Übersicht über die gesetzlichen Grundlagen der polizeilichen SS-
Herrschaft, mit allen wichtigen Daten und Quellenangaben. S. 15—24. 



10 Karl O. Paetel 

Parteipolizei und Staatspolizei waren wesentliche Machtmittel. Um aber die 

„Arroganz" der Wehrmacht zu brechen, mußte der Orden, da sich jeder Versuch, sie 

einzuschüchtern, inzwischen als vergeblich erwiesen hatte, sich dem Führer auch 

als Schwertarm nach außen unentbehrlich machen. 

So entstand neben der Allgemeinen SS und dem Sicherheitsdienst der SS (SD) die 

Waffen-SS, die schließlich 37 Divisionen umfaßte. 

Bis zum Kriege sind die Standarten der „SS-Verfügungstruppen" kaum ein Kon­

kurrent für die Armee gewesen. Dann allerdings wurden sie — als Waffen-SS — sehr 

schnell zu Brigaden und Divisionen. Sie begannen, alle Waffengattungen zu um­

fassen, bekamen schwere Waffen und wurden großenteils zu Elite-Panzerverbänden 

gemacht. Sehr bald rekrutierte man auch in außerdeutschen Ländern, zuerst vor 

allem für sogenannte „Germanische" Divisionen, bald aber auch darüber hinaus20. 

Obwohl das Prinzip der Freiwilligkeit später immer mehr aufgegeben wurde — 

aus Wehrmacht und Luftwaffe wurden Einheiten einfach überstellt, und in HJ 

und Arbeitsdienst unterschied sich die „Werbung" nicht mehr von regulärer Ein­

ziehung — ist der militärische Wert der Waffen-SS auch von den Gegnern stets sehr 

hoch geschätzt worden21. Daran änderte auch nichts, daß sie gelegentlich — wie in 

Oradour — den speziellen SD-Einsatzgruppen terroristische Aufgaben abnehmen 

mußte . 

Die SS war ein Machtfaktor geworden. Himmlers Saat war aufgegangen. Der 

„Führer" identifizierte sich immer deutlicher mit dem Schwarzen Orden. Eine 

erste Mitteilung ergänzend, die nur an Kommandierende Generale ging, wünschte 

der Oberkommandierende des Heeres den folgenden Feststellungen am 21 . März 

1941 „weiteste Verbreitung"22: 

„Geheim! Betr.: Waffen-SS. Der Führer äußerte am 6. 8.1940 gelegentlich des 
Befehls zur Gliederung der ,Leibstandarte Adolf Hitler' die in Folgendem zusam­
mengefaßten Grundsätze zur Notwendigkeit der Waffen-SS. 

20 Wie der ehemalige General der Waffen-SS, Chef SS-Hauptamt, Gottlob Berger, mit­
teilt, sind etwa 860000 Männer durch die Waffen-SS gegangen, und zwar: 320000 aus dem 
Großdeutschen Reich (200000 reine Freiwillige, 120000 einberufen oder aus Heer und Luft­
waffe überstellt). 280000 Volksdeutsche, größtenteils aus Südosteuropa. 120000 Freiwillige 
aus Nord- und Westeuropa: Frankreich, Belgien, Niederlande, Dänemark, Norwegen, Finnland, 
aus der Schweiz (280), Schweden (160) und England (540). 140000 Freiwillige aus Osteuropa: 
estnische, lettische und ukrainische Divisionen, dazu ein georgischer und ein kaukasischer 
Waffenverband, je etwa 10000 Mann („Nation Europa", Coburg, III , 4. April 1953, S. 55). 

21 Vgl. Paul Hausser, Waffen-SS im Einsatz, Göttingen 1953, 272 S. 
22 OKH, Gen. St. d. H., Nr..137/3. 41 g (I) vom 2 1 . 3. 41 , betr. Äußerungen des Führers 

über die künftige Staatstruppenpolizei. Dieses Rundschreiben begründete die erneute Bekannt­
gabe der Gedanken Hitlers folgendermaßen: „Es sind Zweifel entstanden, ob bei der seiner­
zeitigen Übermittlung der Gedanken des Führers über die Waffen-SS die Absicht einer weiter­
gehenden Bekanntgabe bestanden hat. Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht hat 
hierzu festgestellt, daß die weiteste Verbreitung der Gedanken des Führers nur erwünscht 
sein kann. Die o. a. Verfügung ist seinerzeit nur bis zu den Herren Kommandierenden Ge­
neralen verbreitet worden. Die Gedanken des Führers über die Waffen-SS werden deshalb 
anliegend nochmals bekanntgegeben.« Vgl. IMT, Bd XXXV, S. 355 f. 
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Das Großdeutsche Reich in seiner endgültigen Gestalt wird mit seinen Grenzen 
nicht ausschließlich Volkskörper umspannen, die von vornherein dem Reich wohl­
wollend gegenüberstehen. Über den Kern des Reiches hinaus ist es daher not­
wendig, eine Staatstruppenpolizei zu schaffen, die in jeder Situation befähigt 
ist, die Autorität des Reiches im Innern zu vertreten und durchzusetzen. 

Diese Aufgabe kann nur eine Staatspolizei erfüllen, die in ihren Reihen Männer 
besten deutschen Blutes hat und sich ohne jeden Vorbehalt mit der das Groß­
deutsche Reich tragenden Weltanschauung identifiziert. Ein so zusammenge­
setzter Verband allein wird auch in kritischen Zeiten zersetzenden Einflüssen 
widerstehen. Ein solcher Verband wird im Stolz auf seine Sauberkeit niemals 
mit dem Proletariat und der die tragende Idee unterhöhlenden Unterwelt fra­
ternisieren. 

In unserem zukünftigen Großdeutschen Reich wird aber auch eine Polizeitruppe 
nur dann den anderen Volksgenossen gegenüber Autorität besitzen, wenn sie 
soldatisch ausgerichtet ist. 

Unser Volk ist durch die ruhmvollen Ereignisse kriegerischer Art und die Er­
ziehung durch die nationalsozialistische Partei derart soldatisch eingestellt, daß 
eine ,strumpfstrickende' Polizei (1848) oder eine ,verbeamtete Polizei' (1918) sich 
nicht mehr durchsetzen kann. Daher ist es notwendig, daß sich diese Staats­
polizei' in geschlossenen Verbänden an der Front ebenso bewährt und ebenso 
Blutopfer bringt wie jeder Verband der Wehrmacht. 

In den Reihen des Heeres nach Bewährung im Felde in die Heimat zurückge­
kehrt, werden die Verbände der Waffen-SS die Autorität besitzen, ihre Aufgaben 
als Staatspolizei durchzuführen. Diese Verwendung der Waffen-SS im Innern 
liegt ebenso im Interesse der Wehrmacht selbst. 

Es darf niemals mehr in der Zukunft geduldet werden, daß die deutsche Wehr­
macht der allgemeinen Wehrpflicht bei kritischen Lagen im Innern gegen 
eigene Volksgenossen mit der Waffe eingesetzt wird. Ein solcher Schritt ist der 
Anfang vom Ende. Ein Staat, der zu diesem Mittel greifen muß, ist nicht mehr 
in der Lage, seine Wehrmacht gegen den äußeren Feind einzusetzen und gibt 
sich damit selbst auf. Unsere Geschichte hat dafür traurige Beispiele. Die Wehr­
macht ist für alle Zukunft einzig und allein zum Einsatz gegen den äußeren Feind 
des Reiches bestimmt. 

Um sicherzustellen, daß die Qualität der Menschen in den Verbänden der Waffen-
SS stets hochwertig bleibt, muß die Aufstellung der Verbände begrenzt bleiben. 

Der Führer sieht diese Begrenzung darin, daß die Verbände der Waffen-SS 
im allgemeinen die Stärke von 5 — 10 Prozent der Friedensstärke des Heeres 
nicht überschreitet." 

So weit Adolf Hitler. — Abgesehen davon, daß das letzte Versprechen gegenüber 

der Wehrmachtführung in keiner Weise eingehalten wurde, ist der langen Rede 

kurzer Sinn sehr klar: Der Führer des Großdeutschen Reiches sah sorgenvoll in die 

Zukunft, selbst bei siegreichem Kriegsausgang. „Unterwelt", Proletariat und nicht 

„wohlwollend" eingestellte unterdrückte Völker würden latente Gegner sein. In 

kritischen Situationen war darüber hinaus weder dem anonymen Volksgenossen 

noch der Partei, am wenigsten aber einer siegreichen Armee zu trauen. So wird 

schließlich der Chef aller deutschen Polizeiformationen auch der Heerführer 

einer zweiten, eigenen „Armee des Führers"2 3 . 

23 Vgl. Karl O. Paetel, Netz des Terrors überm Reich, New Yorker Staatszeitung und Herold, 
l l . u. 12. September 1944. 
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Die Führung der SS hat im übrigen mit bemerkenswerter Offenheit schon sehr 

früh unmißverständlich erklärt, daß sie auf dem „Kriegsschauplatz Innerdeutsch­

land" (später ohne viele ideologische Unkosten in den der europäischen „Neuen 

Ordnung" ausgeweitet) mit steigenden Schwierigkeiten rechnete und nicht viel 

Federlesens machen würde, sie zu bewältigen. Während SS-Obergruppenführer 

Heydrich 1935 noch an die Mithilfe der zivilen Partei dabei appelliert24, klingt des 

Reichsführers SS mokante Bestätigung der Tatsache, daß seine Organisation nicht 

gerade übermäßig behebt war, 1936 bereits wesentlich selbstbewußter :25 „Ich weiß, 

daß es manche heute in Deutschland gibt, denen es schlecht wird, wenn sie diesen 

schwarzen Rock sehen. Wir haben Verständnis dafür und erwarten nicht, von allzu-

vielen geliebt zu werden." 1934 hatte er in seiner Neujahrsbotschaft bereits die 

Richtung gewiesen: 

„Eine der dringendsten Aufgaben, die wir vor uns haben, ist die, alle offenen 
und verborgenen Feinde des Führers und der nationalsozialistischen Bewegung 
ausfindig zu machen, sie zu bekämpfen und zu vernichten." 

Mit den Jahren wird der Ton der — nicht allzu häufigen — öffentlichen Erklärun­

gen 26 des Ordens immer herrischer, immer drohender, immer hysterischer, bis der 

Reichsführer SS etwa am 9. Juni 1942 an der Bahre Heydrichs noch einmal als ein­

ziges Programm der SS wiederholt, um der Nation willen weder eigenes noch an­

deres Blut zu scheuen. 

Der von Dr. Best einmal unternommene Versuch, die Kompetenzen der ver­

schiedenen SS- und Polizeiverbände funktionell gegeneinander abzugrenzen und 

auf legale Basis zu stellen27, hat sich praktisch nie ausgewirkt. 

Nach außen hin für jeden sichtbar wurde die Triarier-Rolle der SS im Dritten 

Reich nach dem mißglückten Staatsstreich des 20. Juli 1944. Obwohl das Reichs­

sicherheitshauptamt offensichtlich über den an seinen Vorbereitungen beteiligten 

Personenkreis unterrichtet war, traf die Aktion selbst den Himmlerkreis unver­

ständlicherweise überrraschend28. 

Dennoch wirkte der mißlungene Aufstand zunächst als Bumerang zugunsten 

Himmlers. Goebbels, der sich, wie am 30. Juni 1934, an die SS anhängte, diesmal 

immerhin dank seiner Geistesgegenwart, mit der er Remer gegen die Bendler-

straße ansetzte, nicht ganz ohne eigenes Verdienst, wurde „Reichsbevollmächtigter 

für den totalen Kriegseinsatz" und dadurch Männern wie Speer, Sauckel und Ley 

24 R. Heydrich, Chef des Sicherheitshauptamts des Reichsführers SS, Wandlungen unseres 
Kampfes, München 1935, 20 S. 

25 Heinrich Himmler, Die Schutzstaffel als antibolschewistische Kampforganisation, Mün­
chen 1936, 31 S. (S. 29). 

26 S. etwa Gunther d'Alquen, Die SS, Geschichte, Aufgabe und Organisation der Schutz­
staffeln der NSDAP, bearbeitet im Auftrage des Reichsführers SS, Berlin 1939, Schriften der 
Hochschule für Politik. 

27 Vgl. Werner Best, Schutzstaffeln der NSDAP und die Polizei, Deutsches Recht, 1939, 
S. 47 ff. 

28 „SS-Bericht über den 20. Juli", Aus den Papieren des SS-Obersturmbannführers 
Dr. Georg Kiesel, Nordwestdeutsche Hefte, Hamburg, II , 2, 1947, S. 5 - 3 4 . 
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übergeordnet. Göring verlor zwar nominell keine Funktion, wurde theoretisch so­
gar noch einmal bestätigt, mußte aber praktisch die Wirtschaftsdiktatur an Goeb­
bels delegieren und außerdem die „Luftwaffe Reich" unter Generaloberst Stumpff 
ausdrücklich Himmler zur Verfügung stellen. Der eigentliche Gewinner des Tages 
aber war der Schwarze Orden. Mit der Reorganisierung der Verwaltung in Nordfrank­
reich und Belgien durch einen SS-Funktionär wurde das letzte besetzte Gebiet, das 
vorher der Militärverwaltung, nicht einem NS-Spezialkommissar unterstand, 
seiner Kontrolle unterstellt. In der kämpfenden Truppe übernahmen SS-Führer 
direkt höchste Kommandostellen. SS-Obergruppenführer Hausser, vorher Chef des 
zweiten Panzerkorps, übernahm die Leitung einer entscheidenden Armeegruppe 
der Wehrmacht in Frankreich. SS-Gruppenführer Jungclaus wurde zum Ober­
befehlshaber aller in Belgien und Nordfrankreich stationierten Truppen ernannt. 
Im Osten wurde der gleiche Prozeß wenigstens im Ansatz eingeleitet: der verant­
wortliche SS-Führer von Warschau bekam den Befehl über eine Armee der Wehr­
macht übertragen. 

Das wesentlichste Ergebnis der Neuorganisierung, die dem 20. Juli folgte, war aber, 
daß die SS das Zentrum des Organisationsgefüges der Wehrmacht in die Hand be­
kam. Das „Stellvertretende Generalkommando" war von Generaloberst Fritz Fromm 
fast zwei Jahre lang gegen die Infiltration der SS verteidigt worden. Himmler hatte 
vergeblich versucht, Fromm durch den Chef des Kommando-Amts der Waffen-SS, 
SS-Obergruppenführer Jüttner, oder den Leiter des Ergänzungsamts der Waffen-SS, 
SS-Obergruppenführer Jürs, ersetzen zu lassen. Die Widerstände waren zu stark 
gewesen. Die Ereignisse des 20. Juli gaben den Weg frei. 

Himmler selbst übernahm das Kommando des Ersatzheeres. Damit hatte er neben 
der Kontrolle des Inlandes, die er als Reichsinnenminister usw. bereits in den Hän­
den hatte, neben dem Befehl über alle Organisationen der SS und der euro­
päischen Waffen-SS als Reichsführer SS, endlich das entscheidende Bindeglied zwi­
schen Heimat und Fronttruppen der deutschen Wehrmacht unter Aufsicht des 
Ordens29. Das Ersatzheer war im Rahmen der deutschen Kriegführung sehr viel 
wichtiger, als sein bescheidener Name andeutete: seine Aufgabe bestand nicht nur 
darin, nach den Weisungen des Chefs der Heeresausrüstung den Ersatz für die 
Front auszubilden und bereitzustellen. Ihm unterstand das gesamte militärische 
Transportwesen auf Reichsbahn, Auto-, Land- und Wasserstraßen, ihm unterlag 
die militärische Zensur, das Nachrichtenwesen, die Truppenüberwachung, Verpfle­
gung, Bekleidung, das Geldwesen der Truppe, die Fürsorge für Verwundete, um 
nur das Wichtigste herauszugreifen. Es bedarf kaum eines Kommentars, um zu 

29 Die Organisation der Gesamt-SS zerfiel in vier Hauptteile: Reichsführung SS (12 Haupt­
ämter), Allgemeine SS, Waffen-SS und SS-Totenkopfverbände. Diese Kernorganisationen 
strahlen in fast alle Gebiete des öffentlichen Lebens durch Personalunion führender Mitglieder 
mit der Führung anderer Verbände aus, „nach unabänderlichen Gesetzen als Organisation 
einen nationalsozialistischen soldatischen Orden . . ., eine geschworene Gemeinschaft ihrer 
Sippen" bildend. S. „Ergänzender Begleittext zur Übersicht verbrecherischer Nazi-Organisa­
tionen", Länderrat der USA-Zone. 
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beweisen, was der Besitz der Kontrolle von Nachschub, Schulung und vor allem 

entscheidender Nachrichtendienste für die SS bedeutete. 

Zehn Monate vor dem Ende hatte die SS somit Deutschland endgültig in Händen. 

Jeder, der die Herrschaft möglicherweise gefährden konnte, mußte eliminiert wer­

den. Der Reichsführer SS tat dabei mehr als seine Pflicht. Aber er tat genau das, 

was die Ideologie des Ordens verlangte: „den Gegner systematisch anzugreifen, zu 

zerstören, zu lähmen und mit Gewalt völlig zu beseitigen"30. 

Dennoch macht man es sich zu leicht, wenn man die terroristische Bereitschaft 

der SS-Führung etwa einfach mit privatem Sadismus gleichsetzt31. 

Heinrich Himmler, seiner ganzen Statur nach ein typischer Kleinbürger, hat, 

beinahe zufällig, mit dem Ausbau der Schutzstaffeln in eine unabhängige Armee 

neben der Wehrmacht und ihrer Ausweitung in einen europäischen Männerbund 

einen Automatismus von Machtansprüchen ausgelöst, der jeder Ordensbildung dieser 

Art latent innewohnt32. Reinhard Heydrich, der bei weitem intelligentere zweit­

höchste SS-Führer, sich nach außen klug zurückhaltend, tat zweifellos das Seine 

dazu, dem Reichsführer SS und der Formation alle aus der Zeit der Ideologie zu­

rückgebliebenen Provinzialismen dabei abzugewöhnen. 

Himmler selbst hat bis zuletzt stets nur zögernd Schritte unternommen, die 

ihn gegen Hitler festlegen konnten. Er hat zwar über seinen persönlichen Bekannten 

Dr. Langbehn zu dem der 20.-Juli-Gruppe zugehörigen ehemaligen Minister Po-

pitz eine Zeitlang Kontakt gehalten; er hat SS-Obergruppenführer Karl Wolff, der 

auf eigene Faust die deutsche Kapitulation in Italien in die Wege leitete33, ebenso­

wenig an die Wand stellen lassen wie SS-Obergruppenführer Schellenberg, der ihm 

deutlich, im Verlauf seiner Verhandlungen mit dem schwedischen Grafen Berna-

dotte, die Eliminierung des „Führers" nahelegte; aber er hat letzten Endes nie den 

an ihn herangebrachten Versuchungen, selbst die volle Macht nach außen zu über­

nehmen, nachgegeben. 

Die SS war und blieb eine nationalsozialistische, hitlertreue Formation34. Ge­

wissermaßen als eine Art säkularisierter Jesuitenorden wollte sie durch Härte, In-

30 Reinhard Heydrich in „Böhmen und Mähren", Prag, Juni 1941, rückübersetzt aus: On 
the reign of terror in Bohemia and Moravia under the regime of Reinhard Heydrich, Memo­
randum of the Czechoslovak Government, London, 101 S. o. J. 

31 Willy Frischauer, Himmler, the evil genius of the Third Reich, London 1953, neigt, bei 
reichhaltigem, interessantem Material, zu solchen Simplifizierungen. 

32 In Hannah Arendt, The burden of our time, London 1952, 477 S., einem der wichtig­
sten Bücher zum Verständnis der unsere Zeit verwandelnden Zwangsläufigkeiten der moder­
nen Sozial- und Staatsordnungen, finden sich Hinweise aller Art auf Bewegungsgesetze dieser 
Art, die auch für die SS gültig waren. 

33 Vgl. Forrest Davis, The Secret History of a Surrender, The Saturday Evening Post, New 
York, 29. September 1945, S. 9 - 1 1 , 107-108 , 111 ; 6. Oktober, S. 17, 105-106 . 

34 Jürgen Thorwald und Edwin Erich Dwinger haben in ihren Publikationen über die 
Wlassow-Bewegung zum erstenmal von antiterroristischen und auf eine vernünftige Europa-
und Ostpolitik bedachten SS-Führern berichtet. Falls man das dokumentieren kann, handelt es 
sich um Ausnahmen —, vor allem aber um im Rahmen der SS-Ideologie und des NS-Systems 
verbleibende Versuche der intelligenteren unter überzeugten Nationalsozialisten, allzu offen-
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transigenz und Beschränkung auf das Wesentliche der Idee neue Form geben. Eins 

aber blieb: die charismatische Bedeutung des Führertums, verkörpert in Adolf 

Hitler. Wie Ignaz von Loyola nie die Position des Papstes in Frage stellte, hat die 

SS sich nie vom „Führer" gelöst. Sie konnte es ihrer ganzen Struktur nach nicht. 

Sie mußte , ihrem inneren Gesetz nach, wie Heydrich es in „Wandlungen unseres 

Kampfes"35 formuliert hatte, „der weltanschauliche Stoßtrupp und die Schutz­

staffel der Idee des Führers sein und gleichzeitig in der Erfüllung der Aufgaben der 

Staatspolizei . . . innerpolitisches Schutzkorps des nationalsozialistischen Staates". 

Himmler hat das nie vergessen, auch wenn er gelegentlich rebellische Anwandlun­

gen gehabt hat. — Er hat sich nicht einmal kurz vor Kriegsende vor den Orden 

gestellt, als Hitler in einem blindwütigen Ausbruch der 6. Panzer-Armee des 

SS-Obergruppenführers Sepp Dietrich, die sich gegen Hitlers Befehl vor einer 

xfachen russischen Übermacht nach Wien zurückgezogen hatte, die größte Beleidi­

gung zufügte, die man der Garde des Führers antun konnte: er telegraphierte, daß 

den SS-Divisionen „Adolf Hitler", „Totenkopf", „Das Reich" und „Hohenstaufen" 

die den Namen der Division aufweisenden Armbinden abzunehmen seien, „da sie 

sich nicht geschlagen hätten, wie es die Lage verlangte". Sepp Dietrich stand knapp 

vor offener Meuterei. Er weigerte sich, den Befehl auszuführen, und sandte seine 

Orden an Hitler zurück. Der Reichsführer SS schwieg36. 

Die SS hat nie eine eigene Idee entwickelt. Sie hat versucht, die Rahmenidee der 

NS-Bewegung „in Form" zu bringen. Von der Saalschlacht in den Bräuhäusern bis zu 

den SS-Panzerarmeen führt dabei ein weiter Weg. Die Richtung hatte sich schon 

früh abgezeichnet: „Die deutsche Nation ist eben drauf und dran, endlich einmal 

ihren Lebensstil zu finden, . . . Es ist der Stil einer marschierenden Kolonne, ganz 

gleich wo und zu welchem Zweck diese marschierende Kolonne eingesetzt sein 

mag . 

Himmler und sein Kreis haben gewußt, daß man eine Nation als Ganzes kaum 

auf diesen Lebensstil ausrichten kann, daß eine sich aus der Masse rekrutierende 

Elite aber in der Tat Organisationsformen entwickeln mag, mit denen „ganz gleich 

wo und zu welchem Zweck" eine Führung, die selbst weiß, was sie will, Macht aus­

üben kann. Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß der SS-Führung dabei als Vor­

bild eine Synthese zwischen Deutsch-Ordensrittern und Societas Jesu vorgeschwebt 

hat. Auf den Deutschen Orden wird mehr als einmal im „Schwarzen Korps" Bezug 

genommen.38 Ebenso hat sich Himmler wie Hitler des öfteren in vertrautem Kreise 

sichtliche Fehlentscheidungen zu vermeiden. Eine Hitler in Frage stellende SS-Fronde hat es 
nie gegeben. 

35 R. Heydrich, Wandlungen unseres Kampfes, a. a. O. S. 20. 
36 Milton Shulman, Defeat in the West, New York 1948, 336 S. (S. 316 f.). 
37 Alfred Rosenberg, Gestaltung der Idee, Blut und Ehre. II. Bd. München 1936, 381 S. 
38 Himmler sah im Deutschen Orden „eine rassisch aus dem besten deutschen Blut durch 

Kampf auserlesene Ritterschaft der edelsten Geschlechter", die „sich als Führerschicht über 
Völker und Blutmischungen hob, die rassisch unserem Volk nicht an Wert gleichkamen." 
Rede auf dem Reichsbauerntag in Goslar am 12. Nov. 1935, abgedruckt in „Dokumente der 
deutschen Politik" Bd. III, Berlin 1937, S. 33-45. 
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voller Bewunderung über die Psychologie der Machtausübung geäußert, wie sie 
ihnen der Jesuitenorden aufzuweisen schien. 

Die — später immer mehr heruntergesetzten — Aufnahmebedingungen (be­
stimmte Größe, Ahnennachweis, nordische Abkunft usw.), der Ehekonsens, den die 
Formation den SS-Angehörigen geben mußte, die Errichtung eigener SS-Wohn­
siedlungen, die Pläne, nach dem Kriege im besetzten Osten Wehrdörfer in der Art 
römischer Legionärsansiedlungen zu errichten, die Einführung einer eigenen Ge­
richtsbarkeit, — das alles und anderes, das in der gleichen Linie liegt, waren Mittel, 
den Orden autonom neben Partei- und Staatsorgane zu stellen, wobei man ergänzend 
in der gleichen Zeit in Staat, Partei und Gesellschaft, in Kultur-, Bauern- und In­
dustrieorganisationen usw. durch „emissärische" Ordensglieder Kontrolle auszuüben 
bestrebt war. 

Es gibt ein von Heinrich Himmlers Arzt aufgezeichnetes Gespräch, in dem der 
Reichsführer SS allen Ernstes davon spricht, daß Hitler nach siegreich beendetem 
Krieg beabsichtige, Burgund von Frankreich zu lösen und es als souveränen Staat 
der Reichsverweserschaft der SS zu übergeben!39 Dort heißt es u. a.: 

„Die Gründung des neuen Staates Burgund wurde von Himmler viel disku­
tiert, — nach einer Ansprache Hitlers im März 1943 in Berchtesgaden . . . ,Nach 
der Friedenskonferenz', sagte Himmler am 5. März dieses Jahres, wird die Welt 
erfahren, daß das alte Burgund wiederhergestellt worden ist, — das Land, das 
einst eine Heimstatt für Wissenschaft und Kunst war und nichts als ein An­
hängsel des modernen Frankreich geworden ist, bekannt lediglich als eine Wein 
herstellende Provinz. Die alte Kultur wird im neuen Burgund, das die franzö­
sische Schweiz, die Picardie mit Amiens, den Bezirk der Champagne mit Reims 
und Troyes, die Franche Comté mit Dijon, Chalons und Nevers, Hainut und 
Luxemburg umfassen wird, wieder belebt werden. Burgund wird sowohl einen 
Zugang zum Mittelmeer wie eine Verbindung zum Britischen Kanal haben . . . 
Die offizielle Sprache von Burgund wird Deutsch sein. Aber am Anfang wird 
es erlaubt sein, weiterhin Französisch zu sprechen.'" 

Wir bringen diese Einzelheiten, weil sie zeigen, daß es sich allem Anschein nach 

u m einen bis ins Detail ausgearbeiteten Plan gehandelt hat und daß demnach die 

erstaunlichen weiteren Folgerungen im Rahmen des Gesamtprojekts nicht ohne 

eine eigene Logik sind. Kersten fährt in seinem Bericht fort: 

,, ,Der Staat Burgund wird von einem Kanzler regiert werden, der einem hohen 
Beamten des Deutschen Reiches, der den Titel Reichsverweser führen wird, ver-
antwortlich sein wird. Es wird angenommen, daß, wer immer das ist, der Reichs­
führer SS diese Stellung erhalten und daß Leon Degrelle, der Führer der bel­
gischen Rexisten, der erste Kanzler Burgunds sein wird. 

Burgund wird seine eigene Armee, seine eigene Regierung, seine eigenen Ge­
setze, Münzrechte und Post haben. Der Staat wird natürlich ein nationalsoziali-

39 „The Memoirs of Doctor Felix Kersten", edited by Herma Briefault, Introduction by 
Konrad Heiden, New York 1947. Die faksimilierten Briefe der Reichsführung SS an den 
„persönlichen Medizinalrat" Himmlers, das Foto, das beide zusammen zeigt, die namentliche 
Erwähnung noch lebender neutraler, auch jüdischer Zeugen für manches, was er erzählt, lassen 
Kerstens Mitteilungen als im Kern durchaus plausibel erscheinen, auch wenn beim Nieder­
schreiben hier und da überpointiert sein mag. (S. 184 ff.) — 
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stischer Staat sein. Die Beamten werden aus der Bevölkerung genommen werden, 
aber der Kanzler wird Hilfskräfte und Fachleute aus der deutschen SS heran­
ziehen. 

Burgund wird ein vorbildlicher Staat sein, bewundert und von der ganzen 
Welt nachgeahmt.' 

Hier bemerkte ich, daß die Zukunft Burgunds kaum die Begeisterung der 
Burgunder hervorrufen würde, da es mir schiene, als ob es keineswegs ein auto­
nomer Staat, sondern mehr eine Art Abhängigkeit, einen von Deutschland 
unterworfenen Staat darstellen würde. 

,Sie sind im Irrtum', sagte Himmler, ,Hitler hat ausdrücklich erklärt, daß die 
NSDAP nicht das Recht haben wird, in die Verwaltung Burgunds dreinzureden. 
Burgund wird seine eigene Außenpolitik haben. Es wird eine Burgundische Ge­
sandtschaft in Berlin und eine Deutsche Gesandtschaft in Burgund geben.' 

Himmler fuhr fort, daß, da er der erste Reichsverweser Burgunds sein würde, 
er seine Macht dazu benutzen würde, die grundlegenden Programmpunkte der 
SS über die Welt in die Tat umzusetzen." 

Es ist nicht einmal wichtig, ob Hitler sich tatsächlich in dieser Form auf den Plan 

eines souveränen SS-Staates festgelegt hat. Daß Kersten Wunschträume Himmlers 

wiedergibt, kann kaum bezweifelt werden40. 

Dazu aber brauchte er „Mannen": 

„Wir wollen wissen, ob diese Männer den Willen zum Führen in sich tragen, 
zum Herrsein, mit einem Wort, zum Herrschen. Die NSDAP und ihre Führer 
müssen herrschen wollen. Wer die Totalitätsansprüche auf die Führung des 
Volkes nicht erhebt oder gar gewillt ist, sie mit anderen zu teilen, kann nie Führer 
der NSDAP sein. Wir wollen herrschen, wir haben Freude am Herrschen, nicht 
um ein Despot zu sein oder um einer sadistischen Tyrannei zu huldigen, sondern 
weil wir felsenfest daran glauben, daß in allen Dingen nur einer führen und auch 
nur einer die Verantwortung tragen kann." 

Formulierungen wie diese — von Dr. Robert Ley als Begründung für die von ihm 

überwachten „Ordensburgen" gebraucht — leiten die SS-Periode des Nationalsozia­

lismus ein. Und in die Tat umgesetzt hat der schwarze Orden, was Ley drohend an­

fügt: 
„Wem die Partei das Braunhemd auszieht— das muß jeder von uns wissen und 

erkennen —, dem wird dadurch nicht nur ein Amt genommen, sondern der wird 
auch persönlich mit seiner Familie, seiner Frau und seinen Kindern vernichtet 
sein. Das sind die harten und unerbittlichen Gesetze eines Ordens."41 

In diesem Geist hat die SS ihre SS-Junkerschulen ebenso aufgebaut wie Ley 

die Ordensburgen. In diesem Geiste hat, vor allem in den letzten fünf bis sechs 

Jahren, die SS immer stärker die Führerschulung der Hitlerjugend betrieben und 

direkten Einfluß auf das Schulwesen genommen. SS-Obergruppenführer Heiß­

meyer hat, wenn er am 23. April 1941 bei der Einweihung einer neuen „National­

politischen Erziehungsanstalt" die lapidare Forderung hinzufügte: „Glauben, Ge­

horchen, Kämpfen schlechthin!" ihn auf den einfachsten Nenner gebracht. 

40 Vgl. Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier 1941-1942, Bonn 1951, 463 S. 
(S. 66f. u. S. 122 etc.). 

41 Zitiert in Serge Lang — Ernst von Schenck, Portrait eines Menschheitsverbrechers, 
S. 167f. 

2 Zeitgeschichte 2 
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Hier ist nicht mehr vom „ewigen Deutschland" die Rede, nicht einmal vom na­

tionalsozialistischen Staat. Ideen und Ideologien sind gleicherweise über Bord ge­

worfen oder relativiert. Es geht nur um eines: die Herrschaft. Von denen, die durch 

diese Schule gingen, konnte man mit Recht feststellen: 

„In vieler Hinsicht stellt die SS in der Tat einen neuen deutschen Adel dar, mit 
Vorrechten versehen, terroristisch. Er ist willens, für seine Interessen und Ideen 
dem Tod ins Gesicht zu sehen. In umfassenderen Zusammenhängen der allge­
meinen Militärgeschichte gesehen, verkörpert die Waffen-SS noch einmal einen 
militärischen Fanatismus, wie ihn die Welt seit den Tagen des Mahdi und von 
Omdurman kaum je gesehen hat."42 

Ein •SS-Führer, den Eugen Kogon als wohlinformiert, überlegen, wenn auch 

durch und durch fanatisch, charakterisiert43, hat diesem im Spätherbst 1937, noch 

bevor Kogon selbst Gelegenheit bekommen sollte, sie praktisch am eigenen Leibe 

vorexerziert zu bekommen, eindeutig und klar den Inhalt der SS-Schulung erläutert: 

„Was wir Ausbilder des Führernachwuchses wollen, ist ein modernes Staats­
wesen nach dem Muster der hellenischen Stadtstaaten. Diesen aristokratisch ge­
lenkten Demokratien mit ihrer breiten ökonomischen Helotenbasis sind die 
großen Kulturleistungen der Antike zu danken. 5—10 vom Hundert der Bevölke­
rung, ihre beste Auslese, sollen herrschen, der Rest hat zu arbeiten und zu ge­
horchen. Nur so sind jene Höchstwerte erzielbar, die wir von uns selbst und dem 
deutschen Volk verlangen müssen. Die Auslese der neuen Führerschicht vollzieht 
die SS — positiv durch die Nationalpolitischen Erziehungsanstalten (Napola) als 
Vorstufe, durch die Ordensburgen als die wahren Hochschulen der kommenden 
nationalsozialistischen Aristokratie, sowie durch ein anschließendes staatspoli­
tisches Praktikum; negativ durch die Ausmerzung aller rassenbiologisch minder­
wertigen Elemente und die radikale Beseitigung jeder unverbesserlichen politi­
schen Gegnerschaft, die sich grundsätzlich weigert, die weltanschauliche Basis des 
nationalsozialistischen Staates und seine wesentlichen Einrichtungen anzuerkennen. 

Innerhalb von spätestens zehn Jahren wird es uns auf diese Weise möglich sein 
Europa das Gesetz Adolf Hitlers zu diktieren, um den sonst unvermeidlichen Ver­
fall des Kontinents zum Stillstand zu bringen und die wahre Völkergemeinschaft, 
mit Deutschland als führender Ordnungsmacht an der Spitze, aufzubauen." 

Die offiziellen Verlautbarungen im „Schwarzen Korps" und im Schulungsmate­

rial der SS waren nicht immer so deutlich44; aber auch in ihnen wurde der Elite­

charakter der SS-Formationen bewußt unterstrichen. Die Herrschaft des Ordens 

über arbeitende und gehorchende Heloten: das war die Vision der „aristokratischen 

Demokratie", wie sie ihr innerer Kreis vor sich sah. 

Der SS-Gegenstaat, der im langsamen Durchdringen des nationalsozialistischen 

Einparteienstaates mit seinen eigenen Emissären die neue „Elite" stellte, an vielen 

Stellen die Hülsen der alten Ordnungen ruhig beibehaltend, mehr als eine ihrer 

Parolen und mehr als einen ihrer Begriffe benutzend, ist nicht nur ein System von 

Terror und Konzentrationslagern gewesen. Sie waren symbolisch für das, was vor 
42 Alfred Vagts, Hitlers Second Army, Washington 1943, 240 S. (S. 73). 
43 Eugen Kogon, Der SS-Staat, Das System der deutschen Konzentrationslager, München 

1946, 339 S. (S. lf.). 
44 Vgl. „Schriftenreihe des Reichsführers SS und Chefs der deutschen Polizei" und „Mit­

teilungen des Reichsführers SS und Chefs der deutschen Polizei", München. 
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sich ging, aber nicht das Wesentliche45. Das Entscheidende, was als Zielbild vor dem 
Orden stand, war im Grund die geistige Nomadisierung des Kontinents, die Ver­
wandlung nationaler Landschaften in ein übernationales, kolonisierendes, planendes 
und normierendes Kriegerimperium. 

Alle natürlichen Wurzeln, alle Werttafeln mußten dazu zerstört werden. Im 
engeren Kreise der Eingeweihten diskutierte Vorschläge, die gesetzliche Mono­
gamie irgendwann einmal aufzuheben, genau abgezirkelte Berufsmöglichkeiten 
für die „verschieden-wertigen" Rassen und Nationalitäten einzuführen, nach einer 
Übergangszeit der „Umschulung" die deutsche Einheitssprache für Europa einzu­
führen, bewegten sich, auch wenn sie in eine fernere Zukunft projiziert, phanta­
stisch und unreal erscheinen mußten, in der gleichen Richtung46. Überwindung 
des Christentums, Abschaffung „überalterter" Familienbindungen, direkte oder in­
direkte Einteilung in „Freie" und „Unfreie", Sonderrechte für die dem herrschen­
den Orden Angehörenden: im Kern wurde das alles bereits in Angriff genommen. 

Selbstverständlich hat nur eine verschwindend kleine Anzahl von hohen und 
höchsten SS-Führern Theorien und Forderungen dieser Art erfahren oder sich be­
wußt als Aufgabe gesetzt. Die Glieder der Formationen wurden nur insofern bereits 
davon betroffen, als ihnen durch den Druck zum Kirchenaustritt, den Zwang, 
einen Ehekonsens einzuholen, und die Unterstellung unter eine eigene rigorose, sie 
aber den zivilen Behörden entziehende Gerichtsbarkeit deutlich gemacht wurde, 
daß es neben dem Gesetz des Ordens keine andere Verpflichtung für sie, daß es im 
Grunde für sie kein „privates" Dasein mehr gab. 

Das Dritte Reich war an sich zuerst kein „totaler Staat". Es war absolut, terrori­
stisch, autoritär — aber zur gleichen Zeit außerstande, ohne Kompromisse mit den 
Mächten der Wirtschaft47, den Forderungen der Sozialentrechteten48 und der In-
transigenz der eigenen Militanten zu existieren49. 

45 Eugen Kogon formuliert in der Einleitung zu der revidierten Ausgabe seines Buches „Der 
SS-Staat", hrsg. vom Verlag der Frankfurter Hefte, Berlin 1947, 384 S.: „Es war in der Tat 
ein SS-Staat geplant, und die Konzentrationslager waren sein grausames Hohlmodell" (s. S. 5). 

46 Rauschning, Strasser und andere erwähnen verstreut Beispiele solcher Pläne bei Hitler 
und Himmler, — natürlich stets „privat" geäußert. 

Felix Kersten berichtet in „Totenkopf und Treue, Heinrich Himmler ohne Uniform", 
Hamburg 1953 (407 S.), ausführlich über die mannigfachen Nachkriegs-Projekte, mit 
denen sich — mitten im Krieg — der Reichsführer SS in Gedanken beschäftigte. 

47 Franz Neumann hat in seinem Buch „Behemoth, The Structure and Practice of National 
Socialism", New York 1942, 532 S., als einer der ersten den „Nicht-Staaf'-Charakter des NS-
Systems bemerkt, wenn er auch noch nicht seine Gestaltgewinnung in der Herrschaftsform des 
SS-Ordens bemerkte. Er meinte, die Wirtschaft herrschte im Dritten Reich. 

48 Goebbels wiederholt mehr als einmal nach der Machtübernahme dem Sinn nach, was er 
einmal trotzig der „Reaktion" entgegenschleuderte: „Der nationalsozialistische Kampf ist eine 
sozialistische Revolution gewesen, es ist die Revolution einer Arbeiterbewegung gewesen, und 
die, die sie durchführten, müssen auch heute ihre Sprecher sein." (Zitiert nach K. Heiden, Der 
Führer, S. 738.1 

49 Ein führender NS-Jurist der jüngeren Generation, Gottfried Neeße, gibt in „Die verfas­
sungsrechtliche Gestaltung der Ein-Partei", Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 
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Solange dieses Nebeneinander verschiedener Kräfte bestand, war keine wirkliche 
Omnipotenz möglich. 

„Totalität" wurde erst möglich, als man den Gedanken des Staates, d. h. der zur 
Ausgleichung der Gegensätze eingesetzten letzten Rechtsform, preisgab. Das 
„Dritte Reich" wurde zum „totalen Staat" (ein Paradox in sich!), als nicht mehr 
Reichsminister und Kabinett, sondern mehr und mehr die Emissäre der militanten 
Minderheit in wichtigen Fragen entschieden. Es wurde dazu, als der Reichsführer SS 
nach dem 20. Juli 1944 seinen Leuten in der Wehrmacht sagen konnte: „. . . Ich 
gebe Ihnen die Vollmacht, jeden Kerl, der sich herumtreibt, zu packen, wenn not­
wendig zu binden und auf einen Troßwagen zu tun. Nehmen Sie ihn mit zur 
Pionierkompanie und lassen Sie solche Leute dann sofort schwer arbeiten. Glauben 
Sie mir, in dem Umkreis dieser Division hört dann die Etappe auf. Ich gebe Ihnen 
die Vollmacht und den Befehl, edles was zurückströmt, aufzuhalten. Stellen Sie die bru­
talsten, energischsten und besten Offiziere der Division hin, die sofort einen solchen 
Haufen zusammenfangen, die jeden, der widerspricht, an die Wand stellen . . ."50. 

In den Jahren 1944/45 gab es keine Wirtschafts-, keine Staats-, keine Parteistelle 
mehr, die eine Aktion der SS zu konterkarrieren vermochte; überall war bereits zu­
mindest der Zweithöchst-Entscheidende ein SS-Führer. Der Staat war zum Objekt 
geworden. Zum Objekt des Ordens, — soweit der Führer zustimmte. Nur er konnte 
nein sagen. Er hat das gelegentlich getan. Aber niemand anders hat dem „Gegen­
staat" des Ordens Paroli bieten können. — 

Zwischen den unberechenbaren Nerven Hitlers und den oft improvisierten Vor­
schlägen Himmlers stand nichts. Es hat, wenn man das Wort „Staat" ernst nimmt, 
in Wirklichkeit nie einen „SS-Staat" gegeben: es hat die alles echte staatliche Leben 
tötende Diktatur des nationalsozialistischen Ordens gegeben, die dem „Führer" 
jeden Moment jedes gewünschte „schlagartige" Zugreifen gegen Armee, Partei und 
Verwaltung, gegen Wirtschaft und gegen ein Reichsministerium oder die Justiz 
garantieren konnte, den SS-Gegenstaat. Es gab keinen Staatsfunktionär, den der 
Orden nicht mit dem Befehl Adolf Hitlers entmachten, vor Gericht bringen oder 
einfach verschwinden lassen konnte. Der Orden hatte, sichtbar und teilweise un­
sichtbar, die Macht übernommen. Alles andere war Werkzeug geworden51. Deutsch­
land stand Ende 1944 auf vier Augen: Adolf Hitler und Heinrich Himmler52. 

Bd. 98, 1938, S. 688, z. B. zu, daß die Beibehaltung des Parteinamens, der Definition zufolge 
logisch immer noch nur einen Teil repräsentierend, im NS-Staat nur eine Konzession an die 
Tradition gewesen ist. 

50 Rede des Reichsführers SS und Befehlshabers des Ersatzheeres vor dem Offizierkorps 
einer Grenadierdivision, in: Stoffsammlung, Herausgeber Nationalsozialistischer Führungs­
stab der Wehrmacht , Führungsunterlagen Folge 3. Nur für den Gebrauch innerhalb der 
Wehrmacht , Teil der Sammelmappen „Der nationalsozialistische Führungsoffizier", S. 160. 

51 Die unter dem Titel „Nazi Conspiracy and Aggression" vom Office of the United States 
Chief of Counsel for the Prosecution of Axis Criminality, US. Government, Washington 1946, 
veröffentlichten Dokumentenbände liefern hierzu (und zu den meisten anderen berührten 
Fragen) erschreckendes Material. 

52 Man muß sich allerdings hüten, bestimmte, aus den Fingern gesogene Anekdoten über 
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Es war Zeit vergangen, seitdem im März 1933 der deutsche Reichstag Adolf 

Hitler das Ermächtigungsgesetz bewilligt, ihm „die Diktatur übertragen" hatte5 3 ; 

es kam die Periode der kalten SS-Revolution, wo „der nationalsozialistische 

Orden, der eben im Begriff ist, Staat zu werden"54, an sich riß, was aus der 

systematisch aufgebauten Vielfalt der Staats-, Partei- und Armeebefehlsstellen 

nutzbar gemacht werden konnte für den Marsch der „neuen Goten" mitten hinein 

in die Hybris. 

„Was aber den Goten, den Warägern und allen einzelnen Wanderern aus ger­
manischem Blut nicht gelang — das schaffen jetzt wir, ein neuer Germanenzug, 
das schafft unser Führer, der Führer aller Germanen. Jetzt wird der Ansturm der 
Steppe zurückgeschlagen, jetzt wird die Ostgrenze Europas endgültig gesichert, 
jetzt wird erfüllt, wovon germanische Kämpfer in den Wäldern und Weiten des 
Ostens einst träumten. Ein dreitausendjähriges Geschichtskapitel bekommt heute 
seinen glorreichen Schluß. Wieder reiten die Goten, seit dem 22. Juni 1941 — 
jeder von uns ein germanischer Kämpfer!"55 

Es ist recht zweifelhaft, ob der durchschnittliche deutsche Arbeiter, Bauer und 

Kleinbürger sich im zweiten Weltkrieg als reitender Gote gefühlt hat. In der Waffen-

SS aber dürfte Himmler romantische und romantisierende Vorstellungen dieser Art 

nicht ganz erfolglos verbreitet haben. Man hatte das „Großdeutsche Reich" er­

kämpft. Man war im besten Zuge, das „großgermanische Europa" zu beherrschen56. 

Man streckte die Hand nach der Weltherrschaft aus. Mit einer Vehemenz, die jedes 

Gefühl für Realitäten vermissen ließ, mit blinder Intransigenz verfälschte man den 

Kampf um nationale Unabhängigkeit zu der provokativen Ansage: „Denn heute 

gehört uns Deutschland und morgen die ganze Welt".57 

Der Wille zur Vernichtung, wie er sich in den Vergasungslagern und bei den 
SD-Einsatzkommandos im Rücken der Ostfront manifestierte, hatte nichts mehr zu 
tun mit nationaler Selbstbehauptung oder militärischen Notwendigkeiten. 

Auschwitz und alles, was dieser Name stellvertretend bedeutet, ist in seinen wirk­

lichen psychologischen Untergründen bisher noch keineswegs befriedigend erklärt 

worden. Auch die Nürnberger Prozesse haben darüber im Grunde genommen kaum 

Himmler als eine Art Hollywood-Bösewicht für bare Münze zu nehmen, wie sie etwa die 
Schrift „Himmler Nazi Spider Man, The Man after Hitler" by George Hamilton Combs Jr., 
Selbstverlag 1942, enthält. 64 S. — Schon gar nicht darf man etwa Sensationshascherei wie 
„Heydrich, the Murderer" by X, a former Gestapo Officer. Rendered into English by Richard 
Baxter, London 1942, Quality Press, 62 S., ernst nehmen. Fast keines der dargestellten 
„Fakten" ist dokumentarisch belegbar. 

53 Walter Frank, Zur Geschichte des Nationalsozialismus, Hamburg 1934, 35 S. (S.34). 
54 Alfred Rosenberg, Der deutsche Ordensstaat, Ein neuer Abschnitt in der Entwicklung 

des nationalsozialistischen Staatsgedankens, München 1939, 20 S. (S. 17). 
55 „SS-Leitheft", Herausgeber Der Reichsführer SS, SS-Hauptamt, Berlin. Jahrg. 7, 

Folge 9b, S. 2. 
56 Vgl. „Aufbruch", Briefe germanischer Kriegsfreiwilliger, Der Reichsführer SS, SS-

Hauptamt, 1942, 87 S. und „Die Aktion", Kampfblatt für das neue Europa, Berlin, II, Mai 
1941, Wege zur germanischen Schicksalsgemeinschaft. 

57 Der ursprüngliche, gedruckte Text hieß noch: „Denn heute hör t uns Deutschland . . ." 
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Aufschluß gegeben, und die mannigfachen psychoanalytischen Deutungen, die ein­
fach Nationen an Stelle von Einzelpersonen als aus dem Gleichgewicht geworfen 
definieren, haben die Problemstellung nur verwirrt. Was in den Hirnen des engsten 
Himmlerkreises vor sich ging, der die Ausrottungsbefehle erteilte, weiß keiner. Wie 
es möglich war, daß man sie befolgte, hat Hannah Arendt58 dahingehend formuliert: 
„Es ist der gleiche Durchschnittsdeutsche, den die Nazis trotz wahnsinnigster Pro­
paganda durch Jahre hindurch nicht dazu haben bringen können, einen Juden auf 
eigene Faust totzuschlagen . . ., der . . . widerspruchslos die Vernichtungsmaschinen 
bedient. Im Gegensatz zu den früheren Formationen von SS und Gestapo rechnet 
die Himmlersche Gesamtorganisation weder mit Fanatikern noch mit Lustmördern 
noch mit Sadisten: sie rechnet einzig und allein mit der Normalität von Menschen 
vom Schlage Heinrich Himmlers." 

Das ist nur halb richtig. Man geriet nicht ganz zufällig in die Reihen der die 
Konzentrationslager bewachenden Totenkopf-SS. 

III. Zur Typologie des SS-Mannes 

In der SS bildete sich ein eigenständiger Typ des Nationalsozialisten heraus. 
Hatten in den ersten Perioden der NS-Bewegung im allgemeinen Wirrköpfe und 
Monomanen neben dem Schlagetot die Kernorganisationen aufgebaut, so schälte 
sich hier ein anderes Bild vom Menschen heraus: Verschworene eines politisch­
militärischen Ordens, dem die Parteigenossen im Grunde nicht mehr bedeuteten 
als die Schar der dienenden Laienbrüder. Die deutsche und später auch die euro­
päische SS wurde ein Sammelplatz derer, die sich nicht einordnen konnten und 
wollten in ein ruhiges, friedliches, „ziviles" Leben. Sie wurde zur Bruderschaft 
derer, die nur existieren konnten im Rausch der Macht, im Gefühl des „Gefährlich-
Lebens", im Protest gegen die kleine Sehnsucht der Umwelt, ein Stückchen Glück 
und ein wenig Ruhe ihr eigen zu nennen. 

Eins vor allem gehörte dazu: das Leben gering zu achten, das eigene und das 
fremde. „Den Tod zu geben und zu nehmen", lehrten die SS-Junkerschulen59. Die 
damit automatisch eintretende Relativierung eines allgemeingültigen moralischen 
Bewußtseins, die Preisgabe eines auf den unbekannten Mitmenschen ausgerichteten 
Sozialethos wurde ersetzt durch einen fordernden Treuebegriff zur Formation. Der 
Eid des Schwarzen Ordens war im Grunde die letzte und folgerichtigste Konsequenz 
der bedingungslosen Auslieferung der Einzelpersönlichkeit an ein Kollektiv, wie es 
— nicht nur im Nationalsozialismus — die Lebensformen der antihumanistischen 
Aktivisten im 20. Jahrhundert verlangen. 

Es ist nun keineswegs so, daß solche kollektivistischen Gebilde überhaupt kein 
Ethos haben. Es wird nur begrenzt, eingeschränkt auf einen Teil der sozialen Wirk­
lichkeit : den Teil, dem man zugehört. Der Einzelne hat keinen Wert — an sich. Er 
gewinnt Rang und Bedeutung als Glied der Gemeinschaft, als Gefolgsmann, als 

58 Hannah Arendt, Organisierte Schuld, in „Die Wandlung", Heidelberg, I. 4. 1945/46. 
S. 333 -334 (S. 341). 

59 „Das Schwarze Korps", Berlin, 26. November 1942. 
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Kämpfer. Treue, Tapferkeit, Ehrlichkeit werden nicht mehr gefordert von objek­

tiven Werttafeln her, nicht im eigenen Gewissen begründet, sondern ihre Forde­

rung wird aus dem Gesetz des Ordens abgeleitet60. 

Dieser nationalsozialistische Orden, dessen kennzeichnendste Uniform Totenkopf 

und Hakenkreuz schmückten, hat in seinem Aufbau keine wesentlich neuen Züge 

dem angefügt, was man von der Struktur der männerbündlerischen Orden aus 

früheren Zeiten weiß. Er hat ihren Erscheinungsformen nur eine moderne, tech­

nokratische Variation, die des 20. Jahrhunderts, hinzugefügt61. 

Es sind stets die gleichen Dinge, die den wirklichen, auf sich gestellten, auto­

nomen und omnipotenten Orden von allen freimaurerischen Feiertagsspielereien 

ebenso unterscheiden wie von den rein literarischen Plänen, mit denen in Deutsch­

land mannigfache völkische Intellektuelle u m die Jahrhundertwende ihre leicht 

abstrusen Geheimbünde, Germanenorden und Druiden-Imitationen auf dem Papier 

entwarfen: Es wurde Ernst gemacht mit der bedingungslosen Loslösung aus der 

alten gesellschaftlichen, Kasten-, Klassen- und Familienwelt, und es wurde mit der 

Unbedingtheit, mit der neue Gemeinschaft aus der Tatsache des „Dazugehörens" 

erwuchs, ein eigenes „Gesetz" verkündet. Die Verleihung der SS-Rune meinte hier 

durchaus etwas Ähnliches wie das, was Reinhold Schneider62 von den Gliedern des 

Deutschen Ordens, die im Remter der Marienburg sich unter die Gelübde der 

„Kämpfenden Kirche" beugten, berichtet: 

„Als sie hereintraten aus der bewegten, vielgestaltigen Landschaft des Lebens 
in die starre Geschlossenheit der Burg, gaben sie ihre Wappenschilder auf, die 
doch zum wenigsten von vier Ahnen geführt worden waren : ihr Wappen ist von 
nun an das Kreuz, das den größten Kampf gebietet und den ewigen Frieden ver­
spricht!" 

Man kann, obwohl sicherlich nicht jedes Mitglied wirklich innerlich diesen Bruch 
hundertprozentig vollzogen hat, auch gegen das Kreuz Einzelmenschen lösen aus 
der natürlichen Umwelt und sie hineinstellen in die Gebundenheit einer kämpfen­
den „Anti-Kirche". — So etwas hat zumindest Himmler und den Seinen vorge­
schwebt. Die Forderungen, die man, wenigstens theoretisch, stellte, waren durchaus 
ähnlich. 

Hermann Rauschning hat Wesentlichstes zum Verständnis des Strukturwandels 
im Nationalsozialismus beigetragen. Er schildert — mit einer Einsicht in typologische 
Veränderungen, die nicht nur wegen des frühen Datums erstaunlich ist —, wie die 
junge Führerschicht im Nationalsozialismus sehr bald nach der Machtübernahme, 

60 Himmler hat in einer Ansprache vor den Gauleitern am 3. August 1944 in Posen 
pathetisch von der Weltgeschichte nur eines verlangt: „daß sie über uns und seine (Hitlers) 
nächsten Gefolgsmänner sagt: seine Paladine waren treu, waren gehorsam, sie waren es wert, 
seine Kameraden, seine Paladine gewesen zu sein". (Vgl. Heft 4 dieser Zeitschrift, S. 394.) 

61 S. Eugen Lennhoff, Die Freimaurer, Geschichte, Wesen, Wirken und Geheimnis der 
königlichen Kunst, Zürich 1932, 365 S. - Lennhoff, Politische Geheimbünde, Zürich 1931, 
558 S. — Rene Fülöp-Miller, Macht und Geheimnis der Jesuiten, Leipzig 1929. 576 S. 

62 Reinhold Schneider, Die Hohenzollern, Tragik und Königtum, Leipzig 1933, 312 S. 
(S. 16). 
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vor allem in der SS, aber in steigendem Maße auch in einer von dieser gelenkten 

Gruppe bestimmter Hitlerjugendführer, sowohl die „Kraft durch Freude"-Sozial-

propaganda Leys als auch die nordischen Postulate Rosenbergs leicht komisch zu fin­

den begann. Jeder Tag wirklicher politischer Entscheidungen konfrontierte sie, so 

meinten sie zu erkennen, mit weit darüber hinaus gehenden Perspektiven, bewies 

ihnen die Unwirklichkeit der dort verkündeten „musealen" Postulate. Wollte man 

aus dem Nationalsozialismus eine wirklich imperiale Kraft machen, meinten die 

sich im Umkreis der SS bewegenden nachdrängenden Schichten, dann reichte das 

alles nicht mehr aus. Man könne zwar noch weiter propagandistisch von diesen 

Dingen reden, in Wirklichkeit aber müsse man sich darauf einstellen, daß eine 

zentralistische totalitäre Organsiation das einzige Mittel wäre, Macht zu erhalten, 

Macht auszuüben und Macht zu erweitern. Die Aufgabe, die sich stelle, sei, Europa 

zu organisieren auf einer die bisherigen nationalen Grenzen sprengenden Basis, 

wirtschaftlich und politisch, mit dem Orden im Hintergrund. Soweit zweckmäßig, 

könne man das ruhig „Großgermanien" nennen, obwohl auch das im Grunde zu 

den nicht mehr aktuellen Vorstellungen gehöre. SS aller Nationen würde mi t 

Waffengewalt sicherstellen, daß dieses Imperium nicht gefährdet werden könnte 

durch eine Rebellion der anonymen Massen, ob vom internationalen Marxismus 

oder überholter nationaler Tradition zum Widerstand getrieben63. 

„Diese Jugend", formulierte Rauschning64, „sieht heute schon das Gemeinsame 
der großen revolutionären Vorgänge eben in ihrem zerstörenden, umwälzenden 
Charakter, und sie legt kein Gewicht mehr auf die trennenden Doktrinen und 
Lehren. Sie ist bereits über die engen Grenzen der nationalen imperialistischen 
Ziele hinaus, aber auch über die dogmatischen irdischen Glückseligkeitslehren 
einer 'gerechten' Gesellschaftsordnung. Sie sieht als den Sinn des Lebens die Ge­
fährlichkeit, als Aufgabe die Herrschaft, als Mittel die Gewaltsamkeit und als Ziel 
das umfassende totale Imperium der Welt." 

Marschierten einst die Braunhemden für die „deutsche Revolution", so richtet 

der SS-Orden sich deutlich auf weltrevolutionäre Aspekte aus. 

Nicht als Heilslehre, sondern als Führungsanspruch einer neuen, undoktrinä­

ren Elite konzipiert, benutzte die „Revolution des Nihilismus" nationale und 

soziale Konflikte lediglich als Transmissionsriemen für ihren Willen zur Macht. 

In dieser — zumindest theoretischen — Unbedingtheit Hegt auch etwa die Erklä­

rung dafür — im ersten Augenblick erstaunlich, wenn man die von fast allen ehe-

maligen KZ-Häftlingen mitgeteilten Korruptionsfälle höherer SS-Führer in den 

Lagern sich ins Gedächtnis zurückruft —, daß der Reichsführer SS gelegentlich mit 

63 Alle Grausamkeiten der späteren Zeit vorwegnehmend, war der berüchtigte Geheim­
vortrag Himmlers vor Offizieren der Wehrmacht, den der „Neue Vorwärts", Karlsbad, am 
26. September 1937 auf vier enggedruckten Seiten zu publizieren in der Lage war, so etwas 
wie das simplifizierte SS-Programm. „Wir werden in einem künftigen Kriege nicht nur die 
Front der Armee auf dem Lande, die Front der Marine zu Wasser, die Front der Luftwaffe in 
der Luftglocke über Deutschland haben, wie ich es nennen möchte, sondern wir werden einen 
vierten Kriegsschauplatz haben: Innerdeutschland!" 

64 Hermann Rauschning, Die Revolution des Nihilismus, Kulisse und Wirklichkeit im 
Dritten Reich, ergänzte und verbesserte Auflage, Zürich 1938, 498 S. (S. 90). 
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Feuer und Schwert in der eigenen Formation aufräumte und reihenweise Schwarz­

röcke an die Wand stellen Heß. Die Warnung, die Heinrich Himmler auf der SS-

Gruppenführertagung in Posen am 4. Oktober 194365 nach einem an Zynismus kaum 

noch überbietbaren Bekenntnis zur gewaltsamen Ausrottung des Judentums an 

seine Leute richtete, mag im Grunde durchaus „ehrlich" gemeint gewesen sein: 

„Die Reichtümer, die sie hatten, haben wir ihnen abgenommen. Ich habe 
einen strikten Befehl gegeben, den SS-Obergruppenführer Pohl durchgeführt 
hat, daß diese Reichtümer selbstverständlich restlos an das Reich abgeführt wer­
den. Wir haben uns nichts davon genommen. Einzelne, die sich verfehlt haben, 
werden gemäß einem von mir zu Anfang gegebenen Befehl bestraft, der an­
drohte: Wer sich auch nur eine Mark davon nimmt, der ist des Todes. Eine Anzahl 
SS-Männer — es sind nicht sehr viele — haben sich dagegen verfehlt, und sie wer­
den des Todes sein, gnadenlos. Wir hatten das moralische Recht, wir hatten die 
Pflicht gegenüber unserm Volk, dieses Volk, das uns umbringen wollte, umzu­
bringen. Wir haben aber nicht das Recht, uns auch nur mit einem Pelz, mit 
einer Uhr, mit einer Mark oder mit einer Zigarette oder mit sonst etwas zu be­
reichern. Wir wollen nicht am Schluß, weil wir einen Bazillus ausrotteten, an 
dem Bazillus krank werden und sterben. Ich werde niemals zusehen, daß hier 
auch nur eine kleine Fäulnisstelle entsteht oder sich festsetzt. Wo sie sich bilden 
sollte, werden wir sie gemeinsam ausbrennen . . . " 

Die Zusammenordnung eines Mordbefehls mit der Forderung der unbedingten 
Ehrlichkeit dem Orden gegenüber ist nur im ersten Moment widerspruchsvoll. In 
Wirklichkeit sind beide Anordnungen nur Variationen der Ordensregel: Du bist 
nichts, der Orden ist alles. 

Es gab natürlich in der SS-Hierarchie und vor allem im ständig zahlenmäßig 
stärker werdenden Truppenverband nicht nur einen Menschentyp. Die Herausbil­
dung eines wirklich verbindlichen Typs ist der Reichsführung SS nie gelungen: 
es gab Verbrecher und Idealisten in der SS, Dummköpfe und Männer von intellek­
tuellem Rang. Es gab die, wie Skorzeny, die gehorchten und kämpften. Es gab die, 
die planten, Zukunftsvisionen hatten, Befehle gaben, deren Ausmaß sie sehr wohl 
übersahen. Es gab die, die mehr oder minder zufällig dabei waren; die, die opportu­
nistisch sich anhängten an eine Formation, die ihren Gliedern Macht und Ansehen 
gab; die, die Beute und gesetzloses Leben wollten. Es gab Werkzeuge und zynische 
Gewaltmenschen. Und es gab solche, die einfach gepreßt waren. Der Orden konnte 
Tausende, Hunderttausende disziplinieren. Sie als Einzelmenschen ändern konnte 
er nu r langsam. Aber er benutzte jeden, der in seine Reihen trat. Die Sadisten 
ebenso wie die Träumer66 . 

Die Totenkopf-SS, die vor allem zur Bewachung der Konzentrationslager heran­
gezogen wurde, nachdem vorübergehend Allgemeine SS und Polizei die seit dem 
30. Juni 1934 nicht mehr als zuverlässig betrachtete SA und ihre Hilfspolizeiabarten 

65 IMT, Bd. XXIX, S. 146. 
66 Die berüchtigte Dirlewanger SS-Division bestand — ähnlich wie die Division 999 in der 

Wehrmacht — zum großen Teil neben Wilddieben aus für „wehrunwürdig Erklärten", d. h. 
eine Strafe der Armee oder SS abdienenden Degradierten und „Freiwilligen" aus den KZs, vor 
allem Berufsverbrechern. 
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abgelöst hatten, kann nur recht eingeschränkt als „typisch" betrachtet werden. In 
den Reihen der Waffen-SS gab es — nicht zuletzt auch in den sogenannten „Ger­
manischen" Einheiten — zweifellos noch einen anderen Typ, der sich durch Opfer 
auswies und als eine Art „übernationaler Brigade" ernsthaft an die Verwirk­
lichung einer neuen europäischen Ordnung glaubte. 

Ausgewirkt hat sich innerhalb der politischen SS-Organisation dieser Typ kaum, 
falls es ihn in nennenswerter Zahl auch im Führerkorps gegeben haben sollte. Die 
„Anständigsten" waren dabei vermutlich noch immer die „reinen Militärs" in der 
Waffen-SS, die sich persönlich von kriminellen Dingen fernhielten, es aber oft nicht 
für ihre Sache erklärten, dagegen anzugehen67. 

Die Waffen-SS stellt dennoch einen Sonderfall dar. Die ersten Erklärungen 
General Eisenhowers über ihre Behandlung und spätere Nürnberger Entscheidun­
gen haben dem insofern Rechnung getragen, als die Kennzeichnung der SS als ver­
brecherischer Organisation mit bestimmten Einschränkungen ausgesprochen wurde. 
Die Eupen-Malmedy-Fälle und französische Einzelanklagen, die sich um Forma­
tionen der SS-Divisionen „Das Reich" und „Hitlerjugend" drehten, stehen auf 
einem Sonderblatt. Man muß der Waffen-SS weitgehend den Charakter einer vom 
Schwarzen Orden her befehligten Sonderformation vorwiegend persönlich integrer 
Soldaten einräumen. Kaum ein Zweifel kann bestehen, daß die SS-Totenkopf-
verbände Terrortruppen gegen das eigene Volk und Henkersknechte der KZ waren. 
Die, die dabei noch zum Typ der alten „SS-Verfügungstruppen" gehörten, kamen 
nach Kriegsausbruch zur „SS-Division Totenkopf" der Waffen-SS und wurden fast 
völlig in Rußland und Ungarn aufgerieben. Was blieb, stellt — auch wenn man nicht 
vergessen soll, daß nichtdeutsche Formationen: ukrainische, galizische, polnische, 
russische, litauische, lettische Hilfstruppen wie Flakeinheiten der Luftwaffe und 
Reservisten der Wehrmacht, SA-Reserve, Polizei und alle möglichen anderen Ver­
bände sich dabei zeitweise mit ihnen in den Lagern ablösten und im allgemeinen 
keineswegs erfreulicher als die „Totenköpfe" waren — den Typ in der SS dar, der 
mit Recht in allen Berichten über die unsäglichen Grausamkeiten der Konzentra­
tionslager, Arbeitsstraflager, Vernichtungslager ein Synonym für Gestapo und SD-
Terror geworden ist68. 

Nicht einmal hier ist der Typ eindeutig. Nicht nur asoziale und primitive Figuren 
taten Dienst in den Lagern. Schenck69 hat mit Recht darauf aufmerksam gemacht. 

67 Heinrich Orb, dessen Buch „Nationalsozialismus, 13 Jahre Machtrausch", 2. Aufl., 
Olten 1945, 451 S., eine sorgfältige und detaillierte Darstellung all der organisatorischen und 
personellen Verflechtungen des SS-Apparats in Partei-, Polizei-, Wehrmacht- und Wirtschafts­
stellen enthält und dessen glühender Haß gegen den Nationalsozialismus außer Zweifel steht, 
bezeugt aus persönlicher Kenntnis ausdrücklich, daß integre höhere SS-Führer dieser Art 
vorhanden waren. 

68 S. die Broschüre „Der Prozeß gegen Mitglieder verbrecherischer Organisationen", Berlin, 
OMGUS. Im IMT, Bd. I, S 27f., und XXII, S. 570 ff., ist ein Verzeichnis der als verbreche­
risch erklärten Organisationen mit genauer Gliederung enthalten. 

69 Ernst von Schenck, Europa vor der deutschen Frage, Briefe eines Schweizers nach 
Deutschland, Bern, 224 S. (S. 36). 
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„Unter den KZ-Massenmördern haben sich Akademiker befunden, und viele 
der führenden SS-Banditen waren ausgesprochen ,gebildete Männer'." 

Es waren dennoch nicht gerade die „Eingeweihten", die einige Zeit nach der 

Machtübernahme Hitlers aus der zahlenmäßig kleinen Leibgarde der „Allgemeinen 

SS", die Himmler im Rahmen der SA „zur besonderen Verwendung" sich aufgebaut 

hatte, in die „Totenkopfverbände" übernommen wurden. Sie und die bald daneben 

entstehenden „SS-Verfügungstruppen" wurden Berufs-Prätorianer; die anderen 

SA- und SS-Leute blieben uniformierte „Zivilisten". Großenteils handelte es sich bei 

den Ausgesonderten einfach u m besonders kräftige, mutige, skrupellose ehemalige 

SA-Leute. 

Ihre Auffassung von einem „Leben unter eigenem Gesetz" bedeutete für sie kaum 

etwas anderes, als nicht mehr von der Schutzpolizei belästigt zu werden: „Helden der 

Saalschlachten", kaum mehr „politisiert", als daß ihnen aus einigen Schulungs­

kursen eine tiefe Abneigung gegen „Juden, Bolschewisten und Systemschweine" ge­

blieben war. 

Sie beherrschten die KZ, nachdem Röhms SA daraus am 30. Juni oder einige 

Zeit danach in „blitzartigem Zuschlagen" delogiert worden war. Sie waren brutal, 

launisch in Abneigung und Sympathie, unberechenbar. An ihrem Wege blieben 

genug Tote. Aber sie mordeten im wesentlichen nicht aus Prinzip, nicht einmal aus 

Sadismus, sondern als „Revolutionäre"70. Die tödliche Exaktheit kam, später: als der 

Orden den Charakter der Anhaltelager und „Erziehungslager", aus denen in den 

ersten Jahren nach 1933 relativ viele politische Gegner nach verschieden langer 

Zeit immerhin entlassen wurden, verschüchtert oder verbittert, aber letztlich leben­

dig, grundsätzlich festlegte. 

Wir können in diesem Zusammenhang die Frage der deutschen Konzentrations­

lager weder in all ihren Implikationen (deutsche Schuld, Mitschuld, Schuld durch 

Schweigen) noch die Beziehung Terror — NS-Idee im einzelnen aufrollen. Dennoch 

gehört natürlich das KZ in unseren Zusammenhang insofern, als es zeigt, was im 

SS-Staat nicht nur möglich, sondern als Verhaltensweise gegenüber Gegnern oder 

„Untermenschen" als rechtens angesehen wurde; weil, wie Himmler es in dem er­

wähnten Geheimvortrag ausdrückte, 

„die Vernachlässigung des Kriegsschauplatzes Innerdeutschland, das müssen wir 
uns auf jeden Fall und müssen wir uns für immer klar machen, zu einem Verlust 
des Krieges führen würde". 

70 Sicherlich nicht rationalisiert, aber als treibende Kraft war dabei etwas von dem vorhan­
den, was Thierry Maulnier in einem Essay „Die Epoche des Terrors", Merkur, Baden-Baden, 
I I I , 2, 1949, S. 115 andeutet: „Der Terror ist mit der Revolution durch ein irrationaleres 
und prinzipielleres Band verknüpft. Er ist nicht das Werkzeug der Revolution, er ist ihr 
Ritual der Beschwörung und Reinigung, ihr liturgischer Apparat, ihre Messe und ihr Myste­
rium . . . Man kann keine Revolution entfesseln, ohne die mörderischen Gewalten zu ent­
fesseln, und man kann die mörderischen Gewalten entfesseln nur unter der Bedingung, daß 
man ihnen Ziele gibt." — Gültigkeit hat das nur für die kurze Zeit, in der noch die „Kämpfer 
der nationalsozialistischen Revolution" parteipolitische Gegner terrorisierten. Als die wissen­
schaftliche terroristische Ordenspolitik auf „endgültige Lösungen" (Judenfrage) und praktische 
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Aus den groben Klötzen mit ihren Kasernenhof-„Witzen" und den SS-Aspiranten 

die roboterähnlichen, unberührten und unrührbaren Mörder von Auschwitz zu 

machen, dazu gehörte Zeit, Planung und systematische Indoktrinierung des ein­

zelnen durch den Orden und durch die Erfahrung. Mancher SS-Mann hat Selbst­

mord verübt, weil er es nicht mehr ertrug, in den KZ und bei den Einsatzgruppen 

des SD in Polen und Rußland; mancher vertauschte die Uniform mit dem Sträf­

lingskleid, weil er „mit der Unterwelt fraternisierte", menschlichen Regungen 

Raum ließ und auch nur eine Spur von Mitleid zeigte. Der Großteil nahm Lehre an. 

Wie die Front einen eigenen SS-Typ in der Waffen-SS formte, schuf das KZ den 

anderen. 

Sehr oft war das Resultat, wie es Benedikt Kautsky71 schildert: 

„Faul und dumm, roh und feig, disziplinlos und korrupt —, das sind die Haupt­
eigenschaften, aus denen die SS-Führung den durchschnittlichen SS-Mann zu 
fabrizieren hatte. Das Standardfabrikat, das mit Hilfe psychologischer und mate­
rieller Beeinflussungsmethoden erzielt wurde, erfüllte seinen Dienst voll­
kommen." 

Es mag bezweifelt werden, ob die SS-Führung wirklich diesen Typ als besonders 

befriedigend empfand; ihn herauszubilden, war meist mehr Sache der täglichen 

„Lagererziehung" als Ausfluß der Ordensideologie. „Aber ins Zentrum des Pro­

blems gelangen wir schon", sagt mit Recht Gerhart Hermann Mostar72: 

„wenn kluge und zurückhaltende, bewundernswert leidenschaftslose Zeugen 
berichten, wie so mancher junge oder alte SS-Mann als harmloser Bursch ins 
Lager kam, — und erst dort, und fast ohne jede Möglichkeit innerer und äußerer 
Gegenwehr, zum Bluthund dressiert wurde". 

Es gibt stets Abwandlungen eines politischen „Heroenbildes" in der Wirklichkeit. 

Ein Führungskreis entwickelt es73. Bis es in den danach geformten Organisationen 

auch nur in Annäherungsfällen real wird, vergeht erstens Zeit (und die unorga­

nische zahlenmäßige Vermehrung der SS hat den Prozeß weiterhin verlangsamt 

und teilweise inhibiert), zweitens muß man die hundertfachen Abwandlungen, 

Variationen und Zwischentöne in Rechnung stellen. Man kann aber wohl mit 

Verwendung der Verhafteten (Arbeitssklaverei) ausgerichtet wurde, war für Mythen der revo­
lutionären Selbstreinigung kein Raum mehr. 

71 Benedikt Kautsky, Teufel und Verdammte, Erfahrungen und Erkenntnisse aus sieben 
Jahren in deutschen Konzentrationslagern, Zürich 1946, 328 S. (S. 98). 

72 Gerhart Hermann Mostar, Portrait eines Weibsteufels, Die Dolchstoßlegende der Ilse 
Koch, Aufbau, New York, 5. Januar 1951, S. 3f. 

73 So gab z. B. das SS-Hauptamt ein Schulungshandbuch für die SS, den „Soldatenfreund", 
heraus, mit folgender Zielsetzung: „Die Aufgabe des SS-HA ist die Schaffung eines streng ge­
schlossenen Ordens. Es ist deshalb verantwortlich für die Auswahl von für die Schutzstaffel 
geeigneten Männern und die Erfassung von SS-Mitgliedern und ihrer Familien, ferner in welt­
anschaulicher und politischer Richtung für die Erziehung und Schulung der ganzen SS und 
Polizei sowie Truppenbetreuung." 

Auf die wichtige Rolle, die das „Schwarze Korps" bei der systematischen „Schulung" 
der Formationen — teilweise gegen den Widerstand der Führer der Front-SS — gespielt 
hat, kann hier nicht näher eingegangen werden. 
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einer gewissen Berechtigung feststellen, daß in den beiden größeren SS-Verbänden, 

in der Waffen-SS und in den SS-Totenkopfverbänden, diejenigen, die als „Gesetz" 

die Bereitschaft zu sterben ernst nahmen, von denen sich abzweigten, denen das 

gleiche „Gesetz" vor allem die Bereitschaft zu töten bedeutete. SD, Gestapo und 

andere Sondergruppen haben ebenfalls durch ihre von den Umständen erzwungene 

Vermischung mit Elementen der alten Kriminalpolizei, Politischen Polizei, der mili­

tärischen „Abwehr" und der verschiedenen Nachrichtendienste zum Schluß teil­

weise eine ähnlich widerspruchsvolle Struktur gehabt. 

Aber so sehr in vielen Zügen sich die „Variationen" der SS auch voneinander 

unterscheiden: ein gemeinsamer Generalnenner besteht, der die Grundlegung 

einer Typenbildung abgab. Es waren vor allem die innerlich in ihrer Umwelt 

Heimatlosen, die sich dem Orden anschlossen. Zuerst Frontsoldaten, Freikorpsleute, 

die nicht zur Ruhe kamen, als die Heimat sie nach ihrer Rückkehr aus den Granat­

trichtern des ersten Weltkrieges ignorierte, keine Verwendung für sie hatte und sie 

der Konspiration geradezu in die Arme trieb. Über Ruhrkampf, Oberschlesien­

kampf, Schwarze Reichswehr usw. führte der Weg fast automatisch zur SS. Und 

dann kam eine jugendliche Schicht, die es versäumt hatte, noch teilzunehmen an 

dem großen Abenteuer des Krieges, weil sie Kinder gewesen waren, aber heißen 

Herzens und kritikloser Verehrung voll den Erlebnisberichten ihrer älteren Brüder 

lauschten. Sie sahen die Chance ihres Lebens, als man sie aufforderte mitzutun, 

wenn irgendeine „Aktion" der halblegalen Rechten geplant war74. Nicht wenige von 

ihnen folgten ihren Vorbildern in die SS. 

Diese Männer waren Militante. Keine Verbrecher ursprünglich, auch wenn sie 

bereit waren, für die Idee zu toten. Sie unterschieden sich dennoch als Typ, auch 

soweit sie zeitweise in die SA der NSDAP sich eingliederten, grundlegend vom „un­

bekannten SA-Mann" der großstädtischen Arbeitsämter. 

Die Geschehnisse des 30. Juni 1934 hatten letzten Endes den Aufeinanderprall 

zweier Typen in der NS-Bewegung, zweier voneinander verschiedener Lebens- und 

Denkformen, dargestellt. In der SA hatten sich Arbeitslose formiert, die wieder 

Arbeit haben wollten, Kleinbürger und Studenten, die ihre in kritischen Zustand 

gekommene berufliche und soziale Lage mit Hilfe einer Bewegung, deren simplifi­

zierende Parolen ihnen leicht eingingen, wieder hatten in Ordnung bringen wollen. 

Am Ende dieses Kampfes würde stehen, so hoffte man, eine neue Sicherheit, ein 

Zustand, in dem sie (dank dem Führer und der eigenen Beteiligung an seinem Be­

freiungswerk) es nicht mehr notwendig haben würden, sich auf Straßen und in 

Versammlungen mit Gegnern herumzuschlagen, sondern in dem sie wieder bei 

Frau und Kind sich einer ruhigen und friedlichen beruflichen Existenz erfreuen 

konnten. 

Auch da, wo die Vorstellungen etwas weiter gingen und die Tendenzen einer 

wirklichen Sozialrevolutionären Umordnung in sie einflossen und der „Nationale 

Sozialismus", wie sie ihn verstanden (Entmachtung der Großen und Reichen, der 

74 Den besten Einblick in die Welt dieser rechtsradikalen Konspirateure gibt Ernst von Sa-
lomons Buch „Die Geächteten", Berlin 1931, Rowohltverlag, 484 S. 
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Banken und Kapitalisten, der „Junker, Juden und Schieber"), Explosivstoffe in sich 

barg, blieb das Ziel das Bestimmende, nicht der Kampf als Selbstzweck. Das aber 

war ein neuer, geordneter — „bürgerlicher" — Zustand, den sie und ihre Kinder ge­

nießen würden. Dieser Typ kann auf dem Wege zu einer solchen Harmonie sehr 

rabiat werden — er hat es bewiesen. Aber er war nicht Aktivist um der Aktion wil­

len. Er hatte nicht das Braunhemd angezogen, weil er davon träumte, daß er und 

seinesgleichen an den Brennpunkten einer imperialen Weltordnung sitzen und die 

neue Herrenrasse repräsentieren würden. Der SA-Mann blieb ein Rebell im Rah­

men der bürgerlichen Ordnung. Das gilt für die Masse derer, die seinerzeit sich ein­

reihten in die Reihen der Sturmtruppen. Von den etwa 10 Prozent aber, die bereits 

jenseits les Bürgerlichen standen, hinter sich geistig und seelisch alle Brücken ab­

gebrochen hatten, wurden diejenigen, die inzwischen an die Spitze der SA gekom­

men waren und dann versuchten, sich aus eigenem Willen zur Macht zum Wort­

führer der unbestimmt revolutionären Tendenzen der braunen Massenarmee zu 

machen, am 30. Juni liquidiert. Diejenigen, die sich nicht darauf versteiften, gerade 

dort zum Zug zu kommen, wurden nach und nach von der SS aufgesogen. Die SS 

hatte ein anderes Gepräge als die SA. Hier sammelte sich der sozial entwurzelte, 

rastlose, mit der eigenen Herkunft und jeder Sozialordnung zerfallene Landsknecht 

jeder Klasse, dem Bildung und Herkommen nichts, dem aber auch oft genug Ideen 

nur „Vorwände der Bestimmung" waren. Die Struktur eines Teils der Freikorps 

fand hier ihre Auferstehung: jenseits aller sozialen Konvention formierten sich hier 

Kernkader, die ihr Leben einzusetzen bereit waren für die Macht. Wie in den Frei­

korps der ersten Nachkriegszeit mancher junge Kriegsleutnant Offizierskompanien 

kommandierte, die aus ranghöheren Offizieren bestanden, galt auch hier keine 

Rangordnung der bürgerlichen Welt mehr. Was zählte, war Rücksichtslosigkeit, 

Tapferkeit und fragloser Gehorsam. 

Weder der Nationalsozialismus als Ganzes noch die SS haben jemals „Verbrechen" 

auf ihre Fahne geschrieben. Gefolgschaft gewann der Appell, dabei mitzuhelfen, 

dem Vaterland wieder Freiheit und Unabhängigkeit, Größe und Wohlstand zu ver­

schaffen. Daß man bereit war, auf dem Wege zu diesem Ziel, das sich beim Führer­

kreis des Ordens mittlerweile gewandelt hatte zum Traum der organisatorischen 

Herrschaft über die Erde, vor keiner Untat zurückzuschrecken, hat man der Ge­

folgschaft nie erzählt. Eine britische Schriftstellerin hat mitten im Krieg75 darauf 

hingewiesen: 

„Was dem Ganzen einen alarmierenden und unheilvollen Charakter gibt, ist, 
daß einige der Dinge, die Hitler ihnen sagt, an sich wahr sind. — Es setzt mich in 
Erstaunen, daß sich in unseren Ländern einige Leute vorstellen, daß Hitler auf­
steht und alle tierisch-sadistischen Orgien, die er sich denken kann, schildert und 
damit den begeisterten Enthusiasmus der Jugend erregt. Wenn er das täte, wäre 
er bei weitem weniger gefährlich und sicherlich weniger mächtig, denn dann 
würde er nur die verbrecherischen oder pathologischen Typen an sich ziehen, 

E. Almy Buller, Darkness over Germany, London 1944, 1.96 S. (S. 137). 
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während er jetzt die Mitarbeit, die Begeisterung und die Bereitschaft der besten 
Elemente der Jugend des Landes hat." 

Für Hitler, als Symbol für „Deutschland", haben auch in der SS neben Unter­
weltcharakteren beste Deutsche gekämpft, weil sie nicht zu unterscheiden ver­
mochten, was wahr und was gelogen war in den Zielen, für die man sie unter die 
Fahnen rief. Das Teuflische am Nationalsozialismus, besonders der Periode der 
SS-Herrschaft, war das Zwielicht zwischen Lüge und Wahrheit, das Gemisch 
zwischen „edlen" Kennworten und Schinder-Arbeit. So starben Hunderttausende 
für eine Idee, die Deutschlands Verderben war, ohne es je zu wissen. Wissen die 
Überlebenden es heute? 

Eine Überraschung für viele Beobachter war die Tatsache, daß die Waffen-SS 
in den letzten Tagen des deutschen Widerstandes gegen die Alliierten nicht „bis auf 
den letzten Zaun", wie der Werwolfsender angekündigt hatte, gekämpft hat, daß — 
bis auf Ausnahmen — der „Orden" sich nach seinen den Durchschnitt der Wehr­
machtsverluste weit übersteigenden Blutopfern der Vorjahre in den letzten Wochen 
genau so wie jeder „zivilistische" Wehrmachtsoldat dem Argument der Aussichts­
losigkeit beugte76. Irgendwie war es eine Antiklimax, Männer mit der Armbinde 
„Leibstandarte Adolf Hitler" ruhig in amerikanische Gefangenenlager marschieren 
zu sehen. Nicht wenige der „Treuesten der Treuen" überlebten gelassen den Tod 
des „Führers" und den ihres SS-Reichsführers. — 

Was machte das Gesetz des Ordens unwirksam, als es ums Letzte ging? 
Der Hauptgrund war zweifellos der, daß die kämpfende Truppe der SS das Ver­

trauen in die Führung verloren hatte. Die wichtigste Frontdivisionen degradierende 
Wahnsinnsbotschaft Hitlers an Sepp Dietrich, die wir erwähnten, war nur der letzte 
Tropfen, der ein bereits volles Maß zum Überfließen brachte: im gemeinsamen täg­
lichen Kampf mit Wehrmachtsoldaten zu einer mehr oder minder leicht akzep­
tierten Frontkameradschaft zusammengeschmolzen, reagierten die Angehörigen 
der Waffen-SS-Divisionen nach einiger Zeit nicht weniger ablehnend ihren eigenen 
„Etappen-Häuptlingen" gegenüber, als ihre Wehrmacht-Kumpels gegenüber 
den Armee-Stäben reagierten. Die verschiedenen SS-Hauptämter waren kaum 
weniger frontfern. Und schließlich waren es ja immerhin zwei SS-Ober­
gruppenführer, die, bevor Wehrmachtsbefehlshaber auf einen ähnlichen Gedanken 
kamen (nachdem ihnen der 20. Juli 1944 recht nachdrücklich den Galgen als Quit­
tung für eigenes Denken in Aussicht gestellt hatte), die „Verbindung zum Feind 
aufnahmen" und einiges dazu beitrugen, den „Nibelungenkampf" ad absurdum zu 
führen. 

Aber nicht nur — in gewissem Sinn — vernunftbegabte Patrioten dieser Art (lassen 
wir die Zwielichtigkeit der Motive beiseite) innerhalb der höheren SS-Leitung lösten 
sich in der. Stunde der Nibelungenentscheidungen von den blutleeren Mythen des 
Ordens. Daß Himmler selbst anscheinend wirklich in den letzten Wochen noch da­
mit gerechnet hat, man würde ihn, der eine neue „Überparteiliche Volksbewegung" 

76 Vgl. Karl O. Paetel, Himmlers Janitscharenarmee, „Deutsche Blätter", Santiago de Chile, 
1944, Heft 9/10, S. 1 8 - 2 0 . 
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den Alliierten als Verhandlungspartner gegenüberstellen könnte, noch einmal zu 

Wort kommen lassen, steht gar nicht einmal zur Diskussion. Hier steht man vor 

einem unfaßbaren Beispiel von Selbstbetrug!77 Auch der Typ des Aktivisten an sich, 

der fraglos Kämpfenden, gab auf, als keiner mehr da war, Befehle zu erteilen. Wie 

grotesk hier die Schulung des Ordens, die den Sinn des Lebens in die Beziehung von 

Befehl und Gehorsam hineingezwängt hatte, ihre eigenen Ziele schlug, wird einem 

deutlich, wenn man die Autobiographie des berüchtigten SS-Obersten Skorzeny78 

sich ansieht. — Der „gefährlichste Mann Europas", der „Mussolinibefreier", der 

Prototyp des SS-Herrenmenschen, benimmt sich, wie jeder „Gangster" sich benimmt, 

wenn er in die Enge getrieben ist: man ergibt sich der Polizei (hier der amerika­

nischen Truppe), anstatt „bis zum letzten Schuß" zu kämpfen. Das Buch schließt mit 

den einfachen Worten: „Nun, was auch immer kommt, ich war nur ein Gefangener." 

Kein Wort der Trauer über das besiegte Vaterland, den toten Führer, das Ende des 

Nationalsozialismus. Den Landsknecht dieses Typs ereilt einfach das Berufsrisiko: 

er unterliegt. 

Der, der wirklich geglaubt hatte in der SS, hatte es schwerer. I hm brach mit dem 

Orden eine Welt, seine Welt zusammen. Einer der nicht allzu zahlreichen Berichte 

aus den Reihen der SS, die in den Jahren nach dem Zusammenbruch herauskamen, 

kann für alle stehen79, die von dieser Enttäuschung Zeugnis ablegen. In diesen 

„Tagebuchaufzeichnungen bei einem Besuch in dem Berliner Hauptquartier der 

Waffen-SS" heißt es: 

„Jeder weiß inoffiziell, daß es auf, zwölf geht, tut aber noch so, als ob alles 
beim alten geblieben wäre. Jeder trägt noch 'weltanschaulichen' Sonntagsglauben 
mit sich herum, und der heißt eben: Vertrauen wir nur auf den Führer, er wird's 
schon machen — vertrauen wir nicht zuletzt dem Reichsführer SS!" 

Dann sieht der Mann den maßgeblichen SS-Brigadeführer, der sich müde den 

Bericht des jungen Frontsoldaten aus der Waffen-SS anhört. Es geht später weiter: 

„Der Obergruppenführer war der Punkt auf dem i, der mir noch gefehlt hat. — 
Der Obergruppenführer . . . Plötzlich stand er mitten unter uns, die wir schon 
seit Stunden in seinem Vorzimmer auf ihn gewartet hatten. Alle sprangen auf 
und grüßten . . . Ich entledigte mich meines Auftrags noch ruhiger und knapper 
als bei seinem Amtschef. Dennoch schien das Vorgebrachte eine große Wirkung 

77 Count Folke Bernadotte, The Curtain Falls, New York 1945, 156 S., Deutsche Aus­
gabe : Graf Folke Bernadotte, Das Ende, Meine Verhandlungen in Deutschland im Frühjahr 
1945 und ihre politischen Folgen. Zürich 1945, 114 S. 

78 Skorzenys Secret Missions, War Memoirs of the most dangerous man in Europe, New 
York 1950, 256 S. Obwohl besser geschrieben und teilweise, zum Unterschied von dem Mach­
werk des hirnlosen Robot Skorzeny, unwillkürlich menschliche Anteilnahme erweckend, ist 
auch Leon Degrelles Buch „Die verlorene Legion" (Stuttgart 1952, 509 S.) unergiebig, wenn 
man es auf Selbstaussagen eines „typischen" SS-Führers durchsieht: neben dem Tribut, 
den er der Tapferkeit der frontnahen Waffen-SS zollt, schweigt er sich aus über alles, was 
den Inhalt der Ordensidee ausmachte. — Ein paar antibolschewistische Gemeinplätze ver­
bergen nur mühsam, daß hier einer, der „Bescheid weiß", bewußt schweigt. Skorzeny 
dagegen hat wirklich nichts zu sagen — oder zu verschweigen. 

79 „Das Ende einer Illusion" (2), Hauptquartier Reichsführer SS, April 1945, in: Christ und 
Welt, Stuttgart, III, 33, 17. August 1950, S. 6. 
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auf i h n auszuüben , d e n n plötzlich brach er nach wiederhol ten Zwischenrufen a n 
verschiedenen Stellen heft ig los : ,Ja — u n d w e m h a b e n w i r das alles zu verdan­
ken? ' . . . , W e m h a b e n w i r das alles zu v e r d a n k e n ? ' st ieß er noch e inmal he rvor 
— u m d a n n aufzubrü l l en : ,Unserer g o t t v e r d a m m t e n Sche iß füh rung! ' Ich sah 
mich i m ers ten Augenbl ick nach al len Sei ten u m . — Ich h a t t e m i t v ie lem gerech­
n e t — dami t n icht . D a n n stellte ich stockend, zögernd die Frage , die auszusprechen 
m i r allein schon fast wie Verra t e r sch ien : ,Obergruppenführer , gehören Hi t le r 
u n d H i m m l e r auch zu dieser g o t t v e r d a m m t e n Sche ißführung? ' D a schrie er mich 
a n : ,De r e ine ist e in Verbrecher und der ande re e in Id io t . ' " 8 0 

A u f d ie F r a g e des aus a l len H i m m e l n ges tü rz ten SS-Mannes von de r F r o n t , w a r u m 

d e r S S - O b e r g r u p p e n f ü h r e r d e n n nicht etwas tue, a n t w o r t e t dieser , d e r „ A r m des 

Re ichs führe rs SS sei zu l a n g " . A n f a n g Apr i l 1 9 4 5 ! — E n d e Apr i l s ieh t de r T a g e b u c h ­

schre iber d e n g le ichen S S - O b e r g r u p p e n f ü h r e r i n de r SS-Junkerschu le Tölz noch 

e i n m a l . E r n o t i e r t : 

„ E r w a r da . . . Es ist ja alles so sinnlos . . . M i t e i n e m Schwall weiner l i cher 
Ph ra sen ha t er uns übergossen. Dabe i überhebl ich den w a h r e n Ta tsachen gegen­
übe r u n d p l u m p ver t rau l ich . I n Berl in habe ich i h m k a u m ü b e l g e n o m m e n , d a ß 
er i m m e r , D u ' zu m i r sagte . . . Aber h i e r h a t mich schon das ,Wi r ' wild gemach t . 
W a s haben w i r m i t diesen feisten F ü h r e r n zu schaffen, die a m E n d e i h r e r Karr ie re 
ü b e r Reichsnährs tand , SA-Polizei u n d ,Ziviler SS ' i n g r a u e n Uni fo rmen als 
Genera le vor uns s tehen , obwohl i h r e mi l i tär ischen Kenntnisse übe r die eines 
Gefrei ten n ich t h inausgehen . Aber Gefreite sollen ja wohl die besten Fe ldhe r ren 
sein . . . ,Heil u n s e r m gel iebten F ü h r e r Adolf H i t l e r ! ' Es d röhn t m i r noch i n den 
O h r e n . So h a t e r seine Rede beende t u n d T r ä n e n dabei i n den A u g e n gehabt . 
Das w ü r d e mich g e r ü h r t haben , w e n n ich n ich t vor k a u m vierzehn T a g e n vor 
i h m ges tanden u n d von i h m die W o r t e gehör t h ä t t e ,Das h a b e n w i r alles unse re r 
v e r d a m m t e n Sche iß führung zu v e r d a n k e n ' . " 

H i e r ist d ie T ragöd ie d e r d e u t s c h e n Waffen-SS, die Tragöd ie von T a u s e n d e n u n d 

abe r T a u s e n d e n ans tänd ige r , s aube re r j u n g e r D e u t s c h e r w i e d e r g e g e b e n . Alles a n d e r e 

w a r Nachspie l . 

80 In der Schweiz ist das Buch eines Mannes der Waffen-SS erschienen, das hier erwähnt 
werden m u ß : Erich Kern, Der große Rausch, Rußlandfeldzug 1941-1945, Zürich 1948, 
199 S. Gegen Ende einer in keiner Weise den „Siegern" freundlichen Selbstverständigung 
der folgende Satz: „Waren wir nicht die letzte Schuld an dem großen nationalen Unglück, 
das nun über uns und die ganze Welt hereinbrach? . . . Haben wir in unserem Innersten 
Nein gesagt, als nach München unsere Truppen ins Protektorat einmarschierten? Damals, 
meine Kameraden, damals haben wir auch rein äußerlich den Weg des nationalen Sozialismus 
verlassen, damals haben wir als Volk unser Wort gebrochen, das er für uns alle gegeben hatte: 
ein Volk der Deutschen. — Die Tschechen sind und waren keine Deutschen. Damals haben wir 
rein imperialistisch unsere Hand nach einem anderen Volk ausgestreckt, das, wenn es unseren 
wirtschaftlichen und geographischen Zielen auch am nächsten lag, eben kein deutsches war. 
Damals ist der letzte Rest von unseren alten sozialistischen Ideen gestorben im Trommelklang 
der einmarschierenden Truppen. Damals sind wir vor aller Welt und uns selbst Imperialisten 
geworden. Haben wir damals, auch nur innerlich, Nein gesagt? Nein, tausendmal nein! Wer 
es behauptet, lügt einfach, um seinen Kopf aus der Schlinge zu ziehen! Wir waren berauscht 
vom Macht t raum: die ganze Welt. Wir dachten, es sei etwas ganz Neues, derweil war es so 
uralt als die Wel t : Seines Nächsten Gut, seines Nächsten Weib. Den Weg sind vor uns alle 
großen Völker gegangen . . . E r packt die Völker wie ein großer Rausch, der Rausch von der 
Macht!" — Ein „nationaler Sozialist" erkennt, spät, aber doch, was Faschismus war. S. 187. 

2 Zeitgeschichte 3 
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REGIONALPAKTE UND WELTFRIEDENSORDNUNG 

Zur völkerrechtlichen Entwicklung der Nachkriegszeit 

I 

D i e Nachkriegsgeschichte des Völkerrechts ist durch die Tatsache gekennzeichnet, 
daß eine auf der Hypothese der Zusammenarbeit der Hauptmächte aufgebaute 
Weltfriedensorganisation in der ursprünglich geplanten Weise nicht zu funktio­
nieren vermag, solange sich unter den Hauptmächten an Stelle der prästabilisierten 
Harmonie eine sich ständig vertiefende Disharmonie entwickelt. Hieraus ergibt 
sich das fast zum Schema gewordene Bild der Geschichte der United Nations: ge­
stützt auf die Erfahrungen der Völkerbundsperiode, beschloß man in Teheran, Dum-
barton Oaks und Yalta eine Weltfriedensorganisation zu errichten, deren Aktions­
fähigkeit weder durch das unbedingte Erfordernis der Einstimmigkeit ihrer Mit­
glieder1 noch durch das Fehlen eines wirksamen Sanktionsapparates parallelisiert 
werden kann. Zur Zeit der Planung und Gründung der UN lautete das Problem 
nicht, ob zu etwaigen Sanktionsmaßnahmen der Vereinten Nationen jeweils die 
Zustimmung von USA, England und Rußland (und die etwaige Zustimmung 
Frankreichs und Chinas) erforderlich sei — diese Frage war nicht einen Augenblick 
zweifelhaft oder umstritten —, sondern vielmehr, ob und in welchem Umfang das 
Vetorecht lediglich den Hauptmächten zustehen solle. Den tatsächlichen Macht­
verhältnissen Rechnung tragend, erkannte man die Hegemonialstellung der großen 
Mächte an und beschränkte das Erfordernis der Einstimmigkeit auf die Zustim­
mung der im Sicherheitsrat ständig vertretenen Mächte zu Entscheidungen des 
Sicherheitsrats, die nicht rein prozessualen Charakter tragen. In der Praxis ist 
allerdings diese Einschränkung des Einstimmigkeitsprinzips weniger bedeutsam, 
als dies auf den ersten Blick der Fall zu sein scheint. Sind doch alle Beschlüsse, 
die die Vornahme von „Maßnahmen" zum Gegenstand haben, dem Sicherheitsrat 
vorbehalten, während die Generalversammlung (von einigen mehr organisatori­
schen und administrativen Entscheidungen abgesehen) lediglich eine konkurrie­
rende Zuständigkeit besitzt, alle der UN obliegenden Probleme zu diskutieren und 
an die Mitglieder „Empfehlungen" zu richten. Entscheidungen der UN, die sich 
auf die wesentlichen Merkmale der Struktur der Weltfriedensorganisation beziehen 
(Satzungsänderungen, Aufnahme neuer Mitglieder, Wahl des Generalsekretärs 
usw.), können nur dann rechtswirksam gefaßt werden, wenn die ständigen Rats­
mitglieder zugestimmt haben oder, was das gleiche bedeutet, wenn kein ständiges 

1 Unter der Völkerbundssatzung ist von dem Vetorecht das erste Mal im Jahre 1931 Ge­
brauch gemacht worden, und zwar von Japan anläßlich des Mandschukuo-Konflikts (vgl. 
Brierley: British Yearbook of International Law 1946, S. 88). Für eine Analyse der Auflocke­
rung des Einstimmigkeitsprinzips in der Völkerbundspraxis vgl. Sir John Fisher Williams: 
„The League of Nations and Unanimity". Am. Journ. of Int. Law Bd. 19, S. 475, 480 (1925). 
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Ratsmitglied von seinem Vetorecht Gebrauch gemacht hat. Noch bedeutsamer ist, 
daß nach der Satzung der UN und der sie ergänzenden Erklärung der fünf Haupt­
mächte vom 7. Juni 1945 das Vetorecht sowohl auf Beschlüsse anwendbar ist, die 
Zwangsmaßnahmen gegen einen Angreifer oder Friedensbrecher zum Gegenstand 
haben, als auch zur Vornahme solcher Zwangsmaßnahmen zu führen geeignet 
sind. Fügt man hinzu, daß es zum mindesten äußerst zweifelhaft ist, inwieweit 
Einstimmigkeit der Hauptmächte für Entscheidungen des Sicherheitsrats hinsicht­
lich der Vorfrage erforderlich ist, ob ein vom Sicherheitsrat erwogener Schritt als 
prozessuale oder substantielle Entscheidung zu qualifizieren sei (Problem des „dop­
pelten Veto"), so ist die zentral wichtige Bedeutung offenkundig, die dem Veto­
recht der ständigen Ratsmitglieder in der Charta der UN eingeräumt ist. 

Gegenüber einer stark vereinfachenden Tendenz der modernen Völkerrechts­
geschichte, die dazu neigt, den Eindruck einer durch den russischen Mißbrauch 
des Vetorechts verursachten völligen Paralyse der United Nations hervorzurufen, 
erscheint es angebracht, darauf hinzuweisen, daß in der Achtjahresbilanz der Welt-
friedensorganisation nicht nur Passiv-, sondern auch Aktivposten stehen: die Mit­
wirkung der UN bei der Schaffung Indonesiens und Israels, die Räumung Nord-
persiens durch die Sowjets, die erfolgreiche Verteidigung Griechenlands, die Ver­
hütung eines bewaffneten Konflikts zwischen Indien und Pakistan, die Erzwingung 
des Feuereinstellungsbefehls in Palästina, die Kollektivaktion in Korea und, nicht 
zuletzt, die segensreiche Tätigkeit der verschiedenen administrativen Organe der 
United Nations und die Klärung zahlreicher internationaler Probleme durch die 
persönliche Fühlungnahme der bevollmächtigten Vertreter der 60 Mitgliedstaaten 
der United Nations. 

Selbst wenn alles dies gebührend in Rechnung gestellt wird, bleibt doch die 
Tatsache bestehen, daß der kalte Krieg die Vorkämpfer der internationalen Frie­
densorganisation dazu gezwungen hat, eine doppelte Verlagerung des Schwer­
gewichts der United Nations vorzunehmen, um die UN am Leben zu erhalten. 
Die erste dieser Schwerpunktverlagerungen war die „Uniting-for-Peace"-Resolution 
der Generalversammlung der UN vom 3. November 1950. Unter dem Eindruck 
der Korea-Ereignisse wurde versucht, das Empfehlungsrecht der Veto-freien Gene­
ralversammlung zu einem Substitut für das Entscheidungsrecht des Veto-belasteten 
Sicherheitsrats zu machen2. 

Die zweite, weit wichtigere Schwerpunktverlagerung, von der im folgenden die 
Rede sein soll, ist die ständig zunehmende Bedeutung der Paktsysteme, die weit­
gehend Funktionen übernommen haben, die ursprünglich als zur Zuständigkeit 
der Weltfriedensorganisation gehörend angesehen wurden. Die Tatsache, daß die 
gegenwärtige Bedeutung der verschiedenen Paktsysteme vornehmlich auf die durch 
die Sowjets verursachte Lähmung des Sicherheitsrats zurückzuführen ist, darf je­
doch nicht darüber hinwegtäuschen, daß das Problem des Verhältnisses von uni­
versaler Weltfriedensorganisation und territorial begrenzten Sicherheitspakten 
ebenso alt ist wie der Völkerbund und die United Nations. Die Zuspitzung des 

2 Vgl. hierzu: Ernst Fraenkel: „Korea — Ein Wendepunkt im Völkerrecht?" (Berlin 1951). 
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Gegensatzes zwischen den westlichen Demokratien und den östlichen Diktaturen 

hat dieses fundamental wichtige Strukturproblem der modernen internationalen 

Rechtsordnung in besonders pointierter Form erneut zum Vorschein gebracht. 

I I 

Jede Regionalvereinbarung ist der Gefahr ausgesetzt, sich zu einer Allianz alten 

Stils auszuwachsen und damit zu einem Instrument internationaler Desintegration 

zu degenerieren. Diesem Nachteil der Regionalpaktsysteme steht der Vorteil gegen­

über, daß der Grad der Bereitschaft zu aktiver und notfalls opferbereiter Mit­

wirkung bei Sicherung des Friedens direkt proportional zu dem vitalen Interesse 

ist, das eine jede Macht an der ungestörten Herrschaft der Völkerrechtsordnung 

in den Gebieten besitzt, in denen die Notwendigkeit völkerrechtlicher Sanktionen 

auftritt. Am klarsten tritt dieser Zusammenhang wohl in einer Erklärung Austen 

Chamberlains aus dem Jahre 1935 zutage, in der es heißt : 

„Ich glaube nicht, daß wir die von uns benötigte Form der Sicherheit durch 
Garantieversprechen erhalten können, die schlechthin für jeden Krieg, ganz 
gleichgültig, wann, wo und aus welchem Grunde er ausgebrochen ist, bindend 
sind. Nach meiner Überzeugung geht es über die Kraft der Menschheit, der­
artig weitreichende und allumfassende Verpflichtungen zu übernehmen, zumal 
wenn sie — zum mindesten potentiell — die ungeheuersten Opfer von den Na­
tionen verlangen, die solche Verpflichtungen eingegangen sind. Bevor sich nicht 
die gesamte Grundhaltung der Welt entscheidend geändert hat, werden nach 
meiner Ansicht die Völker der Welt nicht zu solchen Opfern bereit sein . . . 
Ich neige deshalb sehr viel mehr zu einem Typ von Regionalvereinbarungen, 
die die Verpflichtungen eines jeden Landes auf ein engeres Gebiet konzentrie­
ren, ein Gebiet, in dem nach der unzweifelhaften Überzeugung des betreffen­
den Landes keine Störung des Friedens eintreten kann, ohne daß seine eigene 
Sicherheit auf dem Spiele steht."3 

Dieses Hohelied auf das Regionalpaktsystem stellt nicht nur den Schlußakkord 

der Lebensarbeit des englischen Vaters der Locarnopolitik, sondern auch den Auf­

takt für die „appeasement policy" seines Halbbruders Neville Chamberlain dar. 

Als Neville Chamberlain am 10. Juni 1936 die Bemühungen des Völkerbundes zur 

Rettung Abessiniens als einen ausgesprochenen „Sommernachtskrampf" charakteri­

sierte, befürwortete er zugleich eine Beschränkung des Aufgabenkreises des Völker­

bundes, u m sicherzustellen, daß der Völkerbund nicht noch einmal seine Wirkungs-

möglichkeiten überschreite. Die Sicherung des Friedens sollte in Zukunft den 

Regionalvereinbarungen derjenigen Länder anvertraut sein, die an den betroffenen 

geographischen Bezirken speziell interessiert seien4. 

Diese berühmte Rede — halb Leichenpredigt auf den Völkerbund, halb Meister­

sang auf das Regionalpaktsystem — ist bemerkenswert sowohl wegen ihres praktisch­

politischen Unverstandes ab auch wegen ihrer mangelnden theoretisch-politischen 

Einsicht. Mit zynischer Gelassenheit enthüllt der „Realpolitiker" Chamberlain den 

3 Zitiert nach: Maurice Bourquin (Editor): „Collective Security", S. 36. 
4 Vgl. zu dieser Rede: Walters: „History of the League of Nations" (London 1952) Bd. 2, 

S. 684. 
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Bankrott des durch Mussolinis Gewaltakt diskreditierten Systems von Genf und ver­
hüllt gleichzeitig den Zusammenbruch des durch Hitlers Rheinlandbesetzung nicht 
minder diskreditierten Systems von Locarno. Der Versuch, aus dem Scherbenhaufen 
der kollektiven Sicherheit ausschließlich den Gedanken der Regionalpakte zu ret­
ten, war von vornherein zum Scheitern verurteilt, weil Weltfriedensorganisation 
und Regionalpaktsystem zueinander im Verhältnis der Interdependenz stehen. 

Es ist zur festen Regel — beinahe zur Schablone — geworden, in jedem Regional­
pakt auf das Statut der Weltfriedensorganisation Bezug zu nehmen. Der Locarno-
vertrag war nicht nur seinem Text, sondern auch seinem Inhalt nach, nicht nur 
juristisch, sondern auch politisch auf das engste mit dem Völkerbund verkoppelt — 
ein Zusammenhang, den Hitler und Mussolini sehr viel klarer begriffen hatten 
als die Staatsmänner der westlichen Demokratien. Der Verzicht der Westmächte 
auf das Ölembargo und die Schließung des Suezkanals entschied zugleich das Schick­
sal des Rheinlandes. 

Die Interdependenz zwischen Regionalpaktsystemen und Weltfriedensorgani­
sation tritt auch in der Zuständigkeitsverteilung zwischen diesen Gebilden in Er­
scheinung. 

In der völkerrechtlichen Theor ie hat die Universalorganisation stets dann ein­
zugreifen, wenn der primär mit Schlichtungs- und Vermittlungsaufgaben betrauten 
Partialorganisation die friedliche Beilegung eines Konflikts nicht gelingt; in der 
völkerrechtlichen Rea l i t ä t ist die Partialorganisation berufen, ein etwaiges Ver­
sagen der Universalorganisation bei der zwangsweisen Verhütung eines bewaff­
neten Konfliktes auszugleichen. In dieser offensichtlichen Diskrepanz zwischen 
internationaler Norm und internationaler Realität offenbart sich, daß das einer 
jeden Weltfriedensorganisation immanente Problem, universale und regionale 
Friedensgarantie miteinander auszubalancieren, in das Zentrum der weltpolitischen 
Auseinandersetzungen gerückt ist. Das moderne Völkerrecht ist mit diesem Pro­
blem nicht fertig geworden, seit Woodrow Wilson unter dem Eindruck der Schreck­
nisse des Krieges die ersten schüchternen Versuche zur Errichtung eines neu­
artiges internationalen Rechtssystems machte. 

III 

Wenn im folgenden so häufig von „Amerika" — und zwar nicht nur von den 
Vereinigten Staaten, sondern auch von Mittel- und Südamerika — die Rede ist, 
beruht dies darauf, daß sowohl bei Begründung des Völkerbundes als auch bei Be­
gründung der United Nations die Frage, wie eine Weltfriedensorganisation mit 
regionalen Sicherheitssystemen in Einklang gebracht werden kann, vornehmlich 
als ein inter-amerikanisches Problem in Erscheinung getreten ist. 

Bereits im Winter 1914/15 bemühte sich Wilson, auf Rat und mit Unterstützung 
seines Vertrauten Colonel House, für die westliche Hemisphäre ein System der 
kollektiven Sicherheit zu errichten, das im Gegensatz zu der auf einer einseitigen 
Erklärung der USA beruhenden Monroedoktrin auf wechselseitigen und völker­
rechtlich bindenden Versprechen aller amerikanischen Staaten (mit Ausnahme 
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Kanadas) beruhen sollte5. Erst ab dieser Plan am Widerspruch Chiles scheiterte, 
wandte Wilson sich im Jahre 1916 ernsthaft dem Projekt der Schaffung einer 
Weltfriedensorganisation zu*. Wilson hat aber stets betont, daß er in seinen Völker­
bundsplänen nichts anderes erblicke als eine Ausdehnung seiner panamerikani­
schen Pläne auf die ganze Welt. „Es war mein Ehrgeiz", erklärte er am 7. Juni 
1918, „daß die Staaten der beiden amerikanischen Kontinente der übrigen Welt 
vorexerzieren sollten, wie die Grundlagen für eine Weltfriedensorganisation zu 
errichten seien."7 

Derselbe Gedanke wurde fast 30 Jahre später von Senator Vandenberg in einer 
Rede vom 27. Juni 1945 entwickelt, in der er die Zustimmung des Senats zum 
Beitritt der USA zu den United Nations befürwortete. Vandenberg führte bei dieser 
Gelegenheit aus, daß die Charta der UN eine Integration des „amerikanischen 
Systems" in die Weltfriedensorganisation ermögliche. Während der vergangenen 
50 Jahre habe sich die panamerikanische Bewegung als die erfolgreichste Hand­
habe für die Förderung des Friedens und der internationalen Sicherheit erwiesen, 
die die Welt je gesehen habe. „Wir geben die allen Beteiligten zugute kommenden 
Vorteile dieses Systems nicht auf. Wir integrieren sie lediglich in ein umfassen­
deres System."8 

Amerikas Einstellung zum Problem der kollektiven Sicherheit hängt auf das 
engste mit der Tatsache zusammen, daß seit Verkündung der Monroedoktrin die 
Vereinigten Staaten sich für die Aufrechterhaltung eines dem europäischen mon­
archischen Regierungssystem entgegengesetzten republikanischen Regierungs­
systems und für die Verhinderung der Wiedererrichtung kolonialer Machtsphären 
in der westlichen Hemisphäre verantwortlich gefühlt haben. Nur wenn diese 
primären Ziele einer jeden amerikanischen Außenpolitik sichergestellt sind, kann 
USA sich mit vollem Herzen dem Plan einer aktiven Mitarbeit an einer Welt-
friedensorganisation verschreiben. Der Primat der interamerikanischen Beziehun­
gen für die Außenpolitik der USA tritt besonders klar in den Instruktionen zutage, 
in denen Charles Hughes anläßlich der Konferenz von Havanna (1928) darauf hin­
gewiesen wurde, daß es „ein feststehendes Prinzip unserer auswärtigen Politik ist, 
daß in der Diplomatie der Vereinigten Staaten die panamerikanische Politik den 
ersten Platz einnimmt, sobald man darangeht, unsere auswärtigen Beziehungen 
nach geographischen Gruppierungen zu gliedern"9. 

IV 
Die historische Analyse unseres Problems hat mit dem 4. August 1914 zu be­

ginnen. Als an diesem Tage Staatssekretär von Jagow die englische Kriegserklärung 
entgegennahm, soll er das Gespräch mit dem englischen Gesandten mit einem 

5 House: „Intimate Papers" Bd. 1, S. 209ff. 
6 Samuel Flagg Bemis: „The Latin American Policy of the United States" (New York 

1943) S. 199. 
7 Woodrow Wilson: „Public Papers" Bd. I I I (1), S. 226/7. 
8 Harley: „Documentary Textbook of the UN" (Los Angeles 1950) S. 686. 
9 Bemis a. a. O. S. 251. 
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Fluch auf das europäische Bündnissystem abgeschlossen haben, das nicht zuletzt 
dafür verantwortlich sei, daß Europa vor einem Abgrund stehe. Ob Geschichte 
oder Legende, von Jagows Worte drückten einen Gedanken aus, der in jenen 
Tagen und Jahren weitverbreitet war. Von dem Elend und der Tragik des Krieges 
übermannt, von dem optimistischen Glauben durchdrungen, daß durch Abstellung 
mehr oder weniger akzidentieller Mißstände eine Wiederholung des Kriegselends 
zu vermeiden sei, warf sich der an der Fortschrittsreligion genährte Reformismus 
auf die Aufgabe, die Gründe — und dies war für eine dem tragischen Denken 
entwöhnte Grundeinstellung identisch —, die abstellbaren Gründe eines jeden 
Krieges ausfindig zu machen. Neben der privatwirtschaftlich betriebenen Rüstungs­
industrie und der Geheimdiplomatie erscheinen die Allianzen alten Stils an der 
Spitze der Liste der Übel, die durch guten Willen, wissenschaftlich fundierte Ein­
sicht und die geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen abgestellt 
werden können, um zu garantieren, daß die Geißel des Krieges von der Mensch­
heit genommen werde. 

Dieser progressive Utopismus10 hat seinen hervorragendsten Vertreter in Wood-
row Wilson gefunden. E. H. Carr hat von Wilson gesagt, er habe für das 20. Jahr­
hundert dieselbe Aufgabe durchzuführen versucht, die Bentham im 19. Jahrhun­
dert gelöst habe: nämlich, die Gesellschaftsphilosophie der Aufklärung den Be­
dürfnissen seiner eigenen Zeitperiode anzupassen. Als leidenschaftlicher Bewun­
derer Brights und Gladstones habe er sich bemüht, deren rationalistische Lehren 
„auf den fast jungfräulichen Boden der internationalen Politik" zu verpflanzen. 
Die populärsten Theorien der auswärtigen Politik unserer Zeit seien nichts an­
deres als „Reflexionen der Ideenwelt des Liberalismus des 19. Jahrhunderts im 
Spiegelbild amerikanischen Denkens". Carr erblickt das spezifisch utopische Ele­
ment im Denken Wilsons darin, daß er politische und soziale Theorien, die mit 
den ökonomischen Gegebenheiten nicht mehr im Einklang stehen, als a priori 
gültige Vernunftsprinzipien proklamierte und erwartete, daß sie notwendigerweise 
die gleichen Ergebnisse zeitigten wie die politischen Lehren des liberalen Zeit­
alters11. 

Man wird der Persönlichkeit Wilsons jedoch nicht gerecht, wenn man über­
sehen wollte, daß sein Denken häufig nicht aus Traumvorstellungen, sondern aus 
echten Visionen gespeist und durch eine fast einzigartige Hellsicht gekennzeichnet 
war. „Wenn wir Europa eine Alternative zum Bolschewismus bieten wollen", sagte 
er am 23. März 1919 zu Lloyd George, „müssen wir den Völkerbund so ausge­
stalten, daß er allen Völkern, die bereit sind, faire Methoden auf ihre zwischen­
staatlichen Beziehungen anzuwenden, eine ausreichende Sicherheit gegen ihre 
Nachbarn gewährt, gleichgültig, ob diese Nachbarn imperialistische Kaiserreiche 
oder imper ia l i s t i sche Bolschewisten sind."12 

10 Zu dem Begriff des „Progressiven Utopismus" vgl. Paul Tillich: „Die Utopie im Leben 
der Völker" (Berlin 1952). 

11 Carr: „The Twenty Years Crisis 1919-1939" S. 37. 
12 Zitiert nach Davis: „The Soviets at Geneva" S. 16/17. 
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Es war Wilson, der als erster verantwortlicher Leiter einer Großmacht in einer 
Rede vom 27. Mai 1916 die Bereitschaft ausdrückte, sein Land zum Mitglied einer 
überstaatlichen Organisation zu machen, die rechtliche Garantien gegen einen un-
provozierten Angriff und gegen die Mißachtung der Grundrechte einer jeden 
Nation enthält13 . 

Wenige Monate später hatten sich Wilsons Gedanken so weit geklärt, daß er am 
22. Januar 1917 in Vorschlag brachte, daß alle Völker verstrickende Allianzen 
(entangling alliances) vermeiden sollten, die sie in einen selbstmörderischen Macht­
kampf zu treiben geeignet seien. In einer echten Völkergemeinschaft dürfe es keine 
verstrickenden Bündnisse geben. „Wenn alle Nationen sich zur Errichtung der 
gleichen Ziele zusammenschließen und im gleichen Geiste handeln, handeln sie 
alle für das gemeine Wohl und sind frei, sich unter einem allen zugute kommen­
den Schutz zu entwickeln." 

Es ist nicht ohne Reiz, in Wilsons Absage an das diskreditierte Allianzsystem 
eine Redewendung wiederzufinden, die jedem amerikanischen Gymnasiasten aus 
George Washingtons Farewell Address aus dem Jahre 1796 wohlvertraut ist: „No 
entangling alliance." Es ist das Losungswort des amerikanischen Isolationismus. 
Nur daß Wilson versucht, aus dem isolationistischen Abscheu vor „entangling 
alliances" positiv eine Rechtfertigung für den Gedanken einer weltumfassenden 
völkerrechtlichen Gesamtorganisation abzuleiten. 

Neben Washington darf Monroe nicht fehlen. War doch die Monroedoktrin in 
den fast 100 Jahren, die seit ihrer Verkündung vergangen waren, im amerikani­
schen Volksbewußtsein eine Art „traditionalistische Zaubermaske" geworden14. 

Nicht viele gingen vielleicht so weit wie Mary Baker Eddy, die Gründerin der 
Christian Science, die einmal bekannt hat, sie glaube „strictly in the Monroe Doc-
trine, in our Constitution, and in the laws of God"15 . Immerhin — in einer Nation, 
die sich in ihren innen- und außenpolitischen Entscheidungen so stark von tief 
verwurzelten nationalen Traditionen leiten läßt wie die Vereinigten Staaten — 
geben wir doch endlich den Irrglauben auf, daß die USA ein traditionsloses Land 
sei —, erschien es auch einem Wilson angebracht, den Traum des Völkerbundes 
aus der Monroedoktrin zu rechtfertigen. Und so heißt es denn in der Rede vom 
22. Januar 1917: 

„I am proposing, as it were, that the nations should with one accord adopt the 
doctrine of Monroe as the doctrine of the world: that no nation should seek to 
extend its policy over any other nation or people, but that every people should 
be left free to determine its own policy, its own way of development, unhin-
dered, unthreatened, unafraid, the little along with the great and powerful." 

Die Idee, die Monroedoktrin zu einem universalen Prinzip auszugestalten, läuft 

aber darauf hinaus, eine politische Konzeption größten Stils ihres politischen Cha-

13 Die Rede ist abgedruckt in Woodrow Wilson a. a. O. Bd. IV, S. 187. 
14 Alfred Vagts: „Deutschland und die Vereinigten Staaten in der Weltpolitik" (London 

1935) S. 1641. 
15 Vagts ibid. 
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rakters zu entkleiden und damit einer wesensmäßigen Umgestaltung, wenn nicht 

gar einer Aufhebung, zu unterwerfen. 

Es steckt ein guter Kern Wahrheit in der polemisch zugespitzten Erklärung des 

Führers der republikanischen Opposition, Senator Lodge, daß, „wenn wir eine 

Monroedoktrin haben, die für die ganze Welt Gültigkeit beansprucht, wir mit 

Sicherheit damit rechnen können, daß die Monroedoktrin nirgendswo existieren 

wird"1 6 . 

Mit dem Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg vermehrten sich die 

Bekenntnisse Wilsons zu der Idee des Völkerbundes und gewannen nach Ausbruch 

der bolschewistischen Revolution insofern eine neue Note, als nunmehr der pro­

gressive Utopismus Wilsons eine Zweifrontenstellung bezog: die eine Front war 

gegen die Machtpolitik der Mittelmächte, die andere Front gegen den revolutio­

nären Utopismus der Sowjets gerichtet. Dies tritt besonders klar in der Kongreß­

botschaft vom 8. Januar 1918 zutage, deren berühmte „14 Punkte" nicht nur 

als Proklamation eines generell-gültigen Weltfriedensprogramms, sondern auch als 

Antwort auf Lenins „Botschaft an Alle" zu bewerten sind. Als krönenden Abschluß 

enthalten die „14 Punkte" die Forderung nach „der Bildung einer unter einer 

speziellen Satzung funktionierenden allgemeinen Völkerassoziation, die das Ziel 

haben soll, mittels wechselseitiger Garantieversprechen allen großen und kleinen 

Staaten in gleicher Weise politische Unabhängigkeit und territoriale Integrität zu 

sichern". 

Die sehr allgemeine Formel der Kongreßbotschaft vom 8. Januar 1918 fand ihre 

Konkretisierung in Punkt 4 der Mount-Vernon-Ansprache vom 4. Juli 1918 und 

insbesondere in den drei letzten Punkten der Ansprache vom 27. September 1918. 

Von besonderer Bedeutung ist Punkt 3 der Ansprache vom 27. September 1918, 

der besagt, daß es innerhalb der Völkerbundsfamilie keine Spezialabkommen geben 

könne: 
„third: there can be no leagues or alliances or special covenants and under-
standings within the general and common family of the League of Nations." 

Da die Alliierten der Lansing-Note vom 5. November 1918, die die 14 Punkte 

der Kongreßbotschaft und die sie ergänzenden Punkte der Reden vom 4. Juli und 

27. September 1918 bekräftigten, zustimmten, waren am Vorabend des Waffen­

stillstands die Siegermächte zum mindesten moralisch gebunden, sich nicht nur 

p o s i t i v für die Errichtung eines generellen Völkerbundes einzusetzen, sondern 

auch n e g a t i v jeden Gedanken an die Schaffung spezieller internationaler Verein­

barungen fahren zu lassen. Der erste Weltkrieg endete mit einem Bekenntnis zu 

der Idee der universalen Weltorganisation und mit der Absage an die Idee der 

Regionalpakte. 

V 

Kurz nach Beendigung des Krieges versteifte sich die Opposition der Gegner 

Wilsons gegen seine Völkerbundspläne. Eines ihrer Hauptargumente war, daß, 

16 Zitiert nach Dexter Perkins: „Hands Off" (Boston 1945) S. 28S. 
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wenn ein Völkerbund mit universaler Zuständigkeit errichtet werde, Sanktionen 

gegen einen etwaigen Friedensbrecher anzuwenden, außeramerikanischen (oder 

zum mindesten nicht ausschließlich amerikanischen) Instanzen Tor und Tür ge­

öffnet werde, aktiv in der westlichen Hemisphäre in Erscheinung zu treten. Eine 

solche Möglichkeit träfe den Kern der Monroedoktrin. Außerdem könne Amerikas 

Beitritt zum Völkerbund zu der von Washington und Monroe perhorreszierten Ein­

mischung Amerikas in innereuropäische Konflikte führen. Nicht minder wichtig — 

aber weniger klar ausgesprochen — ist die Tatsache, daß die Monroedoktrin des 

Jahres 1919 ihrem politischen Gehalt nach nicht identisch war mit dem, was ihr 

Autor im Jahre 1823 verkündet hatte. Seit 1895 zum mindesten erhoben die Ver­

einigten Staaten — gestützt auf die Monroedoktrin — einen de facto-Anspruch auf 

Hegemonie in der westlichen Welt. So heißt es z. B. in der Olney Corollary zur 

Monroedoktrin aus dem Jahre 1895: 

„Today the United States is practically sovereign on this continent and its fiat 
is law upon the subjects to which it confines its interposition." 

Zehn Jahre später leitete Theodore Roosevelt aus der Monroedoktrin das Recht der 
USA ab, als eine Art Generalagent der Gläubigernationen der verschiedenen 
zentralamerikanischen Republiken jeweils dann mit Hilfe diplomatischer und not­
falls militärischer Interventionen einzugreifen, wenn durch Revolution, coup 
d'etat, Mißwirtschaft oder Staats bankrott das staatliche Gefüge in diesen Ländern 
zerrüttet und die Rechte einer Gläubigernation gefährdet erschienen. 

Wilson, seit November 1918 ohne Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses, 
sah ein, daß er die notwendige Mehrheit zur Ratifizierung des Völkerbundspaktes, 
und damit auch des Versailler Friedensvertrages, nur dann erhalten konnte, wenn 
er der öffentlichen Meinung die Konzession machte, die Monroedoktrin — unbe­
stimmt und historisch schillernd, wie sie auch sein mag — in dem Völkerbunds-
statut in der einen oder anderen Form zu verankern. Und so beantragte er, dem 
Artikel 10 des Satzungsentwurfs, der die Unversehrtheit und Unabhängigkeit aller 
Bundesmitglieder gewährleistet, einen Vorbehalt beizufügen dergestalt, daß durch 
Artikel 10 die Weitergeltung der Monroedoktrin nicht berührt werde. Leiden­
schaftlicher Protest Frankreichs. Denn was hat der ganze Völkerbund für Frank­
reich für einen Sinn, wenn die USA unter Berufung auf die Monroedoktrin sich 
jederzeit darauf berufen können, daß es nicht die Funktion der USA sei, sich in 
innereuropäische Konflikte einzumischen? 

Um diesem Einwand Rechnung zu tragen, wurde erwogen, in die Satzung ein 
Bekenntnis zu dem in der Monroedoktrin zum Ausdruck gelangten allgemeinen 
Prinzip kontinentaler Autonomie einzubauen. Protest Chinas. Der Anerkennung 
der amerikanischen mag die Proklamierung einer asiatischen Monroedoktrin folgen 
mit dem Anspruch Japans auf eine Hegemoniestellung und Interventionsbefug­
nisse in Ostasien. Schließlich einigte man sich auf einen Kompromißvorschlag der 
Engländer,—Art. 21 der Satzung des Völkerbundes lautet in der amtlichen deutschen 
Übersetzung: 

„Internationale Abmachungen, z. B. Schiedsverträge und Abreden über be­
stimmte Gebiete, wie die Monroedoktrin, welche die Erhaltung des Friedens 
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sicherstellen, gelten nicht als mit einer der Bestimmungen der gegenwärtigen 
Satzung unvereinbar." 

„Regional understandings like the Monroe Doctrine." Der Regionalpakt ist ge­

boren und seine Vereinbarkeit mit dem neuen Völkerbundsrecht anerkannt, stets 

vorausgesetzt, daß er der Sicherung des Friedens dient. War es die Quadratur des 

Zirkels oder die Quelle neuer Mißverständnisse und Konflikte? 

Difficile est satiram non scribere. Denn die Monroedoktrin, die Anlaß zur An­

erkennung der Regionalpakte gegeben hat und als Musterbeispiel eines „regional 

understanding" aufgeführt ist, ist zweifellos keine völkerrechtliche Vereinbarung, 

sondern eine einseitige politische Programmerklärung, die vom Staatsoberhaupt der 

USA formuliert und jeweils weiterentwickelt worden ist. Der Regionalpakt ist auf 

Grund einer historisch und juristisch unhaltbaren Theorie in das Völkerbunds­

recht eingedrungen. 

Costa Rica und Salvador baten u m eine Definition der Monroedoktrin, die durch 

Artikel 21 zu einem Begriff des positiven Völkerrechts zu werden bestimmt sei. 

Ihre Fragen wurden ausweichend beantwortet. Mexiko protestierte gegen die In­

korporierung der Monroedoktrin in die Völkerbundssatzung. Mexiko habe die 

Monroedoktrin niemals anerkannt und sei auch zu einer solchen Anerkennung 

nicht bereit. Mexiko wurde zur Gründung des Völkerbundes nicht eingeladen. Als 

Mexiko viele Jahre später dem Völkerbund beitrat, geschah dies unter dem Vor­

behalt der Gültigkeit des Artikels 21 des Völkerbundsstatuts. 

Philologisch geschulte Völkerrechtler haben lange darüber gestritten, ob der mit 

gleicher rechtlicher Wirkung ausgestattete englische und französische Text des 

Artikel 21 nicht exakt das Gegenteil bekunden hinsichtlich der Frage, ob bei einer 

Divergenz zwischen Monroedoktrin und Völkerbundssatzung dem sogenannten 

regional agreement oder der Völkerbundssatzung der Vorrang gebühre. 

Wilson, im Kreuzfeuer zwischen seinen internationalen Verhandlungspartnern 

und seinen heimischen Opponenten, mußte notgedrungen zu dieser Frage Stel­

lung nehmen. Es verlohnt sich, den Wortlaut der Erklärung Wilsons zu zitieren. 

Augenzeugen dieser Sitzung des Völkerbundsausschusses der Friedenskonferenz 

stimmen dahin überein, daß Wilson mit einer geradezu behexenden Eloquenz 

gesprochen und die größte Rede seiner an großer Rhetorik so reichen Karriere 

gehalten habe. Aus dem Wortlaut fühlt man die unerhörte Spannung eines Augen­

blicks, der nicht nu r über das Lebenswerk und den Lebenstraum dieses Schicksals­

mannes seiner Zeit, sondern auch über die künftige Ausgestaltung des Verhält­

nisses der USA zu der übrigen Welt und damit über die Lebenschancen des Völker­

bundes entscheiden sollte. 

„I do not think there is a thing, and if there is something or may be something, 
in the Monroe doctrine which is inconsistent with these obligations, and if there 
is, and I do not think there is, I am clear there is not, of course the obligations 
of the USA under the Covenant take precedence of anything that may stand 
in its way."17 

17 Die Verhandlungen des Völkerbundsausschusses der Friedenskonferenz über Art. 21 
sind eingehend wiedergegeben in David Hunter Miller: „The Drafting of the Covenant" 
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Die Würfel waren gefallen: das Völkerbundsstatut soll im Konfliktsfall den Vor­
rang vor der Monroedoktrin beanspruchen können. Daß diese Auffassung zur Zeit 
der Errichtung des Völkerbundes auch in Europa anerkannt war, ergibt der ein­
schlägige Passus des offiziellen englischen Kommentars zur Völkerbundssatzung. Die 
englische Regierung führte hier aus, daß es ein berechtigtes Verlangen Amerikas 
sei, in der Völkerbundssatzung eine Verankerung der Monroedoktrin vorzunehmen, 
nachdem diese sich zu einem Element zwischenstaatlicher Verständigung ent­
wickelt habe. „Sollte jemals", so fährt die Erklärung fort, „zwischen amerikanischen 
und europäischen Mächten über diesen Fragenkomplex ein Disput entstehen, so 
gehört es zu der Zuständigkeit des Völkerbundes, eine solche Kontroverse zu 
schlichten."18 

Durch das Zugeständnis, das Wilson auf der internationalen Bühne zu machen 
gezwungen war, unterminierte er die letzten Chancen, die ihm auf dem heimi­
schen Kampfschauplatz geblieben waren. Unter den am 19. März 1920 vom Senat 
der Vereinigten Staaten beschlossenen Vorbehalten zur Ratifizierung des Versailler 
Friedensvertrages findet sich an hervorragender, und vermutlich entscheidender, 
Stelle der folgende Vorbehalt: 

„The United States will not submit to arbitration or to inquiry by . . . the League 
of Nations . . . any question which, in the judgement of the United States, 
depend upon, or relate, to its long established policy, known as Monroe doctrine; 
said doctrine is to be interpreted by the United States alone, and is hereby 
declared to be wholly outside the Jurisdiction of said League of Nations and en-
tirely unaffected by any provision contained in the said treaty of peace with 
Germany." 

Wilson lehnte diese sogenannte Lodge Reservations ab. Das große Projekt, unter 

amerikanischer geistiger Führung das Neben- und Durcheinander von „entang-

ling alliances" durch eine große „disentangling alliance" zu ersetzen (um eine Rede­

wendung aus Wilsons Memorial Address vom 30. Mai 1916 zu zitieren), war ge­

scheitert. 

Man stellt auf dem europäischen Kontinent den Sieg der Senatsmehrheit über 

Wilson gewöhnlich als einen Triumph des Isolationismus dar. Das Wort Isolationis­

mus darf jedoch nicht im abstrakten Sinne gebraucht werden. Es ist raumbezogen. 

Lodge mag ein Isolationist in allen europäischen Fragen gewesen sein. Aber sein 

europäischer Isolationismus bildete die Voraussetzung für einen zentralamerika­

nischen Anti-Isolationismus. Vom Blickpunkt Deutschlands aus scheiterte Ameri­

kas Beitritt zum Völkerbund an dem Isolationismus der Senatsmehrheit; vom 

Blickpunkt Mexikos aus an deren mangelnder Bereitschaft, den Gedanken des 

Interventionismus in Zentralamerika bedingungslos aufzugeben. 

(New York 1928) Bd. I , S. 443-457 . Das Wilson-Zitat findet sich auf S. 457. Vgl. zu dem 
Problem auch Philip Marshall Brown: „The Monroe Doctrine and the League of Nations" 
Am. Journ. of Int. Law Bd. 14, S. 207ff. (1920); ders.: „Mexico and the Monroe Doctrine" 
Am. Journ. of Int. Law Bd. 26, S. 117 (1932). 

18 Der in der London Times vom 29. April 1919 veröffentlichte Kommentar ist abgedruckt 
bei C. A. Kloyver: „Documents of the League of Nations" (Leiden 1920) S. 109. 
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Die Niederlage Wilsons und die Ablehnung des Versailler Friedensvertrages 

(einschließlich der Völkerbundssatzung) durch den Senat der Vereinigten Staaten 

können nicht auf eine einfache Formel gebracht werden. Parteipolitische Span­

nungen, persönliche Aversionen, Anglophobie, ideologische und ökonomische Mo­

mente haben dazu beigetragen, daß Amerika die Weltführerstellung aufgab, die 

es während des letzten Kriegsjahres und kurz nach dem Kriege innehatte. Die 

hervorragende Rolle, die bei diesen Auseinandersetzungen die Diskussion über die 

Vereinbarkeit der Monroedoktrin mit dem Völkerbundsstatut gespielt hat, erklärt 

sich nicht nur aus der überragenden Bedeutung, die interamerikanische Fragen 

für die Außenpolitik der USA besitzen, sondern auch aus dem Vorhegen eines 

echten Konfliktes. Den Kritikern Wilsons muß darin recht gegeben werden, daß 

es schwer möglich war, den Völkerbund so ernst zu nehmen, wie Wilson dies tat, 

und gleichzeitig an der aus der Monroedoktrin abgeleiteten Interventionsbefugnis 

der USA festzuhalten. Es bedurfte eines grundlegenden Wandels der interamerika­

nischen Politik der Vereinigten Staaten, des Ausgleichs der Doktrin Monroes mit 

den panamerikanischen Plänen Bolivars, u m eine demokratische Friedensordnung 

in der westlichen Hemisphäre mit der Idee einer demokratischen Weltfriedens­

organisation in Einklang zu bringen. 

Indem Wilson den realen Gehalt der Monroedoktrin ideologisch verbrämte und 

gleichzeitig seine anti-imperialistischen Friedenspläne unlöslich mit einer Doktrin 

verkoppelte, die selbst zur Rechtfertigung imperialistischer Ziele mißbraucht wor­

den war, verwandelte er seine Vision in eine Utopie. Hierin Hegt sein Schicksal — 

und seine Schuld. 

VI 

Mit der Absage der Vereinigten Staaten an den Völkerbund war aber trotz seiner 

inneren Widersprüche der Wechselbalg des Artikels 21 der Völkerbundssatzung 

nicht tot. Die Völkerrechtler sahen sich allerdings vor die unlösbare Aufgabe ge­

stellt, den Begriff des „regional understanding" an Hand eines Beispiels zu analy­

sieren, das selbst kein regional understanding darstellt. Die Diplomaten haben sich 

durch diese völkerrechtlichen Schwierigkeiten nicht davon abhalten lassen, von 

der Möglichkeit weitgehend Gebrauch zu machen, im Rahmen des Völkerbunds­

statuts Regionalpakte abzuschließen — oder zu behaupten, daß die von ihnen ab­

geschlossenen Verträge durch das Völkerbundsstatut gedeckt seien. 

Ein Völkerbund ohne Teilnahme der USA, Rußlands und Deutschlands war 

seiner Natur nach alles andere als eine universale Weltsicherheitsorganisation. 

Seine Satzung war auf Voraussetzungen aufgebaut, die im Zeitpunkt ihres Inkraft­

tretens bereits obsolet waren18". Je stärker sich die Notwendigkeit herausstellte, kon-
l 8 a „In ihrer gegenwärtigen Form", sagte Lord Balfour im Jahre 1925, „stellt der Völker­

bund nicht die Organisation dar, die den Verfassern der Satzung vorgeschwebt hat . Gewiß, 
sie haben die Schwierigkeiten in Erwägung gezogen — und, soweit wie möglich, auch Vor­
kehrungen gegen sie getroffen —, die sich durch die Nichtaufnahme einer gewissen Anzahl 
von Staaten in den Völkerbund ergeben könnten. Daß sich unter diesen Staaten jedoch so 
viele der mächtigsten Länder der Welt befinden würden, haben sie niemals angenommen." 
Hieraus zog Balfour die Folgerung, daß der Völkerbund weder die Funktion eines „Weltkon-
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krete Aufgaben der Friedenssicherung im Einklang mit einer politisch überholten 
Satzung zu regeln, desto stärker trat der Gedanke in Erscheinung, von den Mög­
lichkeiten des Artikels 21 Gebrauch zu machen. Bereits im Jahre 1921 brachte die 
Tschechoslowakei ein Amendment zu Artikel 21 in Vorschlag, daß Regionalpakte 
nicht nur als dem Pakt gemäß angesehen, sondern auch als durch den Pakt an­
geregt und begünstigt betrachtet werden sollten19. Der Vorschlag fand die ein­
mütige Zustimmung der Generalversammlung des Völkerbundes. Der Entwurf des 
Treaty of Mutual Assistance sieht vor, daß die Verpflichtung zur Teilnahme an 
militärischen Sanktionen sich nicht auf fremde Erdteile beziehen solle20. Es wurde 
damals auch erwogen, im Falle eines Friedensbruchs Regionalpaktorganisationen 
bereits vor Entscheidung des Völkerbundsrats das Recht zur Vornahme von provi­
sorischen Maßnahmen zu gewähren — ein Gedanke, der in ähnlicher Form in 
Artikel 53 der UN-Charta seinen Niederschlag gefunden hat. Allerdings sollte die 
völkerrechtliche Gültigkeit solcher Maßnahmen von der nachträglichen Zustim­
mung des Völkerbundsrats abhängig sein, — ein Problem, das auf der San-Franzisko-
Konferenz des Jahres 1945 eine bedeutsame Rolle gespielt hat. Die Reform des 
Völkerbundes an Haupt und Gliedern, die in den Jahren 1922—1924 so eifrig in 
Genf diskutiert wurde, und in den Beratungen über das Genfer Protokoll ihren 
Höhepunkt erreichte, ebnete den Weg für Locarno und damit für einen echten 
Regionalpakt im Sinne des modernen Völkerrechts. Denn der Locarno-Vertrag ist 
ein neuer Typ internationaler Vereinbarung, ein „kollektiver Garantievertrag", 
dem, weil ihm die Spitze gegen einen mutmaßlichen Feind fehlt, das Merkmal 
einer Allianz alten Stils nicht zugesprochen werden kann. Locarno ist auch des­
halb das Beispiel eines echten Regionalpaktes, weil seine Kontrahenten der regio 
angehören, die zu befrieden der Zweck des Abkommens ist21. 

Artikel 21 der Völkerbundssatzung stellte sich auch insofern als mehrdeutig her­
aus, als unter einem „Regionalpakt" nicht nur ein Abkommen verstanden wurde, 
das zwischen den Staaten einer bestimmten Region in Kraft war, sondern auch 
eine Vereinbarung, die sich auf eine bestimmte regio als Objekt des Paktes be­
zog22. Dies zum mindesten war die Ansicht, die der französische Außenminister 

zerts der großen Mächte" erfüllen, noch seinen Mitgliedern ausreichende Sicherheitsgaran­
tien gegen ein so elementares Ereignis wie einen großen Krieg gewähren könne. „Der Völ­
kerbund", so sagte er, „ist hervorragend geeignet, sich mit normalen Mißverständnissen ab­
zugeben; es überschreitet jedoch seine Möglichkeiten, Kriege zu verhindern, die zwischen 
großen und mächtigen Staaten aus einer tief verwurzelten Feindschaft entstehen mögen." 
(Zitiert nach Alfred Zimmern: „The League of Nations and the Rule of Law 1919-1935" 
[London 1936] S. 304/5; 365.) 

19 Schücking-Wehberg: „Die Satzung des Völkerbunds" (3. Aufl. 1931), S. 169. 
20 Walters, a. a. O., S. 226. 
21 Josef L. Kunz analysiert vom völkerrechtlichen Blickpunkt aus die Unterschiede zwi­

schen Allianz, Garantievertrag, Kollektivgarantievertrag und Regionalpakt und untersucht 
ihre jeweilige Vereinbarkeit mit dem Völkerbundsstatut. Kunz: „Die Staatenverbindungen" 
(Stuttgart 1929), S. 3 5 5 - 6 2 . 

22 Vgl. zu diesem Problem E. N. van Kleffen: „Regionalism and Political Pacts", Am. 
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Delbos 1936 vor dem Völkerbund vertrat, als er die im Jahre 1935 abgeschlossene 

russisch-französische Vereinbarung als einen Regionalpakt im Sinne des Artikels 21 

konstruierte. Sobald man jedoch davon ausgeht, daß als Anknüpfungspunkt nicht 

nu r die Subjekte, sondern auch das mutmaßliche Objekt einer zwischenstaatlichen 

Vereinbarung in Betracht kommt, ist man gezwungen, anzuerkennen, daß auch 

solche Abreden unter den Begriff des „Regionalpakts" zu subsumieren sind, die 

unter Verwendung eines der Weisheitssprüche des Konfuzius entstanden sind: 

„Sieh zu, daß Du und der Nachbar Deines Nachbarn stets stärker sind als Euer 

gemeinsamer Nachbar." 

Der Ring hatte sich geschlossen. Aus der Absage an die Allianzen alten Stils 

war der Gedanke einer allianzfreien Weltorganisation geboren worden. Die Schaf­

fung dieser Weltorganisation erforderte aus politischen Gründen die Anerkennung 

der Gültigkeit regionaler Pakte, die als Ergänzung der universalen Weltfriedens­

organisation gelten sollten. Der Gedanke des Regionalpakts erwies sich zeitweise 

als so fruchtbar, daß er dem Völkerbund neues Leben einzuflößen vermochte. Bis 

dann schließlich der Niedergang des Völkerbundes zur Neubegründung eines 

Allianzsystems führte, das bestenfalls ein leeres Lippenbekenntnis zu dem Ge­

danken des Regionalpakts enthielt. 

Für die Geschichte der Regionalpakte ist es wichtig, festzuhalten, daß der 

Regionalpakt einen Januskopf trägt: die eine Seite schaut vorwärts zur Realisie­

rung und Konkretisierung einer universalen Weltfriedensorganisation: die andere 

Seite schaut rückwärts zur Wiedererrichtung der alten Allianzsysteme. 

VII 

Verfolgt man die Verhandlungen, die der Schaffung der Vereinten Nationen 

vorausgingen, so gewinnt man keinen einheitlichen Eindruck. In den internen 

Vorberatungen, die im Jahre 1943 im State Department gepflogen wurden, tauchte 

der Gedanke auf, die neuzuschaffende Weltorganisation auf Regionalorgani­

sationen aufzubauen, die ähnlich wie die im Umbau begriffene panamerika­

nische Union konstruiert sein sollten. Churchill sprach sich (im Gegensatz zu 

Eden) für die Schaffung einer europäischen Regionalpaktorganisation aus, regte 

jedoch an, daß die Vereinigten Staaten eingeladen werden sollten, sich an ihr zu 

beteiligen. In Teheran bezeugte auch Stalin Interesse für den Gedanken des Aus­

baus von Regionalpaktsystemen23. Doch setzte sich dieser Gedanke nicht durch. 

Die Vorschläge von Dumbarton Oaks vom 9. Oktober 1944 erkennen in Kapitel 8 

Sektion C an, daß der Sicherheitsrat die friedliche Beilegung lokaler Konflikte 

durch regionale Pakte oder regionale Organisationen ermutigen solle. Die Anwen­

dung völkerrechtlich zulässiger Sanktionen soll nach den Dumbarton-Oaks-Vor­

schlägen jedoch bei dem Sicherheitsrat monopolisiert sein, wobei sich allerdings 

Journ. of Int. Law Bd. 43, S. 666 (1949), und Arnold Wolfers: „Britain and France between 
two Wars" (New York 1940), S. 167ff. und die dort angegebene Literatur. 

23 Sumner Welles: „Seven Decisions that Shaped History" (New York 1951), S. 1 8 4 - 1 9 0 ; 
ders.: „The Time for Decision" (New York 1944), S. 375/6. 
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der Sicherheitsrat, nach seinem Ermessen, der regionalen Organisationen als Aus­
führungsorgane bedienen darf24. 

Diese Bestimmung der Dumbarton Oaks Entwürfe wurde in Yalta genehmigt; 
sie bildete einen Bestandteil des Entwurfs, der der konstituierenden Konferenz 
der United Nations im April 1945 zur Beschlußfassung von den vier „Sponsoring 
powers": China, England, USA und der Sowjetunion, unterbreitet wurde. 

Der Entwurf stieß zunächst auf den Widerspruch Frankreichs; denn Frankreich 
hatte am 10. Dezember 1944 einen gegen die Gefahren eines erneuten deutschen 
Angriffs gerichteten Sicherheitsvertrag mit Rußland abgeschlossen. Soll Frankreich 
diesen Vertrag und die Chance, ähnliche Verträge mit England, und vielleicht gar 
mit den Vereinigten Staaten, abzuschließen, dem Prinzip der kollektiven Sicher­
heit, so wie es in dem Dumbarton-Oaks-Entwurf anerkannt war, opfern? Paul-
Boncour begründete Frankreichs Standpunkt mit der Erwägung, daß moderne Blitz­
kriege es unter Umständen nicht zulassen, auf eine Entscheidung des Sicherheitsrats 
zu warten, bevor die mutmaßlichen Opfer eines erneuten deutschen Angriffs zur 
gemeinsamen Verteidigungsaktion zu schreiten in der Lage sind25. Mit Rücksicht 
auf den französisch-russischen Vertrag wird der Dumbarton-Oaks-Entwurf dahin­
gehend ergänzt, daß — als Ausnahme von der allgemeinen Regel — die regionalen 
Organe auch ohne speziellen Auftrag des Sicherheitsrats Zwangsmaßnahmen er­
greifen können. Jedoch gilt dies nur, wenn es sich um Maßnahmen gegen einen 
sogenannten Feindstaat handelt, die in den regionalen Pakten vorgesehen sind und 
sich gegen die Wiederaufnahme einer Angriffspolitik des Feindstaates richten. Das 
Ergebnis dieser amendment-Politik ist der Artikel 53 der Charta der UN26. 

VIII 
Auf Artikel 53 der Charta sind die Regionalpakte hinter dem Eisernen Vorhang 

gestützt: das russisch-chinesische, das russisch-polnische, das russisch-tschechische, 
das russisch-ungarische und das russisch-rumänische Bündnis. Die auf Artikel 53 
gestützten Abkommen knüpfen an die Völkerbundspraxis der Zeit des Verfalls und 
der Auflösung des Völkerbunds an. Sie atmen den Geist der Kriegszeit, sie repräsen­
tieren jenen Typus Regionalpakte, von dem wir gesagt haben, daß er nach rück­
wärts schaut, nach dem Vorbild der traditionellen Allianzen. 

24 „The Security Council should, where appropriate, utilize such arrangements or agencies 
for enforcement action under its authority, but no enforcement action should be taken under 
regional arrangements or by regional agencies without the authorization of the Security 
Council." 

25 „The United Nations Conference on International Organization" (Washington 1946), 
S. 789/90. 

26 „No enforcement action shall be taken under regional arrangement or by regional 
agencies without the authorization of the Security Council with the exception of measures 
against any enemy State . . . provided for . . . in regional agreements directed against renewal 
of aggressive policy on the part of any such State." 
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Dieser reaktionäre Charakter der auf Artikel 53 gestützten Regionalpakte tritt 
zunächst darin in Erscheinung, daß sie ausdrücklich an der Beibehaltung der Unter­
scheidung zwischen Feindstaaten und Nichtfeindstaaten festhalten. Es ist kein Zu­
fall, daß das russische Nachkriegsbündnissystem seine völkerrechtliche Rechtferti­
gung in Vorstellungen sucht, die auf dem Gedanken der Verewigung der Span­
nungen zwischen Siegern und Besiegten beruhen. Als die Sowjetunion den Ver­
such zurückwies, die United Nations für die Überwindung der Schwierigkeiten 
einzuspannen, die einer Einigung Deutschlands und Koreas entgegenstehen, berief 
sie sich auf Artikel 107 der Charta, den sie dahingehend auslegte, daß die Zu­
ständigkeit der UN für alle Fragen ausgeschlossen sei, die mit der Liquidierung 
des zweiten Weltkrieges im Zusammenhang stehen. Auf diese Interpretation des 
Artikels 107 haben sich die Sowjets auch berufen, als sie im Jahre 1948 der Be­
handlung der Berlin-Frage durch den Sicherheitsrat der UN widersprachen. Der 
Beitrag der Sowjets zur Fortentwicklung, oder besser Rückentwicklung, des Völker­
rechts der Nachkriegszeit ist darin zu erblicken, daß sie ihre UN-Politik als eine 
Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln auffassen. 

Sobald sich die Sowjets zu dem Prinzip des „Sozialismus in einem Land" be­
kannten, bestanden sie darauf, daß die Souveränität eines „fortschrittlichen Lan­
des" nicht durch überstaatliche Bindungen eingeschränkt werden könne, durch die 
die „immanenten Entwicklungsgesetze" eines sozialistischen Staates aufgehalten 
oder beeinträchtigt werden könnten27. 

Versucht man durch all diese Konstruktionen und Ideologien zu dem Kern der 
Nachkriegsvölkerrechtstheorie durchzustoßen, so ergibt sich, daß die Sowjets zu 
den Gralshütern des überkommenen Souveränitätsdogmas geworden sind, während 
ihre Nachkriegsvölkerrechtspraxis bestenfalls als Wiedererweckung einer Art 
europäischen Konzerts charakterisiert werden kann. Stalinismus, d. h. die Trans­
formation der kommunistischen Ideologie zu einem Instrument russischer Macht-
politik, bedeutet auf völkerrechtlichem Gebiet — und nicht nur hier—, daß der 
Träger der Weltrevolution zum Hort der Weltreaktion geworden ist. 

Zusammenfassend kann daher gesagt werden, daß das auf Artikel 53 gestützte 
Bündnissystem hinter dem Eisernen Vorhang dadurch gekennzeichnet ist, daß es 

1. sich ausdrücklich gegen bestimmte Mächte und deren etwaige Verbündete 
richtet; 

27 Der führende sowjetische Völkerrechtslehrer Prof. E . Korovin hat nach einem Bericht 
der Prawda vom 3. Mai 1947 diesem Gedanken den folgenden Ausdruck gegeben: „In den 
letzten Jahren ist das Prinzip der Souveränität, d. h. der Grundsatz der originären Unabhän­
gigkeit der Staaten in ihrer inneren und äußeren Politik, von einer Reihe ausländischer Staats­
männer und Politiker systematischen Angriffen unterzogen worden . . . Der imperialistischen 
Front der Gegner der Souveränität tritt die demokratische Front ihrer Verteidigung entgegen. 
An der Spitze der letzteren steht der Sowjetstaat, der seit 30 Jahren einen zähen und folge­
richtigen Kampf für die Souveränität geführt hat . . . Der Schutz der Souveränität bietet die 
Möglichkeit, die fortschrittlichsten Gesellschafts- und Staatsformen in den sozialistischen und 
volksdemokratischen Ländern zu errichten." Zitiert nach Meder: „Die Stellung der Sowjet­
union zur UNO" in Jahrbuch für int. u. ausl. öffentl. Recht, Bd. I, S. 757ff. (1948). 

2 Zeitgeschichte 4 
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2. als casus foederis nicht nur das Vorliegen eines Angriffs, sondern bereits den 
Tatbestand der Erneuerung einer aggressiven Politik ansieht; 

3. die Zweiteilung der Welt in Sieger oder Besiegte zu verewigen versucht. 

IX 

Es verdient Beachtung, daß im Gegensatz zu dem Vertrag von Dünkirchen 

zwischen England und Frankreich, der sich noch ausdrücklich auf Artikel 53 der 

Charta stützte und gegen Deutschland gerichtet war, der ein Jahr später zwischen 

England, Frankreich und den Beneluxstaaten abgeschlossene Vertrag von Brüssel 

weder Deutschland als mutmaßlichen Gegner noch Artikel 53 erwähnt. 

Der große Schnitt in der Geschichte der modernen Regionalpakte, und damit in 

der Geschichte des Nachkriegsvölkerrechts, liegt zwischen dem am 3. April 1947 

abgeschlossenen Vertrag von Dünkirchen und dem am 17. März 1948 abgeschlos­

senen Vertrag von Brüssel. Die entscheidende Wendung erfolgte am 2. September 

1947, als in Rio der interamerikanische Vertrag zur gegenseitigen Hilfeleistung 

abgeschlossen wurde. Der Rio-Vertrag ist das Vorbild, das weitgehend dem Ver­

trag von Brüssel, dem Atlantikpakt und auch den im pazifischen Raum abge­

schlossenen Verträgen zugrunde liegt. 

Es ist kein Zufall, daß die verschiedenen Entwürfe der Charta der United Nations 

keinen Hinweis auf die Monroedoktrin enthalten. Es stand zu befürchten, daß 

die Empfindlichkeiten der lateinamerikanischen Staaten schon allein durch die 

Erwähnung des Wortes „Monroedoktrin" verletzt worden wären. Man scheute wohl 

auch davor zurück, die prinzipielle Frage von neuem aufzurollen, welcher völker­

rechtliche Charakter der Monroedoktrin nach der weitgehenden Umformung der 

interamerikanischen Beziehungen beizumessen sei. Auffallender ist, daß die Ver­

einigten Staaten weder auf einer Sonderstellung für die westliche Hemisphäre noch 

auf einer Berücksichtigung der interamerikanischen Entwicklung bestanden, trotz­

dem kurz vor Zusammentritt der Konferenz von San Franzisko der Vertrag von 

Chapultalpek zur Begründung eines regionalen Verteidigungs- und Verständigungs-

paktes geführt hatte, wie er in dieser Vervollkommnung bisher noch nicht be­

standen hatte. 

Die Forderung, daß der in Chapultalpek im März 1945 zustande gekommene 

Regionalpakt in der UN-Charta eine Berücksichtigung finden müsse, die weit über 

das hinauszugehen habe, was die Dumbarton-Oaks-Entwürfe vorgesehen hatten, 

wurde nicht von den USA, sondern von den lateinamerikanischen Staaten erhoben. 

Der hartnäckige, alsbald von den USA unterstützte Widerstand der lateinameri­

kanischen Staaten gegen die unzureichende Berücksichtigung des Regionalpakt­

systems in den Satzungsentwürfen der UN führte zu der schwersten Krise der 

Konferenz von San Franzisko. Einen Augenblick schien es fast, als sollten sich die 

tragischen Vorgänge von 1919 wiederholen und es erneut zu einem innerpolitischen 

Konflikt in den Vereinigten Staaten über das Problem kommen, wie die geplante 

Weltfriedensorganisation mit der Ordnung der zwischenstaatlichen Beziehungen in 

der westlichen Hemisphäre in Einklang zu bringen sei. Am 7. Mai 1945 trug 
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Senator Vandenberg in sein Tagebuch ein, daß er im Senat eine „Reservation" 
zu der Charta der UN einbringen und unterstützen werde, falls dem Begehren 
der lateinamerikanischen Staaten nicht Rechnung getragen werde28. Gleichzeitig 
drohten die lateinamerikanischen Staaten, geschlossen die Konferenz zu verlassen, 
wenn die Regionalpaktbestimmungen der Charta nicht einer Änderung unter­
worfen würden29. 

Die Bedeutung der durch Lateinamerika heraufbeschworenen Krise wird offen­
bar, wenn man sich an Hand der Darlegungen Foster Dulles'30 das Folgende vor 
Augen führt: Falls unter der Dumbarton-Oaks-Formel ein lateinamerikanischer 
Staat mit Sowjetunterstützung einen anderen lateinamerikanischen Staat ange­
griffen hätte, wären weder die interamerikanische Verteidigungsorganisation noch 
die Vereinigten Staaten rechtlich in der Lage gewesen, dem Opfer des Angriffs 
beizustehen, sobald die Sowjets widersprachen. Denn nach der Dumbarton-Oaks-
Formel waren ja alle Maßnahmen, die Regionalpaktorganisationen in die Wege zu 
leiten befugt waren, von der Genehmigung des Sicherheitsrats abhängig, also dem 
russischen Veto unterworfen. Es bestand, in den Worten von Foster Dulles, die 
Gefahr, daß sich die United Nations bei dieser Rechtslage nicht „als Segen für die 
Menschheit", sondern als deren „Bedrohung" erweisen würden31. 

Die Lösung dieser Schwierigkeit wurde in der Anerkennung des Grundsatzes 
gefunden, daß den Mitgliedern der UN nicht nur das Recht der individuellen, 
sondern auch das Recht der kollektiven Selbstverteidigung zustehen solle. Das 
Recht der individuellen und der kollektiven Selbstverteidigung wurde in Artikel 51 
als ein „inherent right", als ein „droit naturel" garantiert. 

Das Recht der kollektiven Selbstverteidigung schließt aber die Befugnis ein, 
Vorbereitungsmaßnahmen und Abreden zu treffen, die zur Ausübung der in 
Artikel 51 festgelegten Befugnisse notwendig sind. Die auf Artikel 51 gestützten 
regionalen Verteidigungsgemeinschaften sind der Rio-de-Janeiro-Vertrag vom 
2. September 1947, der Brüssel-Vertrag vom 17. März 1948, Nato vom 4. April 
1949, der pazifische Sicherheitspakt vom 1. September 1951 zwischen Amerika, 
Australien und Neuseeland und der amerikanisch-philippinische Vertrag vom 
30. August 1951. Artikel 51 bildet die völkerrechtliche Basis des Deutschland- und 
EVG-Vertrages32. 

X 

Die Tatsache, daß es Lateinamerika war, das die entscheidende Wendung in 
San Franzisko verursacht hat, bedarf um so mehr der historischen Erklärung, als 

28 „The Private Papers of Senator Vandenberg" (Boston 1952), S. 189. 
29 Foster Dulles: „Krieg oder Frieden?", S. 97ff.; vgl. auch Edgar S. Furniss jr . : „The 

United States, the Inter-American System and the UN", Pol. Sc. Qu. Bd. 55, S. 421 ff. (1951). 
30 Foster Dulles ibid., S. 96. 
31 Ibid., S. 100. 
32 Für eine völkerrechtliche Analyse vgl. Max Hagemann: „Der Atlantikpakt und die 

Satzung der UN" in Arch. VR. Bd. 2, S. 385; Josef L. Kunz: „Individual and Collective 
Self-Defense in Article 51 Charta of the UN". Am. Journ. of Int. Law Bd. 41 (1947), S. 872. 



52 Ernst Fraenkel 

ja gerade von lateinamerikanischen Staaten wie Mexiko, Costa Rica und Salvador 

mehr oder weniger schwere Bedenken gegen die Inkorporation der Monroedoktrin 

— und damit der regional understandings — in die Völkerbundssatzung erhoben 

worden waren. Der Schlüssel zum Verständnis dieses Phänomens ist in der Tat­

sache zu finden, daß in dem Vierteljahrhundert zwischen 1920 und 1945 die Be­

ziehungen der amerikanischen Staaten untereinander und insbesondere das Ver­

hältnis der Vereinigten Staaten zu den lateinamerikanischen Staaten einem grund­

sätzlichen Wandel unterworfen worden sind. Diese Entwicklung stellt eines der 

bemerkenswertesten historischen Phänomene unserer Zeitepoche dar. 

Der Hegemonialanspruch der Vereinigten Staaten über die westliche Welt und 

das auf die Monroedoktrin gestützte Interventionsrecht der USA stellen den Tribut 

dar, den Amerika an den seiner Tradition und seinen politischen Instinkten frem­

den Geist des Imperialismus gezollt hatte. Trotz Woodrow Wilson und Völkerbund 

war der US-Imperialismus nach 1919 nicht tot. Aber seine Tage waren gezählt. 

Die militärische Rechtfertigung für die Begründung von Machtpositionen im 

Karibischen Meer war unglaubwürdig geworden, nachdem die Furcht vor eng­

lischen, französischen und vor allem deutschen Interventionen im amerikanischen 

Mittelmeer jeden Schein der Berechtigung verloren hatte. Gleichzeitig hatten die 

lateinamerikanischen Staaten durch ihren Beitritt zum Völkerbund eine Steige­

rung ihres Selbstbewußtseins und eine Verstärkung ihrer Position gewonnen, die 

sie gegen den „Kolossus aus dem Norden" auszunutzen versuchten. Der Wider­

stand der lateinamerikanischen Staaten gegen das von USA in Anspruch genommene 

Interventionsrecht verstärkte sich: Wie aus dem Clark-Memorandum des Jahres 

1928 hervorgeht, waren die Vereinigten Staaten schon damals entschlossen, ihre 

lateinamerikanische Politik einer Revision zu unterziehen. Von entscheidender Be­

deutung wurde die Wirtschaftskrise. In dem allgemeinen wirtschaftlichen Zu­

sammenbruch nach 1929 fiel es nicht weiter auf, wenn Zinsen und Amortisations­

raten lateinamerikanischer Anleihen nicht pünktlich entrichtet wurden. Etwa zu 

Ende des dritten Jahrzehnts des Jahrhunderts war das aus der Monroedoktrin ab­

geleitete Recht zur Intervention — der Stein des Anstoßes der lateinamerikanischen 

Staaten — innerlich ausgehöhlt und seiner moralischen Rechtfertigung beraubt. 

Der Weg für eine grundlegende Revision der interamerikanischen Beziehungen 

war bereits 1933 vorbereitet. Das Verdienst, diese Reform durchgeführt zu haben, 

knüpft sich an den Namen Franklin D. Roosevelt. Bei der Bewertung des Lebens­

werkes Roosevelts muß seine konsequente „good neighbor policy" gebührend 

in Rechnung gestellt werden. Sie stellt eine seiner unvergänglichen Leistungen 

dar. Die „good neighbor policy" bedeutet die Verzahnung der Monroedoktrin 

mit der panamerikanischen Idee Bolivarscher Observanz. Die Garantie des 

Schutzes, der Sicherheit und des Friedens in der westlichen Hemisphäre soll 

nicht länger auf die Macht der Vereinigten Staaten und ihren einseitigen 

Willensentschluß abgestellt sein. Sie soll die gemeinschaftliche Verantwortung aller 

Staaten und Völker der westlichen Hemisphäre bilden. Die politische Organisation 

der westlichen Welt soll aus einem herrschaftlich in einen genossenschaftlich 
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organisierten Verband umgewandelt werden. Schöne Worte allein genügen hier­

zu nicht. 

Der Wille, auf Interventionsrechte und imperialistische Methoden zu verzichten, 

muß durch die Tat bewiesen werden. Die Gelegenheit hierzu bot sich im Falle 

Mexiko. Mexiko ging in den Jahren 1917—1938 durch einen das Land aufwühlen­

den ökonomischen und sozialen revolutionären Prozeß. Die Nationalisierung der 

mexikanischen Erdölquellen und Anlagen berührte die nordamerikanischen Ölfirmen 

auf das tiefste. Nach dem Schema der Sowjets hätten die Amerikaner auf den 

Druck der Öllobbies hin Mexiko ein Ultimatum zwecks Widerruf der Nationali­

sierungsgesetze übersenden und im Falle der Ablehnung das Land militärisch be­

setzen müssen. Wer in der Welt hätte die USA an einem solchen Kurs verhindern 

können? Zur großen Enttäuschung der Sowjets haben sich die USA aber bei dieser 

Gelegenheit gar nicht „richtig" benommen. Sie haben nicht unternommen, was 

vorzunehmen einem „monopolkapitalistischen" Land ziemt. Sie haben auf jegliche 

Intervention verzichtet und sich mit Mexiko auf ein Schiedsverfahren geeinigt, 

das für die Ölfirmen alles andere als günstig gewesen ist33. 

Franklin D. Roosevelts Mexiko-Politik hat der „good neighbor policy" in den 

Augen der lateinamerikanischen Welt den Stempel der Echtheit und Gültigkeit 

aufgedrückt. Diese Politik sollte sich bewähren, als Bohlen Auslandsorganisationen 

der NSDAP in den verschiedenen Ländern Südamerikas begründete, als Musso­

lini die ein Drittel der Bevölkerung Argentiniens ausmachenden Italiener für seine 

Zwecke einzuspannen sich anschickte und Franco an das Solidaritätsgefühl der 

Lateinamerikaner appellierte. Über Nacht schien die Monroedoktrin eine neue 

Bedeutung gewonnen zu haben. Hatte Monroe einst dem Europa der Heiligen 

Allianz das republikanische Herrschaftssystem der Neuen Welt gegenübergestellt, 

so galt es jetzt gegenüber einem dem Faschismus verfallenen Europa die Herr­

schaft der Demokratie in der westlichen Hemisphäre sicherzustellen. Die national-

sozialistisch-faschistisch-falangistische Gefahr hat wesentlich dazu beigetragen, den 

Prozeß der Reorganisation der westlichen Welt auf kooperativer Grundlage zu 

beschleunigen. „Niemand kann die enge Verbindung in Abrede stellen, die zwi­

schen dem Gang der Ereignisse in Europa und der teilweisen Internationalisierung 

der Monroedoktrin besteht", hat Dexter Perkins, der hervorragendste Kenner der 

Geschichte der Monroedoktrin, in diesem Zusammenhang gesagt34. Die Konfe-
33 Man hat die von Mexiko nationalisierten ausländischen Anlagen in der Erdölindustrie 

auf 450 Millionen, die amerikanischen allein auf 200 Millionen $ geschätzt. Die durch Schieds­
spruch den amerikanischen Ölfirmen zugesprochene Entschädigung bezifferte sich auf $ 20 
Millionen, also auf etwa 10% des Wertes der nationalisierten Anlagen (vgl. Richard W. van 
Alstyn: „New American Relations" in Current History [1952], S. 164). Für eine grundsätz­
liche Untersuchung der Bedeutung der Mexikofrage für die Entwicklung der amerikanischen 
Außenpolitik vgl. Frank Tannenbaum: „The Anvil of American Foreign Policy" in Pol. Sc. 
Qu. (Dec. 1948), S. 501 ff., insbes. S. 525). 

34 Dexter Perkins a. a. O., S. 348, ders.: „Bringing the Monroe Doctrine up to Date" in 
Foreign Affairs Bd. 20, S. 259, und Richard W. Alstyn, a. a. O., S. 153/4. Es verlohnte sich, 
diese in der amerikanischen Literatur eingehend behandelte Frage unter Verwendung deut­
schen Materials zu untersuchen. Für ein tieferes Verständnis der einer steten Wandlung un-
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renzen von Buenos Aires 1933, Montevideo 1936, Lima 1938 und Havanna 1940 
stellten Etappen auf diesem Wege dar. Unmittelbar vor Eröffnung der San-Fran-
zisko-Konferenz fanden diese Bestrebungen in Chapultalpek (Mexiko) ihre Krö­
nung. Die westliche Welt war in einem demokratisch aufgebauten Regionalpakt­
system organisiert, das die Schlichtung inneramerikanischer Konflikte ebenso garan­
tierte, wie es die kollektive Verteidigung gegen Angriffe von außen sicherstellte. 

Das Werk von Chapultalpek legitimierte Latein- und Nordamerika, im Rahmen 
der United Nations das Recht zum Abschluß von Regionalpakten zu fordern, die 
der Vorbereitung, Organisierung und Durchführung der kollektiven Selbstver­
teidigung dienen. Im Gegensatz zu 1919 handelte es sich jetzt nicht mehr um 
die Anerkennung von „regional understandings", die keine regional understandings 
waren, um die Inkorporierung einer mit den Grundprinzipien einer internationalen 
Friedensorganisation schwer zu vereinbarenden Doktrin, wie es die Monroedoktrin 
war, solange die Olney- und Roosevelt-Corollaries noch galten. Die westliche Welt 
bestand auch nicht darauf, daß als Regionalpakte verkleidete Allianzen gegen ehe­
malige Feindstaaten in die Charta der UN eingebaut würden. Sie verlangte nichts 
mehr und nichts weniger als die Implementierung und Konkretisierung der Grund­
ideen der UN auf einen Teil der Welt, der seit 100 und mehr Jahren befriedet 
ist. Der Rio-Vertrag ist das Ergebnis dieser Bestrebungen. 

Die Welt schuldet Lateinamerika Dank für den Nachdruck, mit dem diese 
Staaten auf der Inkorporierung der Regionalpakte in die United Nations bestan­
den haben. Im Gegensatz zu den auf Artikel 54 der Charta aufgebauten Bünd­
nissen gegen die ehemaligen Feindstaaten sind die auf Artikel 51 basierten Ver­
teidigungsgemeinschaften nicht an der Vergangenheit, sondern an der Zukunft 
orientiert. Sie kommen nicht schon zum Zuge bei dem, was Artikel 53 die Wieder­
aufnahme einer Angriffspolitik nennt; sie greifen nur durch beim Vorliegen eines 
bewaffneten Angriffs. Sie sind Verteidigungsabreden im engen Sinne des Wortes. 
Sie können und werden zu keinem anderen Ziele verwandt werden. Aber sie wer­
den stets dann zum Ansatz kommen, wenn der Tatbestand eines bewaffneten An­
griffs auf ein Mitglied einer regionalen Paktorganisation vorliegt. Der Umstand, 
daß der Tatbestand eines bewaffneten Angriffs auf die USA, England und Frank­
reich im Sinne des Nato-Paktes auch durch einen Angriff auf die Streitkräfte dieser 
Staaten in Deutschland erfüllt ist, stellt die völkerrechtliche Grundlage für die 
Sicherheit Westdeutschlands und Berlins dar. 

Manch einer mag von dem Tage träumen, an dem durch Reaktivierung des 
Sicherheitsrats das System der Regionalpakte viel von seiner gegenwärtigen Be­
deutung, verlieren würde. Nichts in den echten, auf Artikel 51 gestützten Regional­
pakten schließt eine solche Entwicklung aus. Zur Stunde dürfte es aber bedeut­
samer sein, festzustellen, daß in den vergangenen Jahren der Ausbau des Regional­
paktsystems die Welt vor einer anderen Alternative bewahrt hat: der Atombombe. 

terworfenen Bedeutung der Monroe Doctrine ist heute noch grundlegend der Artikel des 
damaligen Staatssekretärs und späteren Chief Justice Charles E. Hughes': „Observations on 
the Monroe Doctrine", Am. Journ. of Int. Law Bd. 17, S. 611 (1923). 
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VON DER OKTOBERREVOLUTION ZUR „REVOLUTION VON OBEN" 

Zur politischen Struktur des Stalinismus 

Die russische Revolution von 1917 und die Ausbildung des Bolschewismus zu 
einem Herrschaftssystem über Rußland sind heute als historische Vorgänge er­
kannt, die eine Epoche der europäischen Geschichte abgeschlossen und diese zum 
Weltzusammenhang erweitert haben. 

Das Gesicht des modernen Sowjetreiches hat jedoch erst die soziale und tech­
nisch-ökonomische Revolution gezeichnet, die ein Jahrzehnt später (1929—1934) auf 
die politische Revolution und ihre Behauptung in den Bürgerkriegen gefolgt ist. Die 
gewaltsame und gewaltige Fortsetzung der bereits im Zarenreich eingeleiteten In­
dustrialisierung, die Mechanisierung der landwirtschaftlichen Produktion und der 
Einsatz gebundener Arbeitskräfte in Landwirtschaft, Industrie und Verwaltung 
haben eine soziale Umschichtung und Differenzierung verursacht, deren Bewegung, 
Folgen und Wirkungen noch keineswegs abzusehen sind. Mit der Erschließung und 
Bevölkerung des weiten asiatischen Raumes hat sich auch eine Verlagerung des 
weltpolitischen Schwergewichtes angebahnt, deren erste Folgen nach dem zweiten 
Weltkrieg spürbar geworden sind. 

Erst aus der Perspektive der Nachkriegszeit ist deutlich geworden, in welchem 
Maße die zweite, nicht weniger Opfer fordernde, agrarische und industrielle Revo­
lution, die Stalin im Jahre 1950 nachträglich als eine „Revolution von oben" be­
zeichnet hat, die Bewegung jener politischen Revolution aufgefangen und abgelenkt 
hat, die Lenin im Geiste der russischen Revolutionäre „von unten" und im Namen 
der marxistischen „Diktatur des Proletariats" die Macht ergreifen Heß. 

Wenn auch Struktur und Dynamik dieser sozialen Umschichtung im eurasischen 
Raum seit der Mitte der dreißiger Jahre der wissenschaftlichen Einsicht entzogen und 
nur in ihren Größenordnungen mit Sicherheit abzuschätzen sind, so werden die Er­
scheinungen dieses evolutionären Prozesses von der neueren Forschung allgemein 
als Voraussetzung jeder Interpretation sowjetischer Äußerungen des geistigen und 
politischen Lebens anerkannt. Eine ideengeschichtliche Untersuchung, die sich auf 
offiziöse Verlautbarungen beschränken muß , mag für Deutung und Symbolik der 
sowjetischen Weltlehre aufschlußreich sein. Sie bleibt aber dem Geschehen jener 
Jahrzehnte fern, wenn sie nicht die Fragen des abermals „veränderten Rußlands" 
und der ebenso veränderten übrigen Welt in ihre Problemstellung aufnimmt, auf 
die alle Erklärungen des Kreml seit dem Beginn der dreißiger Jahre als politisch­
didaktische Antworten oder Weisungen zielen. 

Den Umbruch in der Geschichte der Sowjetunion von der Revolution, die „von 
unten"—wenn auch nur dem Namen nach vom Proletariat—durchgeführt wurde, zu 
der stalinistischen Revolution von oben in ursächlichen Zusammenhängen zu er-
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fassen, darf als ein Anliegen zeitgeschichtlicher Forschung betrachtet werden. Dabei 

wird jeder Versuch, die Phasen in der geschichtlichen Entwicklung zu kennzeichnen, 

den doppelten Vorbehalt der zeitlichen Nähe und der Ferne sicherer Quellen machen 

müssen und in dem Bemühen seine Rechtfertigung sehen, nach manchen Teil­

untersuchungen die Einsicht in weitere Wirkungszusammenhänge für die Erkennt­

nis der jüngsten Vergangenheit zu gewinnen. 

I. Revolutionstheorie und Sowjetstaat 

Der Bolschewismus ist in dem geschichtlichen Zeitpunkt in die moderne Welt 

eingebrochen, als durch den Eintritt Amerikas in den ersten Weltkrieg — acht Tage 

nach dem Sturz des Zarismus — die Vorstellung von einem künftigen einheitlichen 

demokratischen Europa für kurze Zeit aufgeleuchtet und der Kampf der Ideen in 

ein neues Stadium getreten war. Noch vor dem politischen Sieg des national-demo­

kratischen Gedankens über die dynastischen Formen Mitteleuropas war der Demo­

kratie im Bolschewismus, dem Herrschaftssystem der Bolschewiki über Rußland, 

der schärfste Gegner entstanden. Von einer breiten, vielschichtigen revolutionären 

Welle hochgetragen, hatte die Parteigruppe der Bolschewiki in einer akuten revolu­

tionsreifen Situation, deren Einmaligkeit in dem Zusammentreffen von Macht­

zerfall, zerbrechender Ordnung, Separationstendenz der Nichtrussen, Unentschlossen-

heit, Kriegsmüdigkeit und Hunger sich Lenin beinahe bis auf den Tag des unwieder-

holbaren Zeitpunktes bewußt gewesen ist, die Macht in den Hauptstädten Rußlands 

an sich reißen können. 

In den revolutionären Strömungen Rußlands sind fast alle Elemente des euro­

päischen Sozialismus und Anarchismus lebendig gewesen; sie waren seit den Tagen 

der ersten Internationale ein besonderer und aktiver Teil dieser gemeineuropäischen 

geistig-politischen Erscheinung in der Entstehungszeit einer bürgerlichen Gesell­

schaft1. Zugleich bestand seit dem Zerfall des „alten Rußlands" in der Reformära der 

sechziger Jahre eine spezifisch russische Tradition der Revolutionsgesinnung. Die 

Parteigruppe der Bolschewiki unter Lenins Führung (seit 1903) steht in besonderem 

Maße in dem doppelten Zusammenhang des europäischen, sozialistischen Gesell­

schaftsdenkens, der marxistischen Revolutionstheorie von der proletarischen Dikta­

tur, und andererseits der russischen revolutionären Kampfgesinnung, dazu unter 

Lenins unbändigem Willen und Glauben an die Macht. Diese doppelte Wurzel hat 

der Bolschewismus niemals abreißen lassen. Mochte auch die Ausübung von Gewalt 

und Macht über Rußland immer stärker staatliche Formen ausprägen und russisch-

eurasische Züge und geschichtliche Kräfte aufnehmen lassen, die ideologischen 

1 Als gesamteuropäischer geistes- und sozialgeschichtlicher Zusammenhang des 19. Jahr­
hunderts einschließlich der Erscheinungen in Rußland und ihrer Rückwirkungen wohl erst­
malig dargestellt in den nachgelassenen Vorlesungen von Elie Halevy: Histoire du socialisme 
europeen. (Paris 1948); Zum Wandel des Revolutionsbegriffs: Theodor Schieder: Das Problem 
der Revolution im 19. Jahrhundert. H.Z. Bd. 170, (1950); Zur Ideengeschichte der russischen 
sozialistischen Bewegung in der Zeit von 1848 bis 1881, unter „Volks-Sozialismus" (Narodniki) 
zusammengefaßt vgl. die zweibändige quellenmäßige Darstellung von Franco Venturi: Il 
populismo russo (Turin 1953). 
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Grundlagen des dialektischen Materialismus und der Revolutionstheorie, aus der die 

Führer der Bolschewiki ihre, der Partei und des Systems Legitimierung und das 

Wesen der sowjetischen Föderation ableiteten, sind niemals aufgegeben worden. 

Die Machtergreifung der Bolschewiki, die durch ihr Friedensverlangen das Rus­

sische Reich von der Seite der Entente gerissen haben, hat sie von Anbeginn an 

wider Willen zu Mitspielern in dem Kampf der europäischen Mächte werden lassen. 

Trotz ihres Postulates, jenseits jener „kapitalistischen Welt" zu stehen, sind die Bol­

schewiki als Träger und Erben der Macht über Rußland der Mächtepolitik verhaftet 

geblieben. Auch auf der Gegenseite waren seit dem britisch-französischen Inter-

ventionsabkommen vom 23. Dez. 1917 die militärischen Erwägungen einer 

wirksamen Fortsetzung des Krieges gegen die Mittelmächte und besondere regionale 

Interessen mit der prinzipiellen Forderung nach Bekämpfung des weltrevolutio-

nären Regimes in Rußland verknüpft. In den Interventionskämpfen, die mit 

Bürgerkriegsfronten und nationalen Unabhängigkeitsbewegungen verknüpft 

waren, hat der Bolschewismus nicht nur seinen unverlierbaren militanten Zug und 

Wortschatz erhalten; er hat auch erstmalig im Polenkriege an Heimatliebe und 

russischen Patriotismus appelliert und schließlich auch die programmatische anti­

koloniale und die weltrevolutionäre Propaganda als Waffe ausprobieren können. 

Alle diese neuen Kräfte haben tiefe Spuren eingegraben, wenn diese auch in den 

folgenden Jahren der weltpolitischen Stabilisierung verwischt wurden. Bis in die 

Mitte der zwanziger Jahre hat die Sowjetregierung mit einer Fortsetzung der 

Bürgerkriegsfronten durch die im Auslande lebende Emigration zu rechnen gehabt, 

die ihre Hoffnungen auf eine Intervention der Mächte setzte. Die Furcht hiervor hat 

zu dem Schreckgespenst einer „Anti-Sowjetfront" geführt, das seitdem zum eisernen 

Bestand der Sowjetideologie gehört; die Elemente dieser in der Bürgerkriegszeit 

gewonnenen Erfahrung enthalten freilich ebenso das vom Grafen von der Schulen­

burg als den bekannten „Drang nach dreihundertprozentiger Sicherheit" gekenn­

zeichnete „sprichwörtliche Mißtrauen"2 wie auch die zweckbestimmte Deklarierung 

einer außenpolitischen Gefährdung zur Rechtfertigung aller der Bevölkerung auf­

erlegten Opfer. 

Gehörte es zum marxistischen Credo, daß eine Revolution in Mitteleuropa die 

Voraussetzung des Gelingens einer proletarischen Revolution in Rußland sei3, so 

war die Gründung der „Kommunistischen Internationale" (5. März 1919), der 

Lieblingsidee Lenins seit der Zimmerwalder Konferenz4, eine Moskauer Aktion, 

2 Seidl: Die Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 1939—1941. Tübingen 
1949, S. 380. Carroll-Epstein: Das nationalsozialistische Deutschland und die Sowjetunion. 
Deutsche Ausgabe 1948, S. 371. Aufzeichnung Schulenburgs vom 28. 4. 1941. 

3 Die Äußerungen von Marx und Engels über das russische Revolutionsproblem zusammen­
gestellt in: The Russian Menace to Europe. A collection of Articles, Speeches, Letters and New 
Dispatches, sel. and ed. by P. W. Blackstock and B. F. Hoselitz (Glencoe/Minn. 1952). Kap. 
1 7 - 2 1 . S. 203ff. 

4 Neben dem biographischen Bertram D. Wolfe: Three who made a Revolution (1948, 
dtsch. Danubia Wien 1952), David Shub sr.: Lenin (1948, dtsch. Wiesbaden 1952) und litera­
rischen Gerard Walter: Lénine (Paris) 1950, vgl. O. H. Gankin-H. H. Fisher: The Bolshewists 
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um die Reste der im Weltkriege zerbrochenen II. (sozialistischen) Internationale 
zu gewinnen und deren Erbe anzutreten. Schon bei ihrer Begründung erhielt die 
„Komintern" den doppelten Aspekt: Träger einer gemeinsamen revolutionären Be­
wegung in allen Ländern zu werden und andererseits die Linksradikalen des Aus­
landes als Hilfstruppen für die Behauptung der russisch-bolschewistischen Revolu­
tion anzusprechen, die durch Streiks beim Verladen von Truppen- und Waffen­
transporten die Interventionskräfte schwächen sollten. 

Das Problem der Staatlichkeit der Räteherrschaft über das — ebenso wie das 
Habsburger Reich 1918/19 — unter nationalstaatlichen Parolen zerfallene ehemalige 
Zarenreich ist zwar in erster Linie durch die Erfolge der Roten Armee entschieden 
worden, während die kriegsmüden Ententemächte sich auf Mitteleuropa zurück­
gezogen hatten. Aber der revolutionäre Internationalismus des marxistischen 
Klassengedankens hat in jener Periode des Nationalismus5 ein entgegengesetztes, 
übernationales Prinzip eingesetzt, das nach Jahren der Ungeklärtheit innerer und 
äußerer Grenzen doch für die Vielvölkerwelt des Zarenreiches als gesamtstaatliches 
Band einer künftigen politischen Form gewirkt hat. Wenn auch der Weg von dem 
autoritären Föderationsprinzip Stalins für die RSFSR (1918) und dem liberaleren 
Unionsgedanken von 1922 immer mehr zu dem gesamtstaatlichen Charakter des 
Sowjetreiches geführt hat, so ist doch noch jahrelang die übernationale Seite des 
internationalen Programms, verbunden mit den nationalen Losungen für die asia­
tischen Völker, innen- und außenpolitisch wirksam gewesen. Die Überwindung des 
Nationalismus hatte Aussicht auf Erfolg, solange die Träger des liberalen National­
gedankens vornehmlich zerschlagene Oberschichten und Intellektuelle waren; die 
Problematik ist in neuer Weise erstanden, seitdem die inzwischen schreib- und 
lesekundig gewordenen und durch die Technik „mobilisierten" Völker in ihrer Masse 
sich als politische Realität erweisen. 

Den Weg aus der Isolierung und Blockade des Jahres 1919 haben die von welt-

and the World War. The Origins of the Third International. (Stanford/Cal. 1940), Maurice 
Pianzola: Lénine en Suisse (Genf 1952) und Branko Lazitch: Lénine et la III . Internationale. 
(Neuchatel/Paris 1951.) 

5 Zum Problem eines westlichen und eines östlichen Begriffes der „Nation" und der darin 
gefaßten Realität vgl. Hans Rothfels: Grundsätzliches zum Problem der Nationalität. In H.Z. 
Bd. 174 (1952), S. 339ff., sowie seine Tübinger Antrittsvorlesung „Zur Krise des National­
staates" im 2. Heft (April 1953) dieser Zeitschrift, ferner Theodor Schieder: in Ztschr. f. Ost­
forschung, Jg. 1 (1952). Die amerikanische Forschung anregend Hayes, Carlton J. H.: The 
Historical Evolution of Modern Nationalism (New York 1931); zur Entwicklung in der Sowjet­
union vgl. Sergius Yakobson: The Bise of Russian Nationalism, im Report des Chatham House 
„Nationalism" (London 1939); die programmatischen Erklärungen bei Werner von Harpe: Die 
Grundsätze der Nationalitätenpolitik Lenins (Berlin 1941), S. 152ff.; zum Problem des Föde­
ralismus Georg von Rauch: Rußland, Staatliche Einheit und nationale Vielfalt. Föderalistische 
Kräfte in der russischen Geschichte (München 1953), S. 219 ff.; neue fundierte Untersuchungen: 
Edige Kirimal: Der nationale Kampf der Krimtürken (Emsdetten 1952), John S. Reshetar jr . : 
The Ukrainian Revolution 1917-1920 (Princeton 1952), Richard E. Pipes: The First Bash-
kir Republic 1917-1920 (The Russian Review, Okt. 1950, S. 303-319) , Mirza Hajit: Die 
sozialen und kulturellen Strukturwandlungen in Turkestan 1917—1926 (Diss. Münster), Sa-
lomon M. Schwartz: The Jews in the Soviet Union (Syrakuse 1952). 
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wirtschaftlichen Vorkriegsvorstellungen erfüllten Hoffnungen der konkurrierenden 
Industrieländer gewiesen. Wenn Lenins, ebenfalls auf Vorkriegsanschauungen be­
gründetes Angebot von Industrie- und Agrarkonzessionen vom Herbst 19206 auch 
in der Folgezeit nur höchst bescheidene Ergebnisse gezeitigt hat, so bahnte es doch 
die Beziehungen zum Auslande an, das in erster Linie am Handel interessiert war. 
Aber auch der Außenhandel des durch die ablehnende Haltung in der Schulden­
frage und die zweifelhafte Kreditfähigkeit abgesonderten, revolutionären Staats­
wesens blieb weit hinter den noch auf der Wirtschaftskonferenz in Genua 1922 
gehegten Erwartungen zurück und hat auch späterhin nur zeitweise für einzelne 
Industriezweige mancher Länder größere Bedeutung gewonnen. Eine strukturelle 
wirtschaftliche Verflechtung ist nicht wieder entstanden. Umso wichtiger wurde 
als Konsequenz dieser Isolierung das Außenhandelsmonopol der Räteregierung, das 
die Verbindung zu der unter anderem Recht stehenden Wirtschaft des Auslandes 
regulierte und oft genug auch als politisches Mittel benutzt wurde. Nicht minder 
bedeutsam waren die innenpolitischen Wirkungen dieses Regierungsmonopols, das 
als Instrument der Abschließung, der Zentralisierung, der Steuerung von Investie­
rungen sich in allen Phasen der Entwicklung als ein Element der Staatlichkeit, 
der Planung und Autarkisierung erwiesen hat. Der hohe Grad von Autarkiefähig­
keit des mit Rohstoffen reich versorgten eurasischen Raumes und die Möglichkeit 
der Minderung des Lebensstandards der Bevölkerung haben letzthin den ungestör­
ten Ausbau der bolschewistischen Herrschaft über Rußland „neben" dem Nach­
kriegseuropa ermöglicht7. Die von den Sowjetdelegierten schon in Genua vertre­
tene These von der „Koexistenz" verschiedener Wirtschaftssysteme und das Faktum 
ihres Bestehens in der Zwischenkriegszeit wird man deshalb ebensowenig ohne Be­
rücksichtigung dieser räumlichen Zusammenhänge sehen dürfen wie die so oft 
wiederholte Formel von dem „friedlichen Nebeneinander" gegensätzlicher politisch­
gesellschaftlicher Systeme. 

Die Bolschewiki sind nicht nur während eines Krieges der europäischen Mächte 
zur Herrschaft gelangt, sie verdankten auch ihre Behauptung an der Macht den 
Interessengegensätzen der Großmächte, wie ihnen schließlich im zweiten Weltkrieg 
der europäische und der fernöstliche Konflikt zur Weltmachtstellung verholfen 

6 Lenins Rede vom 26. Nov. 1920 in: Sämtliche Werke (Wien-Berlin 1930) Bd. XXV, 
S. 623—646. Die Wirtschaftsbeziehungen zum Auslande wurden nach der grundsätzlichen 
Anerkennung der Exterritorialität der sowjetischen Außenhandelsvertretungen im Vertrage 
mit Italien (1924) erstmalig durch den deutsch-sowjetischen Wirtschaftsvertrag in Rechts-
formen, einschließlich eines Schiedsgerichtsverfahrens, gefaßt. Vgl. G. Cleinow: Die deutsch­
russischen Rechts- und Wirtschaftsverträge nebst Konsularvertrag vom 12. 10. 1925 (Berlin 
1926) sowie Georg Martius: Die rechtlichen Grundzüge der deutsch-russischen Verträge vom 
12. Okt. 1925, in: Osteuropa, Jg. 1 (1925/26), S. 443ff. 

7 Die Absonderung der Sowjetunion aus den weltwirtschaftlichen Zusammenhängen hat 
erst deutlich werden lassen, wie gering die strukturelle Verflechtung der russischen Wirt­
schaft zur Zarenzeit gewesen ist. Das gilt sowohl für den unbedeutenden Anteil am Welt­
handel (1913 nur etwa 4,2 % des Weltexport- und 3,6% des Weltimporthandels nach Alexan­
der Baykov: Soviet Foreign Trade. Princeton 1946, S. 64) wie für die geringe Bedeutung des 
Außenhandels für die Gesamtwirtschaft des Russischen Reiches. 
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haben. Auch ohne marxistische Krisentheorie oder Lenins Analyse des Imperialis­

mus wies die Erfahrung der Nachkriegszeit die Politiker des Kreml auf das 

Leitprinzip hin, die Rivalitäten, Spannungen und Gegensätzlichkeiten innerhalb 

und unter den Mächten auszunutzen. Denn die historische Völkerrechtstradition der 

europäischen Mächte war im ersten Weltkriege zerbrochen, und zu der in Sieger und 

Besiegte geschiedenen Staatenwelt von Versailles und Genf und dem Gedanken der 

überstaatlichen Schiedsgerichtsbarkeit verhielten sich die Sowjets ablehnend. Alle 

Verträge mit anderen Staaten sind seitdem mit dem Signum Leninschen Vorbe­

haltes gezeichnet, d. h. genau begrenzter, vertraglicher Abmachungen „auf Zeit", 

ohne übergeordnete rechtliche Gemeinsamkeit. 

Folgerichtig hat der Kreml außenpolitisch bei den Besiegten des ersten Welt­

krieges angesetzt, bei der zerschlagenen Türkei (1921), bei dem geschlagenen und 

durch einen „Korridor" geteilten und gefährdeten Deutschen Reiche (1922) und 

bei dem benachteiligten China (1923)8. Die antiimperialistische Deklaration und 

der programmatische Verzicht auf Rechte des Zarenreiches in den Verträgen mit 

Afghanistan, Persien und der Türkei waren nicht nur geeignet, die gefährdete Süd­

grenze zu sichern, sondern richteten ihre Spitze gegen die britische Position im 

Nahen Osten9. Das gleiche gilt seit der Karachan-Erklärung vom Januar 1919 für 

die Verbindungen mit China; der alte britisch-russische imperialistische Antagonis­

mus in Asien wurde nach der zehnjährigen Pause von 1907 bis 1917 von der 

Sowjetregierung mit der gefährlichen Waffe der antikolonialen Propaganda aufge­

nommen und dominierte in der Nachkriegszeit. 

Auch der Abschluß des Vertrages von Rapallo steht noch im Zeichen der Nach­

kriegsatmosphäre10; es hat der staatspolitischen Leistung eines Grafen Brockdorff-

8 Vgl. hierzu den Bericht des Generals der Flieger a. D. Helm Speidel „Reichswehr und 
Rote Armee" und die Vorbemerkungen von Hans Rothfels im ersten Heft dieser Zeitschrift, 
S. 9 ff.; zu der fast gleichzeitig nach den Absprachen mit Sun Yatsen (1923) erfolgten Entsen­
dung von russ. Instruktionsoffizieren unter Blücher-Galen an die Kriegsschule in Wampoon 
(China): Conrad Brandt, Benjamin J. Schwartz, John K. Fairbank „A documentary History of 
Chinese Communism." (London 1952). Dok. 4f. 

9 Zur Moskauer Außenpolitik vgl. die instruktive Übersicht von Jane Degras: Calendar of 
Soviet Documents on Foreign Policy 1917—1941 (London 1948) und die von ihr im Auftrag 
des Royal Inst. of Internat. Affairs in Übersetzung zusammengestellte dreibändige Dokumenten­
sammlung „Soviet Documents of Foreign Policy" Vol. I, 1917-1924 (London 1951), Vol. I I 
1925-1932 (1952), Vol. I I I 1933-1941 (1953). Eine zusammenfassende Darstellung der 
Moskauer Außenpolitik und internationalen Beziehungen in der Zeit Lenins liegt jetzt im 
dritten Bande der „Bolshevik Revolution 1917-1923" von E. H. Carr (London 1953), „Soviet 
Russia and the World" als Ergebnis sorgfältigen Studiums des russischen Materials (mit 
Bibl. und Reg.) vor. Die „dual policy" von Narkomindel und Komintern und ihre Spannungen 
treffend analysiert in dem politischen Portrait Tschitscherins von Th. H. von Laue: Soviet 
Diplomacy. G. V. Chicherin, Peoples Commissar for Foreign Affairs, 1918—1930 in: The 
Diplomats 1919-1939. Ed. by G. A. Craig and F. Gilbert (Princeton 1953), S. 2 3 4 - 2 8 1 . 

10 Zu Rapallo vgl. die Vorbemerkungen des Herausgebers Hans Rothfels zu dem Bericht 
von H. Speidel: Reichswehr und Rote Armee, im 1. Heft dieser Zeitschrift (Jan. 1953), S. 
14; ergänzend zu W. von Blücher: Deutschlands Weg nach Rapallo (Wiesbaden 1951), Hans 
von Raumer (Reichsschatzkanzler 1920/21, Reichswirtschaftsminister 1923), der als Vertre-



Von der Oktoberrevolution zur „Revolution von oben" 61 

Rantzau und eines Stresemann bedurft, u m diesen Vertrag nicht zu einer einsei­

tigen Bindung, zu einem „Anti-Bündnis" werden zu lassen, sondern ihn deutscher­

seits mit einer konstruktiven Europapolitik zu verbinden, wie es durch die Kombi­

nation der Locarno-Verträge und des Berliner Vertrages vom 24. April 1926 er­

reicht worden ist. Nach der Anerkennung durch die Labourregierung MacDonald 

(1924) und durch die Regierung Herriot im gleichen Jahre, schließlich durch Japan 

zu Beginn des Jahres 1925 war die Existenz des revolutionären Staatswesens vom 

Rande Europas bis zum Pazifik außenpolitisch stabilisiert. 

II. Die Partei „jenseits der Klassen" 

Lenins Gefolgschaft der Bolschewiki, die im Juli 1917 von der allgemeinen Re­

volutionsparole „Alle Macht den Räten" auf die bolschewistische Forderung der 

„Diktatur des Proletariates und der Dorfarmut" übergewechselt war und im Namen 

des „Proletariates" im November die vollziehende Gewalt in Petrograd an sich ge­

rissen hatte, handelte zwar im Glauben an die marxistische Geschichts- und Revo­

lutionstheorie, aber im Namen einer Fiktion. 

Die Partei der Bolschewiki, die unter den sozialistischen Parteien nur eine Min­

derheit vertrat11, unterschied sich soziologisch kaum von den übrigen revolutio­

nären Gruppen; sie gehörte zur russischen „Intelligenz", jener sozial heimatlosen 

Zwischenschicht12, die, nur der Idee einer künftigen idealen Gesellschaftsordnung 

ter der Deutschen Volkspartei der deutschen Delegation für Genua zugeordnet war und auf 
den Abschluß des Vertrages eingewirkt ha t : Dreißig Jahre nach Rapallo (Deutsche Rund­
schau, Jg. 78 H. 4, April 1952, S. 321-330) und Prof. M. J. Bonn, den Reichskanzler Wir th 
als Finanzsachverständigen hinzugezogen und als Mittelsmann zu Lloyd George in Anspruch 
genommen hat, den Vertrag im Interesse einer gedeihlichen Reparations- und Finanzpolitik 
negativ beurteilend, in: So macht man Geschichte. Bilanz eines Lebens (München 1953), 
S. 258—266; ferner Paul Scheffer aus der Erfahrung seiner späteren siebenjährigen Korre­
spondententätigkeit in Moskau: Die Lehren von Rapallo (Merkur 1953 H. 7 S. 372-392) . 
Ernest F. Fisher: Road to Rapallo (Diss. Wisconsin 1953) und Lionel Kochan: The Russian 
Road to Rapallo (Soviet Studies Vol. I I Oxford 1950, S. 109-122) , überholt durch E. H. 
Carr: The Bolshevik Revolution 1917-1923 Vol. I I I (London 1953) Kap 28 und 29 : Russia 
and Germany. To Genoa and Rapallo, S. 305—382. Eine gut fundierte Übersicht der Zu­
sammenhänge „Deutschland und Rußland zwischen den Weltkriegen" hat Paul Kluke in der 
H Z Bd. 171 (1950) gegeben. Fritz Klein: Die diplomatischen Beziehungen Deutschlands zur 
Sowjetunion 1917—1932 (Berlin, Rütten-Loening 1952) hat sich ohne Berücksichtigung des 
russischen Materials um eine Sowjet-deutsche Ergänzung des dritten Bandes der Moskauer 
„Geschichte der Diplomatie" (Moskau 1947) bemüht. Der Verlag Macmillan (New York) 
kündigt das Buch des ehemaligen Botschaftsrates der deutschen Botschaft in Moskau, Gustav 
A. Hilger, an, der als langjähriger Beobachter und Mitwirkender in besonderem Maße zu 
einer Darstellung berufen sein dürfte: G. A. Hilger and A. Meyer: The incompatible allies. 
German-Soviet relations 1918—1941, through the eyes of a diplomate who helped made them 
(New York 1953). 

11 O. H. Radkey: The election of the Russian Constituent Assembly of 1917 (Harvard Hist. 
Monographs 21 . Cambridge/Mass.) gibt eine gute Analyse der Zusammensetzung. 

12 Nach Rudolf Stadelmann, der im Unterschied zu Eugen Rosenstocks gedankenreichem 
Entwurf (Die Europäischen Revolutionen. Jena 1926/Stuttgart 1952) das Thema einer „Ty­
pologie der Revolutionen" für die sozialgeschichtliche Forschung gestellt hat, das entschei-
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verpflichtet, den Zarismus bekämpft und zwei Generationen von „Berufsrevolutio­

nären" gestellt hat. Weniger ihrer sozialen Herkunft als ihrem Programm und 

ihrer Betätigung nach waren die Bolschewiki sicherlich am meisten der Arbeiter­

schaft der Hauptstädte und Industriezentren verbunden. Die „Klassenfremdheit" 

der Partei aber, die in den Diskussionen der zwanziger Jahre eine so große Rolle 

gespielt hat, ist niemals überwunden worden. Stalin hat zwar in den Jahren 1922 

bis 1929 den Anteil von wirklichen Fabrikarbeitern etwas erhöht, aber dadurch 

gegen Trotzkij nicht ein proletarisch-revolutionäres, sondern das konservative und 

lenkbare Element in der Partei verstärkt. In der folgenden Zeit der Planwirtschaft, 

deren erdrückende Last die Arbeiterschaft zu tragen hatte, ist der Bestand schub­

weise ausgewechselt und die Partei zu einer Funktionärselite mit höherer Schul-

und Hochschulbildung umgestaltet worden, deren Altersgliederung der politischen 

Hierarchie entsprach13. 

Der Mythos von der „proletarischen Revolution" wurde noch jahrelang gepflegt, 

die „proletarische Herkunft" oft konstruiert; auch die Wahlbeschränkungen der 

Verfassung von 1923 tragen den Klassencharakter. Aber Lenin konnte im Frühjahr 

1921 ohne Gefahr die soziale Revolution sistieren und die „Atempause" der NEP 

mit dem „Rückzug" vor den Bauern verkünden. Es war keine revolutionäre Be­

wegung mit sozialer Dynamik vorhanden, weder in der revolutionsmüden Arbeiter­

schaft noch unter den Bauern. Die Revolutionsdiskussion blieb auf die führenden 

Kreise der Partei „jenseits der Klassen" beschränkt; auch der linke, oppositionelle 

Flügel konnte sich auf keine sozialen Gruppen stützen. 

Vorherrschend blieb etwa ein Jahrzehnt die revolutionäre Bewegung im Bereich 

der „Intelligenz". Hier wirkte in östlicher Variante ein geistig-künstlerischer revo­

lutionärer Geist wie auch in den anderen Ländern Europas. In der Ära des mit 

Andre Gide ebenso wie mit Maxim Gorkij und Lenin befreundeten Volksbildungs­

kommissars Lunatscharskij erfuhr er weite Förderung: Eisensteins und Pudowkins 

Filme, Tajrows, Mayerholds und Wachtangows Theater, Sergej Prokofiews Kom­

positionen, Majakowskijs Expressionismus, die freien Novellen der späteren Bot­

schafterin Alexandra Koliontaj, Erziehungsexperimente, Aufklärungspropaganda 

und Photomontage — einige Jahre stand das bolschewistische Rußland mit an der 

Spitze der europäischen „Moderne". Die Bemühungen u m eine besondere „proleta­

rische Kultur" (Proletkult) blieben weit hinter dem Elan einer unbürgerlichen, aber 

auch unproletarischen revolutionären Kulturgesinnung zurück. Zwar beherrschten 

der Bruch mit der Tradition und der Internationalismus das Feld, aber noch jahre­

lang blieb Altes neben vergänglichem Neuen bestehen: Mussorgskijs Opern, das 

Petersburger Ballett, Stanislawskijs Theater haben allen Wechsel überstanden. 

dende revolutionierende Element: Soziale und politische Revolution von 1848 (München 1948), 
S. 2 ff. Übereinstimmend hiermit für die russische Intelligenz der Beitrag des Verf. in der 
Friedrich-Braun-Festschr.: Eine politische Soziologie in Rußland. (Archiv für Kulturgeschichte 
XXIII, 1932, S. 257ff.) 

13 Zusammenfassende Angaben bei Boris Meißner: Stalinistische Autokratie und bolsche­
wistische Staatspartei. In : Rußland im Umbruch (Frankfurt 1951), S. 10 ff. und: Das Genera­
tionsproblem im Kreml. In : Der Monat (1953), S. 322 ff. 
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Der Anspruch, im Namen des Geistes und des menschheitlichen Fortschritts 

einer besseren Zukunft zuzustreben, die Ächtung der privatwirtschaftlichen Inter­

essen zugunsten des Wohles der Volksmassen haben nicht nur die sozialistische 

Intelligenz des Auslandes stark angesprochen, sondern auch manche Dichter und 

Gelehrte mit diesem unbürgerlichen Experiment sympathisieren und dessen Opfer 

vergessen lassen. Von diesem Fundus der Anteilnahme der „Sympathisierenden", die 

man von Moskau aus bald in Vereinigungen zu organisieren begann, hat auch der 

Stalinismus trotz seiner reglementierenden Kulturpolitik noch jahrelang gezehrt. 

Schon im letzten Lebensjahr des todkranken Lenin, dessen unangefochtene mora­

lisch-politische Autorität zu fehlen begann, bekam die Diskussion in der uneinheit­

lichen Parteiführung politische und persönliche Schärfe. Trotzkijs intellektueller 

Radikalismus gab sich nicht mit dem innen- und außenpolitischen Übergangs­

zustand der NEP zufrieden. Als mit dem Ende des Jahres 1923 die erneute Hoff­

nung auf den Durchbruch einer radikalen Revolution in Deutschland als geschei­

tert anzusehen war, geriet nach Lenins Tode (21. Jan. 1924) die offizielle Revolu­

tionstheorie der Partei in eine Krise. „Im Laufe des Jahres 1924 ging der Angriff 

auf die Theorie der permanenten Revolution los", schreibt Trotzkij14. „Der politische 

Inhalt dieses Kampfes reduzierte sich auf die Meinung, daß wir uns nicht für die 

internationale Revolution zu interessieren hätten, sondern für unsere eigene 

Sicherheit, u m unsere Wirtschaft zu entwickeln. Der jeden theoretischen Wertes 

bare Feldzug gegen die Theorie der permanenten Revolution diente dazu, eine 

nationalkonservative Abweichung vom Bolschewismus zu decken. Aus diesem 

Kampfe ging die Theorie des Sozialismus in einem Lande' hervor." Trotzkij, der 

schon im Jahre 1905/06 die bolschewistische Revolution „vorausgedacht" hatte, hielt 

an seiner alten Konzeption der permanenten Revolution fest, „nach der die Revo­

lution im Osten auf das westliche Proletariat den revolutionären Idealismus zu über­

tragen und in diesem den Wunsch zu wecken habe, mit dem Feinde ,russisch' 

zu reden". Er war auch jetzt noch überzeugt: „ohne die direkte staatliche Unter­

stützung des europäischen Proletariates kann sich die russische Arbeiterklasse nicht 

an der Macht halten und nicht aus ihrer zeitweisen Vorherrschaft eine dauernde 

sozialistische Diktatur machen"15. 

„Sozialismus in einem Lande" war aber die Revolutionsformel, die auch das Aus­

land noch akzeptieren konnte, u m dessen diplomatische Anerkennung und Konzes­

sionskapital man sich im Jahre 1924 lebhaft bemühte. Trotzkij fand zwar mit seinem 

Programm gegen den Verrat an der Idee noch manchen Anhänger unter der alten 

revolutionären Garde des In- und Auslandes, aber die Stimmung des kriegs- und 

revolutionsmüden Landes entschied im Zentralkomitee gegen ihn. 

14 Leo Trotzky: Stalin. Eine Biographie. (Köln 1952) S. 502. Nach der amerikanischen Aus­
gabe (1946) des bei seiner Ermordung (Aug. 1940) unvollendet hinterlassenen Werkes 
(Frz. Ausg.: Grasset 1948); ähnlich: Trotzkij in seiner Geschichte der russischen Revolution 
(Oktoberrevolution) „Sozialismus in einem Lande?" (Berlin, Fischer 1931) S. 674 ff. 

15 Trotzky: Stalin, S. 556. 
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Die vordringlichen Aufgaben, vor die sich die Partei gestellt sah, bestanden in 

Regierung, Verwaltung, Wirtschaftsaufbau und Organisation eines Landes, das vor 

wenigen Jahren noch in sechs Staaten zerfallen war. Fachlich waren die Bolschewiki 

auf derartige Fragen, die nicht im Schwunge des Bürgerkrieges und mit Terror ge­

löst werden konnten, nicht vorbereitet; sie unterschieden sich von anderen Gruppen 

nur durch ihr programmatisches Bekenntnis zu Technik und Industrialisierung 

(Lenin: Bolschewismus gleich Sozialismus plus Elektrifizierung). In der Zeit der 

NEP sollten die restaurativen Kräfte der „Ehemaligen" in Wirtschaft, Verwaltung, 

Industrie und Armee sowie auch auf dem flachen Lande gefördert werden, um das 

Land Atem holen und Produktion und Verkehr wieder in Gang kommen zu lassen. 

Die Partei mußte sich auf die Besetzung der „Kommandohöhen" in Verwaltung und 

Wirtschaft und auf Kontrollfunktionen beschränken. Die Organisation, Steue­

rung und Kontrolle des neuen und komplizierten föderativen Staatsappa­

rates bedingten wiederum einen entsprechend gegliederten und gestuften 

„Apparat" der Partei, über den diese am Ende der Bürgerkriegszeit nicht verfügte. 

Der u m ein Mehrfaches durch die Aufnahme von Revolutionären verschiedener 

Observanz und u m Bürgerkriegshelden vergrößerte Bestand war uneinheitlich 

und für die neuen Aufgaben ungeeignet. Lenin hat das System der „Säuberungen" 

und schubweisen Neuaufnahmen eingeführt, u m eine kleine Eliteorganisation mit 

„Kadern" zu erziehen. Parteidisziplin und Verbot von Fraktionsbildung wurden 

schon unter Lenin zum obersten Gesetz erhoben. Stalin hat dann von der Schlüssel­

stellung des Generalsekretärs aus diese Linie fortgesetzt und in zäher Verfolgung des 

Zieles sich den Apparat der Partei im Laufe vieler Jahre geschaffen und schließlich 

beherrscht. Lenin hatte im Unterschied zu seiner früheren polemischen Be­

hauptung von Rußland als einem „Gutsbesitzerland" eingesehen, in wie geringem 

Maße das Zarenreich eine „Klassenherrschaft" gewesen sei, eher eine Beamtenherr­

schaft, die „mit 160000 Menschen das ganze Reich regiert" habe; diese meinte er 

durch die straff organisierte Partei ersetzen zu können. Lenin hat Parteispitze und 

Staatsregierung in seiner Person als Vorsitzender des Rates der Volkskommissare 

noch zusammengefaßt. Erst in der NEP-Zeit wurde das Primat der Partei über den 

restaurativen Staat herausgestellt. Dabei waren die Regierungsvorsitzenden, Ry-

kow wie auch sein Nachfolger Molotow, Mitglieder des Politbüros, der höchsten 

Instanz aller politischen Entscheidungen16. Aber Stalin hat an der Scheidung von 

Partei und Staat auch dann noch festgehalten, als sich die staatliche Exekutive 

längst fest in den Händen der Partei befand und er selbst den „starken Staat" for­

derte. Es erregte großes Aufsehen, als er in den kritischen Stunden des Mai 1941 

den Vorsitz der Regierung übernahm1 7 . 
16 Die personelle Besetzung der Volkskommissariate (Ministerien) 1917—1953 bei Bertold 

Spuler: Regenten und Regierungen der Welt. Teil II. (Bielefeld 1953) S. 4 6 0 - 4 6 8 ; die 27 Mit­
glieder des Politbüros 1917—1951 mit der Dauer ihrer Zugehörigkeit vgl. Hoover Institute 
Studies. Ser. B : Elites Nr. 2 „The Politburo" by G. K. Schueller (Stanford/Cal. 1951.), S. 70. 

17 Telegramm vom 7. 5. und Bericht vom 12. 5. 1941 des Botschafters Graf von der 
Schulenburg. Seidl, S. 386 ff. Epstein-Carroll, S. 376 ff. Beachtung durch Hitler bei H. Grei­
ner: Die oberste Wehrmachtsführung 1939-1943 (Wiesbaden 1951), S. 385. 
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In den heftigen Diskussionen um die Entscheidung der offenen Fragen des innen­
politischen Kurses sind in den Jahren 1925—1930 die Auffassungen im Politbüro weit 
auseinandergegangen: um die Herbeiführung des „Sozialismus", und sei es auch 
„in einem Lande", um eine „geplante" Industrialisierung weit über die Vorkriegs­
kapazität hinaus, vor allem um das zentrale Problem der Bauernpolitik und der 
Agrarwirtschaft, der Schicksalsfrage Rußlands. Stalin, der wie die anderen Mitglie­
der an die Beschlüsse des Politbüros und des Zentralkomitees gebunden war, hat im 
Jahre 1927 nach dem Abbruch der Beziehungen mit England und nach dem Fiasko 
der doppelgleisigen Chinapolitik die radikale Opposition um Trotzkij entfernen 
können. Im Jahre daraufhat er aber selbst in günstigerer außenpolitischer und wirt­
schaftlicher Lage den von der immer noch starken Linksopposition geforderten Kurs 
eingeschlagen und gegen die hemmende Opposition des rechten Flügels die Beendi­
gung der NEP, die gesteigerte Industrialisierung und den Kampf gegen das Mittel-
und Großbauerntum durchgesetzt. Erst nach der Ausschaltung auch dieser alten 
Mitkämpfer Lenins im Politbüro, die sich mit gleichem Recht auf den toten 
Lenin berufen konnten und zudem die allgemeine Stimmung und die Vernunft 
für sich hatten, hat Stalin im Frühjahr 1930 abermals den Kurs gewechselt und das 
überstürzte Tempo des „Klassenkampfes auf dem Dorfe" im Namen einer rechten 
Führung der Massen gebremst. 

In diesem Prozeß der politischen Willensbildung, in der Polarität zwischen der 
revolutionären marxistischen Doktrin, auf die die Bolschewiki die Legitimität ihrer 
Herrschaft gründeten, und den Erfordernissen des Landes und der Zeit ist der per­
sönliche Machtwille Stalins, die Ausschaltung jeder Opposition und politischen Dis­
kussion, von der Heranbildung einer vielnationalen staatlichen Verwaltung nicht 
zu trennen; auch die Umwandlung der Partei von einer vielstimmigen Bewegung 
der russischen .Intelligenz zu einer zentralisierten politischen Regierungsorgani­
sation des Vielvölkerreiches steht unter dem Zwange der Ausübung der Macht. 
So enthält das mit haßerfüllten Augen gesehene Bild Stalins, dieses „mediokren 
Charakters", das Trotzkij in seiner nachgelassenen Stalin-Biographie nach einem 
Gespräch aus dem Frühjahr 1924 wiedergibt, doch nur die halbe Wahrheit18: „Die 
Dialektik der Geschichte hat sich seiner schon bemächtigt und wird ihn noch höher 
tragen. Alle brauchen ihn, die müde gewordenen Revolutionäre, die NEP-Leute, 
die Emporkömmlinge, die Bedientenseelen, alle diese Würmer, die über den von 
der Revolution umgepflügten Boden kriechen. Er versteht es, ihnen auf ihrem 
Terrain entgegenzukommen, er spricht ihre Sprache und weiß sie zu führen, er hat 
den verdienten Ruf eines alten Revolutionärs, was ihn für den Zweck, das Land zu 
verblenden, unschätzbar macht; er hat Willenskraft und Kühnheit, er wird niemals 
zögern, sie gegen die Partei zu richten, sich ihrer gegen sie zu bedienen; er hat 
schon begonnen, es zu tun." 

13 Trotzkij: Stalin, S. 498f. 

2 Zeitgeschichte 5 
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III. Die Stalinistische Revolution 

„Man darf nicht hinter der Bewegung zurückbleiben, denn zurückbleiben heißt, 
sich von den Massen losreißen. Man darf auch nicht voranlaufen, denn Vorlaufen 
bedeutet, die Verbindung mit den Massen verlieren. Wer die Bewegung führen will 
und gleichzeitig damit die Verbindung mit den Millionenmassen aufrechterhalten 
will, der muß einen Kampf gegen zwei Fronten führen — gegen die Zurückbleiben­
den und gegen die Vorlaufenden"19. Diese programmatische Erklärung Stalins am 
Schlusse seiner in der Bedeutung oft mit Lenins NEP-Rede im Frühjahr 1921 ver­
glichenen ersten diktatorischen Weisung zur Mäßigung der überstürzten Kollekti­
vierung im März 1930 gibt einen wesentlichen Zug seines politischen Handelns 
preis. Sie trifft ebenso den Zickzackkurs der „Generallinie" zwischen Links- und 
Rechtsopposition wie sein von Trotzkij zu Recht als „unlogisch" geschmähtes Ver­
halten in grundsätzlichen Fragen20, auch seine außenpolitische Taktik der Anpassung 
an die internationale Lage. Sie läßt zugleich den Vorrang der geschichtlichen Wirk­
lichkeit vor der abstrakten Idee in seiner Vorstellungswelt vermuten, wodurch er 
sich von dem Lenin vor der Oktoberrevolution unterscheidet. Trotz seines anders­
artigen, ungeistigen politischen Stiles hat Stalin doch die Politik Lenins fort­
gesetzt, der nach der Machtergreifung stets das Utopische vor dem Erreichbaren zu­
rückgestellt hat und für die Diskrepanz aufschiebende Losungen wie die der „Atem­
pause", der „Taktik" oder der „Kriegsbündnisse" eingeführt hat. 

Das Prinzip der „Massenführung" entsprach Stalins zehnjähriger Erfahrung 
innerhalb und außerhalb der Partei. Von jetzt ab diente die Berufung auf die 
„Masse", wie später die auf die „Völker", als ein Gegengewicht zur Partei und als 
ein Mittel zu ihrer Beherrschung. Die Anpassung des politischen Stiles an die Massen 
des Sowjetreiches bedingte aber eine Berücksichtigung der kleinbürgerlich-bäuer­
lichen Mentalität. So beginnt um das Jahr 1930 der Abbau der intellektuellen 
Revolution; es erfolgt die Trennung von der europäischen Kulturgesinnung in 
Literatur und Kunst, am spätesten noch in der Musik. Bald folgt die nächste 
Etappe der Kulturpolitik: die schon von Lenin im Namen der „Parteilichkeit" be­
gründete Ablehnung des „freien Schaffens"21 wird zum „Dienst", Dienst an der 
gemeinsamen Aufgabe, der nach den jeweiligen Weisungen und nur „im Kontakt 
mit den Massen" erfüllt werden sollte; materialistisch gewendet, sollten die Schrift­
steller und Künstler, die Wissenschaftler und nicht zuletzt die Historiker als „In­
genieure der Seele" das erforderliche Bewußtsein der Massen konstruieren. 

Der Klassenkampfgedanke war innerhalb der Sowjetunion gegenstandslos gewor­
den, nachdem auch das Groß- und Mittelbauerntum vernichtet worden war. Die 

19 „Prawda" vom 2. März 1930, anl. der Veröffentlichung des „Musterstatuts für das land­
wirtschaftliche Artel" vom gleichen Tage. Wortlaut in deutscher Übersetzung in „Osteuropa" 
Bd. 5 (1929/30), S. 456 -60 . 

20 Trotzkij: Die wirkliche Lage in Rußland (Hellerau 1928), S. 251. 
21 Vgl. hierzu das wohlabgewogene Urteil Michael Karpowitschs „The Historical Back-

ground of Soviet Thought Control" in: The Soviet Union: Background, Ideology, Reality. Ed. 
by Waldemar Gurian (Notre Dame/Ind. 1951), S. 16 ff. 
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Betonung der Einheit, des „sozialistischen Vaterlandes", der „Völkerfamilie", der 
Heimat trat in den Vordergrund. Auch die Geschichte Rußlands als des gemein­
samen Vaterlandes durfte nicht länger der zersetzenden marxistischen Analyse aus­
gesetzt werden22. Der Weg führte über das Lob der Sprache Lenins und Puschkins 
zum Lob des Volkes in der Vergangenheit und weiter zum Preise der heroischen 
Geschichte gegenüber dem Auslande in Film und Literatur. Noch lange lagen inter­
nationaler Fortschrittsglaube und Geschichtslegende in krassem Widerspruch und 
versetzten den Sowjethistoriker in schwierige Situationen. 

Im Zeichen der Führung und des Kontaktes mit den Massen hat sich im „Stalinis-
mus" eine Durchsetzung des Bolschewismus in erster Linie mit russischen Wesens­
zügen der vorliberalen Zeit in Vorstellungswelt und Denkweise, in Lebensform und 
dem Verhalten zu anderen Völkern vollzogen23. Bereits im Herbst 1929 zog Otto 
Hoetzsch die Bilanz seiner Eindrücke in Moskau: „In der Theorie sozialistisch, in der 
Praxis absolutistisch und nach innen und außen merkantilistisch. Die Ähnlichkeit 
zwischen dem Rußland Stalins und dem Rußland Nikolaj I. Hegt auf der Hand. 
Nur daß die Klasse gewechselt hat, die den Staat beherrscht. Und die Ähnlichkeit 
zwischen dem Rußland Stalins und dem des Grafen Witte desgleichen. Aber mit 
einem Riesenunterschied! Witte führte durch seine Wirtschaftspolitik den Staat 
immer stärker nach Europa hinein. Der Stalinismus wird immer europaferner".24 

Die Periode des ersten „Fünfjahresplanes" (1928—1932), richtiger die Jahre von 
1929 bis 1934, von dem ersten Jahre der Zwangskollektivierung bis zum Ende der 
großen Hungerkatastrophe und der Durchsetzung des Kollektivsystems trotz des 
Millionenverlustes von Menschen und Tieren, sind als die Zeit der „stalinistischen 
Revolution" bezeichnet worden. Es erfolgten nicht nur gewaltsame Eingriffe in das 
soziale Gefüge wie nach der Novemberrevolution von 1917, sondern es wurde eine 
totale Umschichtung der sozialen Struktur eingeleitet. Dabei entschied über die 
Sozialverfassung Rußlands nicht die propagierte Industrialisierung mit ihren Groß-
projekten wie dem Dnjeprstaudamm, Turksib, Magnetogorsk, die vielfach auf Pla­
nungen der Zarenzeit zurückgingen, sondern die Agrarfrage. Stalin selbst hat nach 
dem Kriege die Kollektivierung eine „Revolution von oben" genannt, deren zahllose 
Opfer er im Gespräch mit Churchill nicht verschwiegen, aber als „Notwendigkeit" 
gerechtfertigt hat. Die Einführung der kollektiven und maschinellen Bearbeitung 

22 Georg von Rauch: Grundlinien der sowjetischen Geschichtsforschung im Zeichen des 
Stalinismus, in: Europa-Archiv 5. Jg., H. 19, 20, 21 (Okt./Nov. 1950) sowie: Die sowjetische 
Geschichtsforschung heute, in: Die Welt als Geschichte 11 (1951), S. 249ff. 

23 Frederick C. Barghoorn (Yale Univ.) hat diese Zusammenhänge verfolgt in: Stalinism 
and the Russian Cultural Heritage, Review of Politics (NotreDame/Ind. April 1952), (Dtsch: 
Ostprobleme 1952, No. 32 v. 9. 8. 1952, S. 1047ff.) und: The image of Russia in Soviet 
Propaganda, in : Soviet Imperialism. Its Origins and Tactics. Ed. by Waldemar Gurian (Notre 
Dame/Ind. 1953), S. 137—165. Zur geistig-politischen Struktur vgl. des Verf.: Rußland und 
die abendländische Welt. Zum Problem der Kontinuität in der russischen Geschichte. In : 
Deutschland u. Europa. Festschrift für Hans Rothfels. Hrsg. von Werner Conze (Düsseldorf 
1951), S. 293ff. 

24 Osteuropa, Bd. 5 (1929/30), S. 378. 
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des Dorflandes, die Überwachung des flachen Landes von einem Netz von Trak­
torenstellen aus und die Sicherstellung der Überschüsse für die Regierung griffen 
bis in jedes Dorf des weiten Reiches, bald auch in die Nomadengebiete ein25. Bindung 
an das Kollektiv und Freisetzung von Arbeitskräften für die industrielle Wirtschaft 
haben eine Arbeitsorganisation entwickelt, von der Stalin behauptete, sie habe 
die Ernährung im Kriege sichergestellt. Dem System der Zwangsarbeit, das seit 
dieser Zeit zu einem volkswirtschaftlichen Faktor bei der Durchführung großer 
Unternehmen besonders in entlegenen Gebieten geworden ist, und der an den 
Arbeitsplatz auf dem Lande wie in der Fabrik gebundenenen Arbeitswelt standen 
jetzt Möglichkeiten des Fortkommens durch Schule, Technik und Partei gegenüber, 
die die aktiven Kräfte vom Lande abzogen. Diese stalinistische Revolution der 
sozialen Umschichtung stützte sich auf den Aufstiegswillen und Jugendoptimismus 
der starken, nicht mehr von Krieg und Revolution dezimierten Jahrgänge 1905 bis 
1915, d. h. auf die Generation, die andererseits keinen aktiven Anteil mehr an der 
politischen Revolution des Jahres 1917 gehabt hatte. Im Glauben an den unbe­
grenzten technischen und wissenschaftlichen Fortschritt wurde unter der Parole 
„Einholen und Überholen" des Auslandes ein Stück „industrieller Revolution" nach­
geholt, die Europa über lange Zeiträume im 19. Jahrhundert erlebt hatte. Die Be­
wunderung für amerikanische Großtechnik und der Rausch eines bisher in Rußland 
unbekannten „Tempos" gehörten zur Propaganda des „sozialistischen Aufbaues". 

Der „Plan", der jahrelang als das oberste Gesetz des Sowjetlebens galt und unter 
dessen Anonymität sich der Sieg der unifizierenden Regierungsgewalt des Stalinis­
mus über die revolutionäre Tradition der zwanziger Jahre vollzog, hat wesentlich 
zur Veränderung der geistigen Struktur des Bolschewismus beigetragen. Der Weg 
in die utopische Zukunft wurde durch konkrete Nahziele der jährlichen Planerfül­
lung abgesteckt. Der dem marxistischen Gesellschaftsideal innewohnende technisch-
wirtschaftliche Optimismus stürzte sich in ein Pathos von Produktionsziffern und 
industriellem Fortschrittsglauben, dessen „Konjugieren im Futurum" die Not des 
Sowjetalltages überwinden helfen mußte. Die ideologische Verlagerung der Funk­
tion des Menschen vom Glied des dialektischen Geschichtsprozesses zum Rädchen in 
der knarrenden Maschine des Fünfjahrplanes hat die erste Planperiode bis zur 
völligen Übermüdung beherrscht. Erst um das Jahr 1934 wurde dieser Utilitarismus 
durch eine neue Betonung des „Menschen", auch der individuellen Leistung und 
des Heroismus abgelöst, die von 1937 an immer mehr im Sowjetpatriotismus auf­
ging. 1934 Hegt auch das wirtschaftspolitische „System" trotz weiterer Experimente 
in den Grundzügen fest. Wie stark diese „Befehlswirtschaft"26 nur eine Art Kriegs-

25 Seit der ersten Untersuchung von Otto Schiller: Die Kollektivbewegung in der Sowjet­
union. Osteurop. Forsch. NF. Bd. 8 (Berlin 1931) und seinen jährl. Übersichten in Ber. ü. 
Landw. (Parey, Berlin) hat die ausländ. Forschung neben dem betriebswirtschaftl. Problem 
in der Nachkriegszeit bes. die sozialökonomischen Zusammenhänge berücksichtigt (Naum 
Jasny, K.Brandt, L. Volin). Schiller: Das Landvolk der UdSSR im gesellsch. Umformungs­
prozeß. Ber. ü. Landw. (1952) H. 3. 

26 Eine treffende Formulierung Adolf Webers für jene Periode in „Marktwirtschaft und 
Sowjetwirtschaft" (München 1949), S. 235ff. („direkte Befehlswirtschaft"). 
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und Notzustand einer wenig differenzierten, schwerindustriellen Produktion war, 
die der ständigen zentralen Befehlsgebung bedurfte, ist erst aus der Perspektive der 
Nachkriegszeit und der zunehmenden Verlagerung der Planung in die produzieren­
den Betriebe deutlich geworden. 

Seit dem Jahre 1929/30 stellte der „Plan" die Diskussion der Bolschewiki mit dem 
Auslande auf eine völlig neue Ebene. Den Erscheinungen der Weltwirtschafts­
krise27, den Millionenheeren von Arbeitslosen und dem Zusammenbruch der europä­
ischen Finanzwirtschaft konnte die Moskauer Propaganda den „sozialistischen Auf­
bau" entgegenstellen; der Gedanke einer mehrjährigen Wirtschaftsplanung sprach 
nicht nur alle Anhänger der Staatsintervention, Parteien wie Regierungen, an, er 
wirkte auch wie ein Fingerzeig zur Überwindung der Krise in anderen Ländern. 

Der Tiefpunkt der Weltwirtschaftskrise (1932) fiel freilich mit der Hungerkata­
strophe in Rußland zusammen, obwohl zwischen beiden Ereignissen kein anderer 
Zusammenhang bestand als die gemeinsame Wurzel des Zerfalls der europäischen 
Vorkriegswirtschaft im Verlauf des ersten Weltkrieges. Zwangen die gesunkenen 
Weltmarktpreise die Sowjets zu Schleuder- und Hungerexporten, um die notwen­
digen Importdevisen für die Durchführung des ersten Fünfjahrplanes zu erhalten, 
so traf dieser Export besonders bei Spitzenverkäufen die ohnehin gestörten Welt­
märkte und löste eine Reihe von Anti-Dumping-Gesetzen in Großbritannien, 
Frankreich und den USA aus28. Eine Welle der Empörung über das System der 
Zwangsarbeit in der Sowjetunion, als deren Ergebnis der den Weltmarkt unter­
bietende Holz- und Getreidepreis jetzt im Ausland offenkundig wurde, ging insbe­
sondere durch die angelsächsische Welt. 1933 nahmen die Sowjets zum ersten Male 
seit Genua (1922) wieder an einer Weltwirtschaftskonferenz, in London, teil. Ihre 
These vom „System"-Charakter der sowjetischen Planwirtschaft hat lange Zeit die 
internationale Diskussion über Wert und Unwert dieses extremen Gegensatzes 
liberaler Wirtschaft bestimmt und darüber oft vergessen lassen, in welchem Maße 
diese Wirtschaftspolitik den eurasischen Raum und die Lebensweise seiner Men­
schen zur- Voraussetzung hatte und daß sie mit einer zwangsweisen Erschließung 
weiter „unentwickelter Gebiete" des Sowjetreiches verbunden war. 

IV. Sowjet-Demokratie und Anti-Faschismus 

Die Isolierung des Rätestaates neben den sich wirtschaftlich erholenden und poli­
tisch konsolidierenden europäischen Staaten war seit dem Ende der unmittelbaren 
Nachkriegsperiode, mit der auch die weltrevolutionären Hoffnungen vertagt werden 
mußten, für die Sowjetregierung immer fühlbarer geworden. In den Locarno-
verträgen und der Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund hatte Moskau eine 
Entwertung des Rapallovertrages und die Verstärkung einer Antisowjetfront der 

27 Vgl. den Beitrag von Andreas Predöhl: „Epochenbedeutung der Weltwirtschaftskrise" 
im H. 2 dieser Zeitschrift, S. 97. 

28 1931 erschienen die beiden Bücher des amerikanischen Journalisten Knickerbocker: Der 
Rote Handel droht, Der Rote Handel lockt. 
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Westmächte gesehen29. Ein erster Versuch, sich andere Sicherungen zu verschaffen, 
das Angebot eines Nichtangriffspaktes an Polen im Herbst 1925 und die Fühlung­
nahme mit Paris zur gleichen Zeit, war gescheitert30. Nach dem Staatsstreich 
Pilsudskis (Mai 1926), dieses erklärten Gegners Rußlands ebenso wie des Bolschewis­
mus, konnte wenigstens im September 1926 mit Litauen ein erster Nichtangriffs­
pakt abgeschlossen werden. 

Seit dem Frühjahr 1927 nahm Tschitscherins Stellvertreter und späterer Nach­
folger Litwinow an der vorbereitenden Abrüstungskonferenz teil und entwickelte 
mit seinen provozierenden radikalen Abrüstungsvorschlägen — die der Sachlage 
nach oft mit den deutschen Wünschen übereinstimmten—bald eine eigene außen­
politische Ideologie. Die Initiative dieses beweglichen und anpassungsfähigen Gei­
stes hat erfinderisch nach neuen völkerrechtlichen Möglichkeiten für die Sowjet­
politik gesucht und über die „Litwinow-Protokolle" (1929), die Londoner „Defini­
tion des Angreifers" (1933), den Eintritt in den Völkerbund (1934) und die „Un­
teilbarkeit des Friedens" (1937) neue Wege der Einflußnahme auf die internatio­
nalen Beziehungen erschlossen. 

Jahrelang war es der Sowjetunion nicht gelungen, den „cordon sanitaire", in dem 
Polen die Schlüsselstellung behauptete, zu überwinden. Mit den Staaten der Kleinen 
Entente, zuvorderst mit Rumänien wegen der bessarabischen Frage, bestanden keine 
diplomatischen Beziehungen. Die Litwinow-Protokolle vom Februar und Juni 1929, 
die den Kriegsächtungspakt Kelloggs und Briands gesondert für die Nachbarn der 
Sowjetunion im Westen und im Süden vorzeitig in Kraft setzten, entsprachen nicht 
nur der Moskauer Vorstellung eines regionalen Vertragssystems um die Sowjet­
union31, sondern Litwinow hatte damit auch den ersten Kontakt mit den Staaten des 
französischen Bündnissystems hergestellt. Dabei hatte man in Moskau eingesehen, daß 
der Weg nach Warschau zu jener Zeit noch über Paris führen mußte. Nach langen 
Verhandlungen erreichte die Sowjetdiplomatie im August 1931 die Paraphierung 
eines Nichtangriffspaktes mit Frankreich und danach die Verträge mit Finnland, 
Lettland, Estland und den dringend erwünschten Nichtangriffsvertrag mit Polen 
(25. Juli 1932). Mit der Unterzeichnung des paraphierten Vertrages durch die 
zögernde französische Regierung im November 1932 war der Anschluß an das einst 
so bekämpfte französische Paktsystem endlich erreicht. So war im Herbst 1932 der 
Frontwechsel zu einer antirevisionistischen Politik vollzogen32 und eine neue inter-

29 Zur Moskauer Nachkriegsdeutung der „Westblock-Politik" von Locarno vgl. neben 
Gesch. d. Diplomatie, Bd. I I I , 12. Kap., S. 367ff. V. M. Turok: Lokarno. Akad. Nauk SSSR. 
Inst. Istorii. (Moskau 1949.) 

30 Joseph Beck: Dernier rapport. Politique polonaise 1926-39 . (Paris 1952), S. 10. 
31 Vgl. Walter Wache: System der Pakte (Berlin 1938), W. W. Hartlieb: Das politische 

Vertragssystem der Sowjetunion 1920—35 (Leipzig 1936), Max Beloff: The Foreign Policy 
of Soviet Russia 1929-1941 . 2 Bde. (London 1947/49.) 

32 Vgl. O. Hoetzsch: Le caractere et la Situation internationale de l'Union des Soviets." 
(Berlin-Genf 1932), P. Milioukov: La politique exterieure des Soviets (2. Aufl. Paris 1936) 
und die Darstellung nach Ländergruppen von Beloff (Oxford): The Foreign Policy . . . Vol. I 
(London 1947), S. 20ff. 
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nationale Konstellation in Mitteleuropa vorbereitet. Der Eintritt in den Völkerbund 

nach dem Austritt Japans und Deutschlands und die Aufnahme der diplomatischen 

Beziehungen durch die Vereinigten Staaten waren weitere Schritte auf dem Wege 

zur „gleichberechtigten Macht" ohne Preisgabe der Sonderstellung. 

Den 7. Kongreß der Komintern, der zur Überraschung des Auslandes am 25. Juli 

1935 unter dem Vorsitz von Wilhelm Pieck und dem Präsidium Thälmanns in 

Moskau zusammentrat, während Litwinow der Genfer Versammlung präsidierte 

und zur gleichen Zeit in Leningrad der 15. Internationale Physiologenkongreß 

unter dem Vorsitz des anerkannten Forschers I. P. Pawlow zum ersten Male 800 Ge­

lehrte aus der ganzen Welt in die Sowjetunion gelockt hatte, wird man als ein Sym­

ptom der vielschichtigen Sowjetpolitik ansehen können. Auf diesem vierwöchigen 

Kongreß von Kommunisten aus 58 Ländern wurde die Taktik begründet und be­

schlossen, die sich aus der neuen Lage nach der Vernichtung der kommunistischen 

Partei in Deutschland, den wirkungsvollen Parolen des Nationalsozialismus, der 

Volksfrontpolitik in Frankreich und nicht zuletzt auch aus der veränderten Lage in 

der Sowjetunion und der Ideologie des Stalinismus ergab. Sie hat in den Grund­

zügen die Krise des Paktes von 1939 überdauert und ist erst in der Nachkriegszeit 

in vollem Ausmaß wirksam geworden. 

Der Kampf gegen die Sozialdemokratie, der noch den 6. Kongreß sieben Jahre zu­

vor (1928) beherrscht hatte — allerdings 1932 bereits hinter der Parole „Hilfe für 

die SU" zurückgestellt war —, wurde jetzt im Zeichen des „Kampfes gegen den 

Faschismus" aufgegegeben; dafür wurde die Forderung nach „Einheitsfronten", so­

gar mit bürgerlich-demokratischen Elementen, vorangestellt. Das französische 

Modell der Volksfrontpolitik, über das Cachin berichtete, sollte das Vorbild sein. 

Auch jetzt stand die Losung voran: „Hauptparole für die Kommunisten der ganzen 

Welt ist der Kampf für die Sowjetunion" (Prawda vom 25. 7. 1935), und die Ent­

schließung vom 20. August endete: „Mit allen Kräften und Mitteln der Sowjet­

union dienen. Kampf gegen die Feinde der UdSSR." Für dieses Verhalten, das den 

Erfolg über jede weltanschauliche Begründung stellte und die Ausbildung von ge­

eigneten „Kadern" erforderte, fand Dimitroff33, der spätere Regierungschef der bul­

garischen Volksdemokratie, am 2. August die treffende Formulierung von der Taktik 

des „trojanischen Pferdes": Einbruch in die Organisationen, auch in die konfessio­

nellen, ihre Unterhöhlung und Sprengung zur Bildung einer weltrevolutionären 

Einheitsfront. Vor allem — und hierbei konnte sich Dimitroff sowohl auf das sowje­

tische wie auf das deutsche Beispiel der dreißiger Jahre beziehen — sei die Anpassung 

an die Massen erforderlich; die kommunistischen Parteien sollten die Völker bei 

33 Wortlaut der Reden und Beschlüsse in „Pravda" Juli/August 1935; zur gleichzeitigen 
Lage der kommunistischen Parteien in Europa vgl. Fr. Borkenau: The Communist Interna­
tional (London 1938) und: Der Europäische Kommunismus. Seine Geschichte von 1917 bis 
zur Gegenwart. (München 1952) S. 212. Zur Rückwirkung des Kongresses auf die Beziehungen 
zu den USA vgl. Robert Paul Browder: The Origins of Soviet-American Diplomacy (Prin-
ceton 1953), S. 204ff. (im Anh. der diplomatische Briefwechsel zur Anerkennung i m Nov. 
1933) und: Foreign Relations of the United States; The Soviet Union 1933-1939. US Govern­
ment Printing Off. (Washington DC 1952). 
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ihrer nationalen Ehre packen und ihnen ihre geschichtliche Vergangenheit ent­

sprechend deuten. „Wer annimmt, der Grundsatz des proletarischen Internationalis­

mus erlaube es ihm oder veranlasse ihn sogar, auf die nationalen Gefühle der breiten 

Masse zu pfeifen, der ist weit entfernt vom wahren Kommunismus." Der Sprecher 

der bolschewistischen Sektion und Leiter des Moskauer Kominternbüros, Manuil-

skij, sprach von der „fortschreitenden Demokratisierung der Massen in der Sowjet­

union" und der Aufgabe, „die proletarische Diktatur durch die reale Verwirklichung 

der Sowjetdemokratie zu unterbauen". Der Komintern gab er die Weisung: „Gegen­

wärtig haben die Kommunisten als die einzigen Verfechter wahrer Volksdemokratie 

aufzutreten, der sozialistischen Demokratie, die, gesichert durch gleiche, direkte 

und geheime Wahlen, sich unter den Bedingungen des Sozialismus und der proleta­

rischen Diktatur verwirklicht." 

Die Kombination dieser für westeuropäisches Denken unvereinbaren Parolen 

wurde wenige Monate später, zu Beginn des Jahres 1956, der Tenor der vorbereiten­

den Propaganda für die neue Verfassung vom 6. Dezember 1936. Mit ihr wurde der 

Antagonismus der Klassen in der Sowjetunion als beseitigt erklärt, die Wahl­

beschränkung der alten Klassenkampfverfassung vom 6. Juli 1923 aufgehoben. Der 

Rahmen einer liberal-demokratischen Verfassung mit Grundrechten des Indivi­

duums nach westlichem Muster bildete freilich nu r das Gehäuse einer völlig anders­

artigen Verfassungswirklichkeit34, und jeder Begriff enthielt eine besondere sowje­

tische Wortbedeutung. Die Kodifizierung individueller Rechte und die gegenwarts­

bezogene Staatlichkeit der „sozialistischen Demokratie" sollten nach Stalin den er­

reichten Zustand einer sozialistischen Gesellschaftsordnung aus Arbeitern und 

Bauern erfassen, dazu der Intelligenz, die erst nach dem zweiten Weltkrieg als be­

sondere dritte „Klasse" aufgeführt wurde. 

Nicht weniger haben die Schauprozesse das geistige Gesicht und die Ideologie 

des Stalinismus geprägt, die zur gleichen Zeit, von 1936 bis zum Frühjahr 1939, in halb­

jährigen Abständen der Sowjetöffentlichkeit vorgeführt wurden, während Millionen 

von Menschen der Intellektuellen-, Behörden- und Offiziersschicht ohne Aufsehen 

abgeurteilt wurden. Wieder ließ Stalin, wie im Jahre 1929, die Welle des radikalen 

Terrors in der ganzen Union sich erst überschlagen, ehe er, wie im Frühjahr 1930, 

jetzt mit der Ernennung Berijas zum Innenkommissar im Herbst 1938 die Mäßi­

gung befahl. Bei den Anklagen, die weithin die Diktion Wyschinskijs aufwiesen, 

ging es u m die Erniedrigung des Menschen, u m die Humilitas in Beichten und Be­

kenntnissen35, u m die Einsicht der beschränkten individuellen Erkenntnisfähigkeit 

gegenüber der Weisheit der obersten Sowjetgewalt; zugleich u m den Vorrang der 

Masse und des Landes vor dem einzelnen. 
34 Vgl. Reinhart Maurach: Sowjetische Demokratie. Schriften der Hochschule für politische 

Wissenschaften, H. 3/4 (München 1950), sowie: Das Rechtssystem der UdSSR. Forschungs­
berichte der Arbeitsgemeinschaft für Osteuropaforschung Nr. 18 (Göttingen 1953), S. 3f. 

35 Alexander Weißberg-Cybulski: Hexensabbat. Rußland im Schmelztiegel der Säuberun­
gen. Frankfurt/M. 1951. Titel der engl. Originalausg.: Conspiracy of Silence. (London 1948). 
I . M. Bochenski: Der sowjetrussische dialektische Materialismus. München 1950. (Sammlung 
Dalp.) G. A. Wet te r : Der dialektische Materialismus. Wien 1952. 
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Daß dieser blutige Prozeß der Prägung eines „Sowjetbewußtseins" und einer 
Sowjetmoral und die Beseitigung der alten Garde der Revolution, alter — politisch 
längst erledigter — Mitarbeiter Lenins, aller an „Abweichungen" einst Beteiligten, 
aller des Trotzkismus Beschuldigten, aber auch der des Bonapartismus verdächtigten 
Armeeführung, kurz jedes auch nur potentiellen Gegners Stalins, in dem aufziehen­
den drohenden Weltkonflikt mit der Anklage des Landesverrats, der Spionage und 
Sabotage im feindlichen Auftrag begründet wurde, gab dem Sowjetpatriotismus, 
insbesondere der Jugend, die scharfe Zuspitzung36. 

Wie der Korninternkongreß, dem ein entschiedener Protest der Regierung der 
Vereinigten Staaten vom 25. Aug. 1935 gefolgt war, der Begründung des „Anti­
kominternpaktes" zwischen dem Deutschen Reich und Japan vom 25. Nov. 1936 
im Auslande eine ungewöhnliche Resonanz verlieh, so setzten die Prozesse, die die 
Armee ihres gesamten alten Kommandostandes beraubten, den Wert einer etwaigen 
Bündnisfähigkeit Sowjetrußlands erheblich herab3?. 

V. Imperialismus des zweiten Weltkrieges 

Im zweiten Weltkrieg, der nicht zuletzt durch das Verhalten Stalins im Sommer 
1939 mit ausgelöst worden ist, hat die Sowjetregierung reine Macht- und Mächte­
politik getrieben. Mit seiner Rede vor dem 18. Parteikongreß am 10. März 1939 
hatte Stalin das Ausland und besonders Berlin wissen lassen, daß er nicht der Ge­
fangene einer Ideologie sei und die volle Freiheit des Handelns gegenüber allen 
Mächten besitze. Der in den Moskauer Verhandlungen mit der britisch-französischen 
Mission mit militärischen Argumenten begründete Anspruch auf die baltischen 
Staaten durch Besetzung der Inseln und Häfen im Kriegsfalle (14. 8.) führte schon 
im Molotow-Ribbentrop-Pakt (23. 8.) zu der verhängnisvollen Abgrenzung von 
„Interessensphären", jenem Prinzip aus der Zeit des Imperialismus der Groß­
mächte, das die Sowjetregierung auch bei allen späteren Vereinbarungen mit den 
Kriegsalliierten und für die Nachkriegszeit verfolgt hat. 

Als nächste Folgerung des neuen Imperialismus stellte Moskau im ersten Kriegs­
jahr die Forderung nach Stützpunkten außerhalb des Sowjetterritoriums, so in den 
Beistandspakten mit den baltischen Staaten im Sept./Okt. 1939 und im Friedensvertrag 

36 In den gleichen Jahren 1937—39 erschien nicht nur E. V. Tarles „Invasion Napoleons 
in Rußland im Jahre 1812" (Moskau 1938, dtsch.: Napoleon in Rußland 1812, Zürich 1944), 
sondern eine ganze Reihe von Arbeiten und populären Schriften, die das Thema eines An­
griffs auf Rußland und die Ukraine und der siegreichen Verteidigung historisch-patriotisch 
behandelten. Vgl. die Bibliographie von Werner Philipp in: Jhrb. f. Gesch. Osteuropas 
1939/40. 

37 Besonders aufschlußreich in : Documents on British Foreign Policy (1919—1939) Ed. by 
E. L. Woodward, R. Butler. I I I . Series, Vol. IV 1939 (London 1951). Doc. No 183, S. 188ff.: 
Bericht des brit. Botschafters Sir W. Seeds an Halifax vom 6. März 1939 mit 4 Anlagen: 
The political stability of the Soviet Union, The Red Army, The Soviet Air Force, The economic 
Situation in the SU; sowie Schreiben vom 20. Febr. 1939, App. I I I , S. 611ff., „on Soviet policy 
in connexion with the possibilities of negotiating a war trade agreement in the event of war 
between Germany and the Western powers". 
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mit Finnland (März 1940). Im Juli 1940 erhielt Stalin vom britischen Botschafter 
selbst das Angebot eines Balkan-Dominiums zur Wiederherstellung des europäischen 
Gleichgewichtes und einer Sicherstellung der russischen Interessen in den Meer­
engen38, und in den Berliner Gesprächen im November 1940 beantwortete Molotow 
die vagen Pläne einer Neuverteilung der Welt „nach säkularen Maßstäben" bereits 
mit konkreten Wünschen nach exterritorialen Stützpunkten am Bosporus und den 
Dardanellen zur Sicherung dieses „historischen Einfalltores Englands" und nach 
einem Reservat Bulgarien39. In den sowjetisch-britischen Bündnisverhandlungen 
zu Beginn der zweiten Kriegsphase hat Molotow die alten Forderungen wieder auf­
genommen und dazu Stützpunkte in Rumänien verlangt. Vorübergehend hat sich 
die Sowjetregierung im schwersten Kriegsjahre 1942, zur Zeit der England- und 
Amerikareise Molotows und der Unterzeichnung des Bündnis- und Freundschafts­
vertrages mit Großbritannien auf 20 Jahre (26. Mai 1942), Edens Formulierung 
einer „ungeteilten Verantwortlichkeit" der Alliierten angeschlossen. Aber mit der 
Vereinbarung über getrennte Operationsgebiete in Europa (Operation Overlord) 
stand die Abgrenzung von „Einflußzonen" erneut zur Diskussion40, die man in 
Moskau nach der Wende von Stalingrad nicht mehr auf das Militärische beschränkt 
wissen wollte. Über die Vereinbarung von Einflußprozenten auf der dritten Mos­
kauer Konferenz im Oktober 1944 sind die militärischen und politischen Ereignisse 
auf die Teilung Europas in Interessensphären und Zonen zugelaufen. 

Im Fernen Osten erhielt die Sowjetunion in Jalta die Dauerpacht von Port Arthur 
als Seebasis der UdSSR mit den „früheren Rechten Rußlands, die durch den ver­
räterischen Angriff Japans im Jahre 1904 verletzt worden" seien, zugestanden. Die 
Mongolische Volksrepublik war durch einen Beistandspakt an die Sowjetunion ge­
bunden und Tannu Tuwa bereits im Oktober 1944 in das Sowjetimperium einver­
leibt worden41. In Europa konnte die Sowjetunion einen Stützpunkt in Finnland 
(Porkkala) behaupten, während das an Norwegen (1945/46) gestellte Ansinnen 
einer „gemeinsamen Verteidigung" von Spitzbergen nicht zum Erfolge führte. Der 
Versuch, die früheren Stützpunktforderungen an den Meerengen in der Form einer 
„gemeinsamen Verteidigung" von der Türkei nach der Nichterneuerung des 
Freundschaftsvertrages zu erzwingen, und die Gebietsforderungen in Ostanatolien 
wurden zu einem der Anlässe der Truman-Doktrin als Erklärung des Schutzes der 
Unabhängigkeit kleiner Nationen. Bei der Erweiterung ihres Territoriums hat die 
Sowjetregierung den Alliierten gegenüber nächst dem Sicherheitsbedürfnis und 
historischen Argumenten besondere „Interessen" geltend gemacht, so auf Königs­
berg mit der gleichen Begründung eines erforderlichen „eisfreien Hafens" wie 1939 

38 Nach der dem deutschen Botschafter im Auftrage Stalins von Molotow überreichten Auf-
zeichnung über seine Unterredung mi t Stafford Cripps. Telegramm Schulenburgs vom 13. Juli 
1940. Seidl, S. 194 ff. 

39 Vgl. Seidl, S. 275. 
40 Gordell Hull: Memoire (New York 1948), S. 1167. 
41 Vgl. Harriet L. Moore: Soviet Far Eastern Policy 1931-1945 (Inst. of Pacific Relations. 

Princeton 1945) App. S. 185f. - Aitchen K. W u : China and the Soviet Union (London 1950). 
Part. I I I . App. S. 417; Max Beloff: Soviet Policy in the Far East (London 1952), S. 6 ff. 
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auf Libau und Windau42. Hier versagte das Sicherheits- wie das territoriale Völker­

prinzip, das bei den übrigen Forderungen eingesetzt wurde, sei es bei der Eingliede­

rung ganzer Völker wie der Esten, Letten und Litauer als Sowjetrepubliken im Juli/ 

Aug. 1940, sei es bei der Angliederung Ostpolens 1939 als weißruthenisches und 

ukrainisches Gebiet an die entsprechenden Republiken der Union, ebenso der nörd­

lichen Bukowina und Bessarabiens (1940) oder 1945 der Karpathenukraine (Trans-

karpatien), womit das Moskauer Bereich zum ersten Male in der Geschichte über 

den Karpathenkamm in die Theißebene hinübergegriffen hat. 

War die sowjetische Kriegspolitik in Europa wie im Fernen Osten zunächst vor­

nehmlich auf ein Heraushalten aus dem Konflikt, keinesfalls auf seine Verhinderung 

gerichtet gewesen, so hat die nach dem Überfall auf Finnland aus dem Völkerbund 

ausgeschlossene Union in der zweiten Phase des Krieges als umworbener Koalitions­

partner und schließlich als bewunderter Bundesgenosse die größten politischen Er­

folge und die internationale Anerkennung als völlig gleichberechtigte Groß- und 

Weltmacht erlangen können43. In den Jahren 1944/46 genossen die Russen in den 

Siegerländern eine ungeahnte Popularität, die über Siegesfreude und den Reiz des 

Unbekannten alles Trennende der vergangenen Jahrzehnte vergessen ließ44. 

Die vorherrschenden militärischen Erwägungen und die ungewöhnlichen Kriegs­

vollmachten in den Händen der „Großen Drei" haben die gesellschaftspolitischen 

Gegensätze dieses „seltsamen Bündnisses"45 in der Weltöffentlichkeit überdeckt. 

Der Kreml hat seinerseits auch alles getan, u m den unüberbrückbaren Antagonis­

mus zwischen dem System des Bolschewismus und dem der westlichen Demokratien 

vergessen zu machen. Die unmittelbar nach Kriegsausbruch aufgenommene neue 

Kirchenpolitik, die Wahl eines Patriarchen (Sept. 1943) und dessen anschließende 

Reise zu den orthodoxen Hierarchen des Mittelmeerraumes46 waren von einer Pro­

paganda der „Religionsfreiheit" begleitet, die in der angelsächsischen Welt das 

größte Aufsehen und Interesse erregt hat. Vernahm man doch nach langer Zeit zum 

42 Boris Meissner: Rußland, die Westmächte und Deutschland. Die sowjetische Deutsch­
landpolitik 1945-53 (Hamburg 1953), S. 31 . 

43 Vgl. Soviet foreign policy during the Patriotic War. Documents and Materials. Vol. I. 
22. 6. 1 9 4 1 - 3 1 . 12. 1943. Trans. by A. Rothstein. (London 1945.) 

44 W. P. and Z. Coates: A History of Anglo-Soviet Relations (London 1944), dort auch 
App. IV des Bündnisvertrages vom 26. 5. 1942. S. 774ff. - G. Bilainkin: Maiskij „Ten Years 
Ambassador". (London 1945) und dessen Erinnerungen: Before the Storm (aus dem Russ. 
London 1944), Sir Bernard Pares: Russia and the Peace (New York 1945) u. a. Die Sorbonne 
verlieh 1945 vier Ehrendoktorate an Sowjetgelehrte: den Physiker A. F. Joffe, den Mathe­
matiker S. N. Bernstein, den Historiker E. W. Tarlé, den Atomforscher P. L. Kapiza; 1946 
an den Parteiphilosophen Prof. Judin, nachdem in der Zwischenkriegszeit nur der Physiologe 
I. P. Pawlow (1925) für würdig befunden war. Universite de Paris. Livret 1951—52, S. 3. 

45 „The Strange Alliance". Titel des 1946 in USA erschienenen Berichtes des Leiters der 
US-Militärmission in Moskau 1943—45 über „Amerikas Bemühungen während des Krieges, 
mit Rußland zusammenzuarbeiten" (dtsch. Wien 1948). 

46 Vgl. Bertold Spuler: Die Gegenwartslage der Ostkirchen (Wiesbaden 1948), S. 35ff.; 
Wilhelm de Vries SJ: Der christliche Osten in Geschichte und Gegenwart. (Würzburg 1951); 
Albert M. Ammann SJ: Abriß der ostslawischen Kirchengeschichte (Wien 1950), S. 618. 
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ersten Mal wieder ein Zeichen des Lebens der Ostkirche unter dem Bolschewismus47. 
Neben der „antifaschistischen" Losung vom gemeinsamen Kampf der „demokra­
tischen Länder" hat die Auflösung der Komintern (22. 5. 1943) der Vorstellung — 
insbesondere in USA — Vorschub geleistet, der Sowjetstaat nähere sich immer mehr 
einem demokratischen Staatswesen mit gewissen russischen und asiatischen dikta­
torischen Eigenarten. Dabei hat Stalin die Auflösung der Komintern in einem Inter­
view vom 28. Mai 1943 offen als taktische Kriegsmaßnahme motiviert, als „zeitent­
sprechend": „sie entlarvt die Verleumdung der Gegner des Kommunismus in der 
Arbeiterbewegung, daß die kommunistischen Parteien der verschiedenen Länder 
angeblich nicht im Interesse ihres eigenen Landes handelten" . . ., „sie erleichtert 
die Arbeit der Patrioten der freiheitliebenden Länder — unabhängig von deren 
Parteizugehörigkeit und religiöser Überzeugung — zu einem einheitlichen natio­
nalen Freiheitslager zwecks Entfaltung des Kampfes gegen den Faschismus".48 Der 
Kommunismus, der nach dem Pakt von 1939 und den Verhaltungsanweisungen 
gegenüber der deutschen Kriegs- und Besatzungsmacht eine schwere Krise durch­
gemacht hatte, ist durch diese Erklärung Stalins nicht geschwächt worden. Sie för­
derte im Gegenteil die Auffassung von einer Übereinstimmung von Kommunismus 
und Antifaschismus, von Patriotismus und Hilfe für den russischen Bundesgenos­
sen49 und erleichterte dadurch den „Parteikadern" der kommunistischen Auslands­
organisationen die Taktik des „trojanischen Pferdes". Sie schuf die politisch-psycho­
logischen Voraussetzungen für die Spionage- und Landesverratsfälle der Nach­
kriegszeit. Das Bestreben, möglichst viel bei den Verbündeten in Erfahrung zu 
bringen, hingegen diesen keinen Einblick in das eigene Land zu gewähren, ent­
sprach der von ständigem Mißtrauen erfüllten Moskauer Auffassung von einem 
„Kriegsbündnis", das in der Terminologie Lenins eine taktisch notwendige, zeitlich 
begrenzte, zweck- und zielbestimmte Verbindung bei grundsätzlicher Verschieden­
heit oder sogar Unvereinbarkeit bedeutete. 

47 Die Auffassung Roosevelts, daß die „russische Diktatur" für die Kirche minder gefähr­
lich sei als der Fortbestand der Diktatur Hitlers, bereits im Schreiben vom 3. Sept. 1941 an 
Papst Pius XII., vgl. Wart ime Correspondence between President Roosevelt and Pope Pius 
XII. Wi th an introd. and explanatory notes by Myron C. Taylor (New York 1947). Das auf 
Veranlassung des späteren Patriarchen Sergius 1942 im Auslande verbreitete Buch „Die 
Wahrhei t über die Kirche in Rußland" und die für die Weltpresse bestimmten Interviews 
haben bes. in protestantischen Kreisen eine überraschende und nachhaltige religiöse und ge-
schichtsphilosophische Beschäftigung mit der ostkirchlichen Problematik u. dem Bolsche­
wismus ausgelöst: Fritz Lieb: Rußland unterwegs (Bern 1947); R. Casey: Religion in Russia 
(Cambr. 1946), Karl Barth u. a., während die antirömische Politik der Sowjetregierung und 
der Orthodoxie schon bald die einmütige Abwehr der katholischen Stimmen hervorgerufen hat. 

48 Stalin: Über den großen vaterländischen Krieg der Sowjetunion. (Moskau 1946) S. 181. 
49 Zur Geschichte der kommunistischen Parteien während des Krieges, von Frankreich und 

England aus beobachtet, unter Verwertung der neuesten Darstellungen vgl. Franz Borkenau: 
Der europäische Kommunismus (München 1952), S. 218ff.; zur Diskussion in der sozialistischen 
Emigration vgl. die Untersuchung von Erich Matthias: Sozialdemokratie und Nation. Ein Bei­
trag zur Ideengesch. der Sozialdemokrat. Emigration 1933—1938. Veröff. des Inst. f. Zeit-
gesch. München (Stuttgart 1952) sowie: Die deutsche Sozialdemokratie und der Osten. For­
schungsbericht der Arbeitsgemeinschaft für Osteuropaforschung (Göttingen 1953). 
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In der Sowjetöffentlichkeit ist der „große vaterländische Krieg" als ein Verteidi­
gungskampf der Sowjetvölker und ihrer Verbündeten gegen einen gemeinsamen 
Gegner, aber nicht im Namen gemeinsamer Grundsätze oder gemeinsamer Welt­
ordnung geführt worden. In der innenpolitischen Propaganda, die die Völker der 
Union, nächst den Russen besonders die Ukrainer, ansprach, um die Kraftreserven 
der Heimatliebe, des kirchlichen Glaubens, des nationalen Stolzes und der histo­
rischen Verpflichtung zu mobilisieren, dominierte die Vorstellung von dem beson­
deren Schicksal und der gesonderten Verantwortung des Sowjetreiches. Eine pan-
slawistische Aktion50, wie sie der Bolschewismus bis dahin zurückgestellt hatte, sollte 
im Jahre 1941 zunächst die Zusammengehörigkeit der slawischen Völker im deut­
schen Machtbereich zum Partisanenkampf ermutigen. Bald wurde sie zur Losung 
von der Befreiung der slawischen Nachbarvölker durch das große russische Bruder­
volk. Der Bündnis- und Freundschaftsvertrag, den der Exilpräsident Benesch aus 
eigener Initiative am 12. Dez. 1943 in Moskau unterzeichnete, wurde zum Vorbild 
für die Abkommen mit moskauhörigen Exilregierungen und die späteren, vielfach 
erzwungenen zweiseitigen Verträge des regionalen Satellitensystems51. Ein Jahr 
später, nach der Einnahme von Paris durch die Alliierten, folgte am 10. Okt. 1944 
der ebenfalls auf 20 Jahre vorgesehene Bündnisvertrag mit der Regierung de 
Gaulles. 

Stalin hat sich zwar die Zustimmung zu einer Politik internationaler Zusammen­
arbeit in der Nachkriegszeit im Sinne „ungeteilter Verantwortlichkeit" für Europa 
und die Welt abringen lassen; die Sowjetregierung hat auch an den Beschlüssen der 
Großmächte von der Atlantikcharta bis Dumbarton Oaks und der Konstituierung 
der UN, wenn auch mit Vorbehalten, teilgenommen. Auf den Konferenzen von 
Casablanca, Teheran und Jalta hat Stalin aber Hypotheken auf die Zukunft ausge­
stellt erhalten und durch den Vorstoß der sowjetischen Streitkräfte in die macht­
entleerten Räume Mitteleuropas und des Fernen Ostens Pfänder in die Hand be­
kommen, deren Einlösung er zum zentralen Problem der Nachkriegszeit hat werden 
lassen. Der gemeinsame Anti-Hitlerismus, der die Potsdamer Beschlüsse, das Öster­
reich-Abkommen, die ersten Nürnberger Prozesse und schließlich auch noch die 
Friedensverträge vom Februar 1947 ermöglicht hat, ist nur ein zweites Gleis der 
Sowjetpolitik gewesen. Die Vieldeutigkeit des Begriffs der Demokratie wurde bald 
offenkundig. 

50 Begründung eines „Slawischen Komitees" im Aug. 1941, das nach alter russ. Tradition 
aus einem General (Gen. Gondurow), einem Slawisten (Prof. Dershawin), Schriftstellern u. 
bald einem hohen Vertreter der orth. Kirche zusammengesetzt war, Kongresse veranstaltete 
(Belgrad 1946) und eine Zeitschrift herausgibt: „Slawjane" (Slawentum), Monatsschrift d. 
Slaw. Kom. d. UdSSR. Die Zusammenhänge umrissen bei Hans Kohn: Pan-Slawism. Its 
History and Ideology. (Notre Dame/Ind. 1953.) 

51 Vgl. die Dokumentensammlungen von B. Meissner: Das Ostpaktsystem (1. Das sowjetische 
Paktsystem in Europa. 2. Das sowjetische Paktsystem in Asien.) Hekt. Veröffentl. d. For­
schungsstelle für Völkerrecht und ausländ. öffentl. Recht der Universität Hamburg (Frankfurt 
1951), Reinhart Maurach: Zur Rechtsnatur des Ostblocks, in: Zeitschrift für Ostforschung 
1. Jg. (1952) S. 4 4 - 7 5 . 
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Gegenüber dem Wunsche der anderen Großmächte nach überstaatlicher Zu­
sammenarbeit, einer Friedensordnung unter Hintansetzung nationaler Maximal­
forderungen hat die Sowjetregierung in Politik, Ideologie und Völkerrechtstheorie 
den gegenteiligen Standpunkt eingenommen und in der Nachkriegszeit den der 
Einheit, der äußersten Souveränität und Unabhängigkeit der „Völker" vertreten52. 
Gegen die überstaatliche und übernationale Geltung ethischer und sozialer Grund­
sätze hat die Sowjetpolitik das territoriale Prinzip des abgeschlossenen Raumes für 
den gesamten sowjetischen Machtbereich — wie seit drei Jahrzehnten für die Sowjet­
union — durchgeführt. 

VI. Nachkriegsprobleme des Sowjetbereichs 

Erst die Etappen der Weltmachtspolitik und Ideologie der Nachkriegszeit, die an­
schließend in einigen erkennbaren Zügen skizziert seien, haben den Blick für die 
Entwicklung des Stalinismus der Vorkriegsjahre freigegeben. Denn den zweiten 
Weltkrieg hat der Sowjetstaat ohne sichtbaren Umbruch des Systems überstanden. 
Die Faktoren des politischen Lebens waren ohnehin auf einen ständigen Ausnahme­
zustand ausgerichtet gewesen und haben sich trotz äußerster Erschöpfung behauptet. 
Die psychologische Kriegführung, die ebenfalls seit Jahren auf Sowjetpatriotismus, 
auf Verteidigung und „Gegenstoß" eingestellt war, hatte sich im „Gegenangriff"53 zu­
sätzlich der Unterstützung der orthodoxen Kirche und panslawistischer Ideologien 
bedienen können. Die um die schwerindustrielle Rüstungsproduktion organisierte 
Gesamtwirtschaft hatte die notwendigen Ergänzungen in großem Umfang aus den 
Vereinigten Staaten erhalten, dazu eine Versorgung der Sowjettruppen, die — um­
gerechnet in Divisionen freigewordener Arbeitskräfte — nicht wenig zum Sieg von 
Stalingrad beigetragen haben. 

Der evolutionäre Prozeß der sich ausweitenden und immer stärker differenzieren­
den industriellen Produktion, die Erschließung neuer Rohstoffquellen und Produk­
tionszentren im Osten, ist durch den Krieg trotz aller Verluste nur gefördert und er­
weitert worden. Er hat zugleich die Entstehung neuer Mittelschichten und ihre 
Prägung als Ministerial- und Wirtschaftsbürokratie, als riesige Angestelltenschicht 
in Verwaltung und Wirtschaft, als technische Intelligenz und als militärische 
Führer- und Unterführerschicht im weitesten Sinne in einem Maße beschleunigt, 
daß in der Nachkriegszeit ein Problem der „Mittelklassen" — nicht dem Besitz, 
wohl aber der Tätigkeit und Funktion, auch dem Einkommen nach — in der Sozial­
verfassung aufgetaucht ist, das vor dem Kriege noch nicht bestanden hat, dessen 
Wurzeln aber in der Agrarrevolution des Kollektivsystems und in der planwirt­
schaftlichen Industrialisierung, einschließlich ihrer Automatik der Erweiterung 

52 Vgl. Meissner: Rußland, die Westmächte und Deutschland, mit Zitaten der grundlegen­
den Äußerungen; zur Österreichpolitik vgl. die Dokumentensammlung: Die Sowjetregierung 
und der Österreichische Staatsvertrag 1943—1953 in den vom Verf. hrsg. Forschungsberichten 
der Arbeitsgemeinschaft für Osteuropaforschung (Göttingen 1953). 

53 Nachkriegsterminologie Stalins in der Kritik an Clausewitz: Brief Stalins an Oberst Pro­
fessor Razin vom 23. Febr. 1946, in der Zeitschrift „Bolschewik" (Februar 1947) Nr. 3. 
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und Differenzierung seit Beginn der dreißiger Jahre, zu suchen sind. So stellt sich 
das Wirtschafts-„System" der Vorkriegszeit immer mehr als ein Übergangszustand 
dar, dessen sozialökonomische Struktur auch gegenwärtig nur in Umrissen erkenn­
bar ist54. Der chronische Arbeitermangel hat nur dazu beigetragen, das Kollektiv­
system, dem Stalin zwar die Sicherung der Ernährung während des Krieges zuge­
schrieben hat, als doch unzulängliche Lösung anzusehen und vorübergehend in 
großbetriebenen „Agrostädten" einen Ausweg zu suchen. Die Verwaltungsreformen 
der Nachkriegszeit zeigen das Bemühen, die nach Struktur und Umfang veränderten 
Aufgaben in der alten Form der zentralistischen Verwaltung des multinationalen 
Großraumes zu bewältigen. Die allmählich seit 1929/30 ausgebildete persönliche 
Entscheidungsgewalt Stalins war durch ihre einmalige Kontinuität zu einem inte­
grierenden Bestandteil des institutionellen Systems und zum ebenso untrennbaren, 
sichtbaren und überaus wirksamen Symbol des Stalinismus geworden. Sie hat eben­
so zu den Erfolgen des Krieges beigetragen, wie der Kriegsruhm die Autorität des 
Generalissimus verstärkt hat, hinter dem die Ruhmestaten der Armeeführer nach 
dem Kriege wieder zu verblassen hatten. So byzantinisch der Führerkult Stalins 
erscheinen mochte, die ideologischen Grundlagen der bolschewistischen Staats­
doktrin und der extreme Institutionalismus sind mit Bedacht formal nicht verletzt 
worden. 

Den Leistungen des „lebenspendenden Sowjetpatriotismus", in dem sich „harmo­
nisch die nationalen Traditionen der Völker und die gemeinsamen Lebensinteressen 
aller Werktätigen der Sowjetunion paaren"55, hat Stalin mehrfach höchste Aner­
kennung gezollt. Besondere Beachtung hat aber der Trinkspruch gefunden, den 
Stalin „auf das Wohl des russischen Volkes", das sich im Kriege „die allgemeine 
Anerkennung als die führende Kraft der Sowjetunion unter allen Völkern des 
Landes" verdient habe, „auf seinen klaren Verstand, standhaften Charakter, Ge­
duld" und auf „sein Vertrauen zu der Politik seiner Regierung" am 24. Mai 1945 
ausgebracht hat56, — wenige Tage, nachdem der Führer der russischen Freiwilligen­
verbände, General A. A. Wlassow, aus den Händen der Amerikaner (12. Mai 1945) 
ausgeliefert worden war. 

Sowjetpatriotismus und russischer Siegerstolz waren wenig geeignet, die Grund­
lage eines politischen Zusammenhanges mit den Völkern Ost- und Mitteleuropas 

54 Zu diesem Übergangscharakter vgl. die sorgfältige und materialreiche, wohl stark syste­
matisierende Arbeit von Harry Schwartz: Russia's Soviet Economy (London 1951) u. bes. die 
erfahrungsreiche Darstellung von Serge Nic. Prokopovicz: Histoire Economique de l'USSR 
(Paris Flammarion 1952); zur sozialökonomischen u. betriebswirtschaftlichen Seite der Agrar-
verfassung der Nachkriegszeit vgl. die kritische Untersuchung von Naum Jasny: The Socialized 
Agriculture of the USSR. Plans and Performance (Stanford/Cal. 1949); zur soziologischen 
Umschichtung und Verwaltungsreform B. Meissner: Umbruch a. a. O.; die wirtschaftlichen 
Phasen bei J. Miller: A Political Economy of Socialism in the Making. in: Soviet Studies IV 
(April 1953), S. 4 0 3 - 4 3 3 . 

55 Stalin: Vaterländischer Krieg. S. 181. 
56 Ebenda, S. 222. 
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herzustellen, die überwiegend gegen ihren Willen dem Machtbereich des Stalinis­
mus zugefallen waren. Die alte überstaatliche, klassenkämpferische Nationalitäten­
ideologie hatte sich angesichts des in der Zwischenkriegszeit und dann im Wider­
stand gewachsenen National-, Staats- und Souveränitätsbewußtseins der Nachbar­
völker als unwirksam erwiesen. Der Kreml hatte das schon 1939/40 an den balti­
schen Völkern und in Ostgalizien erfahren. In der Union selbst schien die Nationali­
tätenfrage durch den Krieg in ein neues Stadium getreten zu sein; der Einsatz 
ukrainischer, kaukasischer, turkestanischer Freiwilligenverbände auf deutscher 
Seite wirkte sich aus, und vorwiegend in nichtrussischen Gebieten der Sowjetunion 
traten Tendenzen hervor, deren greifbarste zu den Nachkriegsmaßnahmen im Kau­
kasus, auf der Krim und im Steppengebiet geführt haben. Seit dem Frühjahr 1943 
hatte die Sowjetpropaganda fast ausschließlich an den Nationalismus, an das Frei-
heits- und Unabhängigkeitsverlangen der Bevölkerung in den Nachbarländern ap­
pelliert; und zu Beginn des Jahres 1944, vor dem Überschreiten der alten Grenzen, 
wurde die Verfassungsänderung, die den Republiken der Union im Hinblick auf 
die Stimmenzahl in der Organisation der Vereinten Nationen eigene Außen- und 
Kriegskommissariate zubilügte, als höchste Anerkennung der nationalen Selbstän­
digkeit der Völker verkündet. Nach dem Kriege hat die Sowjetregierung bei der 
Bildung des „Ostblocks" mit geradezu pedantischem Formalismus die staatsrecht-
üche Fiktion der Souveränität der beherrschten Länder aufrechterhalten und einen 
gegen den Westen gerichteten Nationalismus gepflegt. 

Die größten Widerstände gegen eine Bindung an das östliche Reich hat außer 
einer alten, fast historischen Russenfeindschaft der Nachbarn die Anwendung des 
sowjetischen Verwaltungs- und Wirtschaftssystems auch in der volksdemokratischen 
Übergangsform hervorgerufen. Die oft zitierte Analogie zu der revolutionierenden 
Wirkung des Code civil, dieser Frucht der im Bonapartismus erstarrten Revolution 
in den Rheinbundstaaten, trifft nur die eine Seite; trotz Fremdheit und Neuheit der 
französischen bürgerlichen Rechtsordnung bestand eine nur durch Phasen unter­
schiedene gemeinsame geistige und gesellschaftliche Grundlage. Hier ging es in den 
Jahren 1945—1947/48 nicht um Alt und Neu der Sozialverfassung, sondern um 
fremde, in dreißigjähriger Auseinanderentwicklung in der völligen Abgeschlossen­
heit Rußlands geprägte Lebens- und Wirtschaftsformen, während in den gleichen 
drei Jahrzehnten in den Nachbarländern ebenfalls neue, aber der mitteleuropäischen 
Lebensweise verbundene Kräfte geweckt worden waren. Kriegs- und Besatzungszeit 
mit hohen Menschenverlusten und Eigentumsverschiebungen, territorialen Ver­
änderungen und der Vertreibung der Deutschen hatten zwar staatlich-autoritären 
Maßnahmen den Boden bereitet, aber die unter der Sowjetherrschaft in Rußland 
ausgeformte sozialökonomische Arbeitsverfassung widersprach den Lebenswünschen 
und der Wirtschaftsweise aller Volksschichten der Nachbarländer, wie es am stärk­
sten in der Industriearbeiterschaft und in dem kleinbäuerlichen Widerstand gegen 
die Kollektivierung zum Ausdruck gekommen ist. Ein Vergleich zwischen dem nied­
rigen individuellen Lebensstandard der Sowjetbevölkerung, besonders in dem 
Hungerjahre 1946/47, mit der eigenen früheren Lebensweise und weiterhin den 
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Leistungen des westlichen Auslandes, dessen ungeminderte Kapazität durch die um­

fangreichen UNRRA-Lieferungen bis 1947 der hungrigen Bevölkerung — auch 

in den kriegsbetroffenen Gebieten der UdSSR — als Beweis des ausländischen Wohl­

standes vor Augen geführt wurde, verlockte nicht zum Anschluß an den Osten. So 

hat das wirtschaftliche Hilfsprogramm Marshalls vielleicht wirksamer als politische 

Gewalt das Prestige der Sowjetherrschaft in den Nachbarländern gefährdet und er­

schüttert. Die Absage an den Marshallplan, der Versuch eines „Molotow-Planes" für 

Wirtschaftshilfe an die Ostblockländer, die Gründung des „Kominform" und schließ­

lich das System der geschlossenen Grenzen, des „eisernen Vorhangs" (Churchill 

1946) waren die Konsequenzen. 

Wenn auch der Weg zur Begründung „sowjetfreundlicher Regierungen", ver­

suchsweise auch in Finnland, zunächst durch Besetzung legaler exekutiver 

Schlüsselpositionen wie des Innen- oder Sicherheitsministeriums und im übrigen 

durch die Anwendung außerparlamentarischer Gewaltmittel beschritten wurde, so 

blieb der Wunsch nach einer parlamentarischen Regierungsbasis more sovietico be­

stehen. Die Kominterntaktik der „Einheits"- und „Volksfronten", wie sie auf dem 

Moskauer Kongreß des Jahres 1935 beschlossen worden war, stieß bei der ersten 

Begegnung mit der Bevölkerung des Auslandes auf großen Widerstand. Denn unter 

den marxistischen und sozialistischen Parteien und Gruppen außerhalb des Sowjet­

reiches stellten die Kommunisten nur eine kleine Minderheit dar, und von dieser 

gehörte wiederum nur ein kleiner Teil zu den „Moskowitern", den „Kadern" aus 

Moskauer Schule. Die Begegnung der siegestrunkenen russischen Repräsentanten 

der sowjetischen Staatsmacht mit den national-revolutionären Parteien verschiede­

ner Herkunft hat den Kontrast zwischen der Revolutionstheorie und Staatsge­

sinnung der Sowjetvertreter und der Revolutionsgesinnung außerhalb der Union 

bald offenkundig werden lassen. Der Protest des linksradikalen Tito und die Pro­

zesse gegen alte Kommunisten sind nur Symptome dieses tiefreichenden Konfliktes. 

So hat die unmittelbare Berührung mit den marxistischen, trotzkistischen, sozial­

demokratischen, agrarsozialistischen Parteien des Auslandes und ihren Doktrinen 

neue Probleme aufgeworfen, auf die der schon in der Vorkriegszeit so patriotisch und 

staatlich ausgerichtete, an dem „Kontakt mit den Massen" Rußlands ausgebildete 

Stalinismus ideologisch und propagandistisch keineswegs vorbereitet war. 

Shdanows Appell zur Verstärkung der „philosophischen Front" vom 24. Juni 1947 

beleuchtet die in den Bemühungen u m „sozialistische Einheitsparteien" aufge­

brochene Diskussion: „Aus der Asche des Krieges sind die Staaten der neuen Demo­

kratie und die nationalen Freiheitsbewegungen der Kolonialvölker entstanden. Der 

Sozialismus steht auf der Tagesordnung der Völker. Wer anders als wir, das Land 

des siegreichen Sozialismus und seine Philosophen, soll unseren Freunden und Brü­

dern im Auslande helfen, ihren Kampf u m die neue Gesellschaftsordnung mit dem 

Lichte des wissenschaftlichen sozialistischen Bewußtseins zu erleuchten, wer anders 

als wir soll sie aufklären und sie mit der Ideenwaffe des Marxismus ausrüsten?"57 

57 In Übersetzung bei Gustav A. Wet te r : Der dialektische Materialismus. Seine Geschichte 
und sein System in der Sowjetunion. (Wien 1952) S. 615f. Vorausgegangen war der Appell 

2 Zeitgeschichte 6 
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Hierzu bedurfte es freilich einer besonderen Moskauer Interpretation von „Mar­
xismus"; denn Stalin hatte bereits seit 1925 einen „schöpferischen" Marxismus 
gegenüber dem Dogmatiker Trotzkij für sich in Anspruch genommen, wobei er sich 
mit gutem Recht auf Lenin berufen konnte. Seit dem Jahre 1931 war in Moskau 
die Formel „Marxismus — Leninismus — Stalinismus" im Sinne einer Weiterent­
wicklung schon offiziell verwandt worden. In dem neuen Revolutionskatechis­
mus, der 1938 veröffentlichten „Geschichte der KPdSU", hatte Stalin eine Art 
eigener Revolutionstheorie aufgestellt, die nach russischem Modell den Schwer­
punkt vom Klassenkampf auf die Machtergreifung durch eine Minderheit verschob. 
In seinen Bemerkungen über Clausewitz (1946) distanzierte sich Stalin im Triumph 
des Sieges erneut von Marx und relativierte sogar Lenins Hochachtung vor dem 
deutschen Klassiker der Kriegswissenschaft. 

Shdanow hat in seinem Bemühen um eine übergreifende ideologische Konstruk­
tion 1947 wohl erstmalig von einem „neuen Typ" der Entwicklung gesprochen und 
eine neue dialektische Gesetzlichkeit für die Sowjetgesellschaft in Anspruch ge­
nommen; danach werde der Wechsel zwischen Altem und Neuem nicht mehr in 
der Form von Kataklysmen vor sich gehen wie in der antagonistischen Klassen­
gesellschaft. Drei Jahre später, nach dem Prager Februarputsch, nach dem Komin­
ternkonflikt und dem Sieg Maos in China, zur Zeit der Diskussionen um die Aus­
richtung der Intelligenzschicht in den Ostblockländern, hat Stalin didaktisch in 
seinen „Briefen zur Sprachwissenschaft" im Juni 1950 die Theorie von dem „all­
mählichen Übergang" zu einer neuen „Ordnung" durch eine „Revolution von oben", 
d. h. aus der Initiative der bestehenden Gewalt (vlastj) formuliert. Seine autori­
tativen Verlautbarungen gipfelten politisch in der These, daß Nationalsprachen als 
Erscheinungen sui generis — weder Überbau noch Basis — Äußerungen der Natio­
nen in der Folge der Generationen seien und somit in der Auffassung von einer 
geschichtlichen Welt der Völker und Nationen. Stalin gab damit eine weltpolitische 
Ausweitung des bereits seit der Vorkriegszeit in der Sowjetunion vorherrschenden 
Geschichtsbildes58. Gegen die vieldiskutierte These Engels' vom „Absterben des 

Shdanows an die Leningrader Schriftsteller im August 1946, über dem Lob der russischen 
Tradition die Revolution nicht zu vergessen und die Überlegenheit des sowjetischen 
Sozialismus über die dekadente bourgeoise Kultur zu preisen. Eine Analyse der Kombination 
widerspruchsvoller ideologischer Motive in der ersten Nachkriegsphase hat F. C. Barghoorn 
vorgenommen: The Sovietunion between War and Cold War, in: The Annals of the American 
Academy of Political and Social Science (Mai 1949); ferner Klaus Mehnert : Weltrevolution 
durch Weltgeschichte (Kitzingen 1951, 2. Aufl. Stuttgart 1953; engl. Ausg.: Stalin versus 
Marx (London 1952) und Ernst Benz: Die geistigen Grundlagen des russischen Bolschewis­
mus; in: Rußland und wir. (Hg. v. d. Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde. Stuttgart 
1951, S. 49-77. ) 

58 Der Wandel der Geschichtsauffassung und die Ausbildung eines den Sowjetraum erfas­
senden Geschichtsbildes und politischen Geschichtsschemas in der Zeit des Stalinismus ist 
zu verfolgen: Otto Hoetzsch: Aus der historischen Wissenschaft der Sowjetunion (Vorträge der 
russ. Historiker in Berlin 1928. Berlin 1929), Fritz Epstein: Die marxistische Geschichts­
wissenschaft in der Sowjetunion seit 1927, in: Jahrb. f. Kult. u. Gesch. der Slawen, NF VI, 
H. 1, S. 77—202 (Breslau 1930), Richard Salomon: Zur Lage der Geschichtswissenschaft in 



Von der Oktoberrevolution zur „Revolution von oben" 83 

Staates" verkündete Stalin schließlich die Notwendigkeit eines starken und mäch­
tigen Staates — auch nach dem Siege des Sozialismus in einem Lande — angesichts 
einer kapitalistischen Welt. 

Stalins letzte autoritative Darlegung, seine Schrift über „Ökonomische Probleme 
des Sozialismus in der UdSSR"59, die zur Vorbereitung des 19. Parteikongresses im 
Oktober 1952 erschien, läßt die gleiche Absicht erkennen, die sich aus der kom­
plexen Nachkriegssituation innerhalb und außerhalb der Sowjetunion stellenden 
Fragen zu beantworten und in dem Vokabular des Marxismus Weisungen zu geben. 
Noch einmal verdeutlichte Stalin die Evolutionstheorie von dem allmählichen, lang­
fristigen Prozeß — ohne Umbrüche und Explosionen —, jetzt als „Übergang vom 
Sozialismus zum Kommunismus" gefaßt. Allein die Sowjetunion besitze bereits alle 
Voraussetzungen eines „verwirklichten" Sozialismus. Der ideale Endzustand, der 
dann etwas völlig Neues darstellen werde, rückt durch den Hinweis auf die unver­
rückbare Geltung ökonomischer Gesetze in undenkliche Ferne. Die Betonung einer 
im Unterschied zu dem krisenhaften Kapitalismus unbeschränkten industriellen und 
technisch-fortschrittlichen Produktion, die kritischen Bemerkungen zur Agrarwirt-
schaft sind als zitierfähige Weisungen an die Sowjetwirtschaft aufgefaßt worden, 
deren Entwicklung keineswegs automatisch auf den Idealzustand zulaufe, sondern 
der steten Lenkung und der Eingriffe „von oben" bedürfe. Der Anruf eines escha-
tologischen Endzustandes, des im 19. Jahrhundert zum Wohlstandsideal gewendeten 
Eudaimonismus „Jedem nach seinen Bedürfnissen", die betonte Berufung auf das 
Ideal eines „Kommunismus", für den allein die Sowjetunion die Voraussetzungen 
besitze, war eher an die Kommunisten in der übrigen Welt als an die Sowjetbevölke­
rung gerichtet. So fehlte in Stalins letzter öffentlicher Rede auf der Schlußtagung 
des Kongresses am 14. Oktober 1952 auch nicht der Gruß an die „kommunistischen 

Rußland, Ztschr. f. Osteurop. Gesch. NF II , H. 3 (Berlin 1932), B. H. Sumner: Soviet History, 
in : Slavonic and East-European Review (April 1938), Sergius Yakobson: Postwar Historical 
Research in the Soviet Union, in: The Annals of the American Academy of Political and 
Social Science (Mai 1949), S. 1 2 3 - 1 3 3 , Philip E . Mosely: Soviet Research in the Social Field, 
in: Proceedings of the American Philosophical Society (April 1950), S. 105ff., Georg von 
Rauch: Grundlinien der sowjetischen Geschichtsforschung i m Zeichen des Stalinismus, in : 
Europa-Archiv 5. Jg., H. 19/21 (Okt./Nov. 1950), M. Woltner: Die altruss. Literatur im 
Spiegel der Forschung 1937-1950, in Z. f. slaw. Phil. XXI, (1952); Horst Jablonowski: Die 
Lage der sowjetrussischen Geschichtswissenschaft nach dem zweiten Weltkrieg 1944—49, in : 
Saeculum I I (1951), H. 3, S. 443—464. — Das Arbeitsprogramm der Sowjethistorie nach dem 
19. Parteitag, das neben Forschungsvorhaben und Editionen den „kämpferischen Charakter" 
der „Geschichte Moskaus", der „Geschichte der UdSSR" und der „Weltgeschichte" beson­
ders hervorhebt, hat A. L. Sidorov in seinem Bericht über „Die Aufgaben des Instituts für 
Geschichte an der Akad. d. W." (Voprosy istorii, 1952, H. 10, S. 3 - 3 2 ; dtsch. in: Sowjet­
wissenschaft, Gesellschaftswiss. Abt., Berlin 1953, H. 2, S. 266-302) dargelegt. 

59 Übersetzung nach der Oktobernummer der Zeitschrift „Bolschewik" (Kommunist) in 
Europa-Archiv 1952, 22/23, S. 5303—17. Unter den zahlreichen Kommentaren sei auf das 
Sonderheft der Ztschr. „Osteuropa" (Dezember 1952) hingewiesen und auf die Analysen von 
Richard Löwenthal „Stalins Vermächtnis" in „Der Monat", H. 55 (April 1953) S. 16ff. und 
Isaac Deutscher: Dogma and Reality in Stalin's „Economic Problems" in: Soviet Studies IV 
(April 1953), S. 3 4 9 - 3 6 3 . 
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und demokratischen Bruderparteien", die „noch nicht an die Macht gelangt" seien, 
sowie das Versprechen von Rat und Hilfe, damit sie „bei dem gegenwärtigen Stand 
der Dinge das Banner der nationalen Unabhängigkeit erheben, um die führende 
Kraft der Nation zu werden".60 

Man wird diese Aussagen nicht nach einer vergeblich erwarteten volkswirtschaft­
lichen oder philosophischen Theorie, sondern nach ihrem politischen Gehalt zu 
werten haben, als „Ideenwaffen" im Sinne Shdanows in dem „war of ideas", der 
die Nachkriegswelt seit Stalins Rede vom 9. Februar 1946 und seit der Verkün­
dung der Truman-Doktrin beschäftigt. 

Stalins Revolutionstheorie, die die evolutionäre Bewegung innerhalb der Sowjet­
union mit der „Revolution von oben" in den Satellitenländern oder im China Maos 
und schließlich dem Aufruf zur Machtergreifung und nationalen Unabhängigkeits­
bewegung in der übrigen Welt in einer Art neuer „Drei-Stufen-Theorie" mitein­
ander kombiniert, ist ein Spiegel des Sowjetimperialismus der Nachkriegszeit. Sie 
enthält in sich das auf Moskau bezogene Geschichtsbild vom russischen Volke als der 
„führenden Kraft" und dem geschichtlichen „Träger des Fortschritts", der die 
anderen Völker Rußlands an sich gezogen und dem menschlichen Fortschritt zuge­
führt habe und nun die gleiche Aufgabe gegenüber den benachbarten Völkern 
übernehmen werde. Diese dreistufige Moskauer Geschichtskonzeption61, die wie alle 
sozialistischen Geschichtstheorien des 19. Jahrhunderts an der Zukunft orientiert ist, 
wird im Unterschied zu Lenins eschatologischer Geschichtsvorstellung nicht mehr 
„geglaubt", sondern erweist sich auf weite Strecken als eine Interpretation der 
Gegenwart62, ihrer Wünsche, Zuversicht und Absichten. 

Für den Erfolgsglauben Stalins, der seit der revolutionären Machtergreifung von 
1917/18 in der Geschichte die „Wahrheit" zu sehen vermeinte und stets das Sein 
über die Idee gestellt hat, lag in dem Erfolg des zweiten Weltkrieges erneut ge­
schichtliche Beweiskraft. Aus seinen Äußerungen seit 1946 spricht das Bemühen, 
die neue imperiale Machtstellung, die der UdSSR nicht durch ideologische oder welt­
revolutionäre Aktionen, sondern dank ihrer Macht- und Mächtepolitik (power policy) 
in der Kriegsperiode zugefallen war, mit allen ihren Spannungen und Widersprü­
chen durch ein einheitliches theoretisches „System" zu untermauern, wie es die 
führende Schicht der Sowjetbevölkerung seit Jahrzehnten gewohnt war. 

Die Wiederaufnahme einer Revolutionstheorie und der Anspruch, neue objek­
tive Gesetzmäßigkeiten erkannt zu haben, erscheinen dann unter einem doppelten 
Aspekt: innenpolitisch mutet es wie ein Versuch des gealterten Diktators an, seine 
persönliche Autorität und die in 22jähriger erfolgreicher Regierungszeit ruhende 
Legitimierung des alten Revolutionärs für seine Nachfolger entbehrlich zu machen 

60 Wortlaut in Übers. im Europa-Archiv 1952, H. 22/23, S. 5317 f. 
61 Auf die russischen Züge dieser Geschichtsvorstellung in Analogie zu den vorliberalen 

Theorien des vorigen Jahrhunderts hat Alexander von Schelting hingewiesen: Rußland und 
Europa im russischen Geschichtsdenken (Bern 1948), S. 9. 

62 Zum Problem von Theorie und Interpretation vgl. Richard Nürnberger: Revolutions-
theorie und geschichtliche Wirklichkeit. In : Deutsche Studentenzeitung (Juli 1952). 
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und die niemals aufgegebene anonyme und kollektive Grundlage der parteilichen 

Willensbildung in den Vordergrund zu rücken. Die Formeln von der autoritären 

„Revolution von oben", vom „allmählichen Übergang", vom „verwirklichten 

Sozialismus", von der „führenden Kraft" des fortschrittlichen russischen Volkes 

geben die abgestuften Übergänge von der sowjetischen Staatsdoktrin der Vorkriegs­

zeit zu der imperialen Konzeption des sowjetischen Machtbereichs („soviet orbit"). 

Auch der außenpolitische Aspekt wird als dynamische Interpretation der seit 

1945—1950 vorliegenden Situation im Satellitenbereich, in der Koalition mit der 

chinesischen Volksrepublik, in der Weltpolitik der „zwei Lager" und den sozialen 

und nationalen Unruhen der Nachkriegszeit zu verstehen sein. Der Rückgriff auf 

die allgemeinverbindliche Parole des „Kommunismus", hinter dem auch der tradi­

tionelle „Bolschewismus" zurückzutreten hat63, und die Berufung auf ein materielles 

Wohlstands-Ideal, wie es aus der Tradition des vergangenen Jahrhunderts noch fast 

allen sozialistischen Strömungen gemeinsam ist, sind Vorstöße auf dem ideolo­

gischen Kampffeld der Nachkriegswelt, deren Rückwirkungen auf die Sowjetunion 

selbst noch nicht abzusehen sind. In diesem widerspruchsvollen, weltrevolutionären 

Führungsanspruch des Stalinismus der Nachkriegszeit sind zugleich alle Elemente 

zu elastischen, jeder konkreten Situation und Weltlage angepaßten Nahzielen er­

halten, mit denen sich die übrige Welt zu befassen hat. 

63 So z. B. durch die Umbenennung des langjährigen Parteiorgans „Bolschewik" in „Kommu-
nist" oder durch Streichung des Zusatzes „Bolschewiki" im Namen der KPdSU. 
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GOTTHOLD RHODE 

AUSSENMINISTER JOSEF BECK 

UND STAATSSEKRETÄR GRAF SZEMBEK 

Ein Vergleich zweier Quellen zur politischen Geschichte 

der dreißiger Jahre 

D i e polnische Außenpolitik der dreißiger Jahre bildet zweifellos ein besonders 
wichtiges und anziehendes Thema der Zeitgeschichtsforschung. An westdeutschen 
Universitäten haben sich in den letzten Jahren bereits zwei Dissertationen1 mit ihr 
beschäftigt. Die wichtigste Quelle ist freilich unwiederbringlich verloren. Die 
Aktenbestände des Palais Brühl sind verbrannt, und was etwa an Resten in War­
schau selbst oder in den Botschaften und Gesandtschaften vorhanden sein mag, 
dürfte der Forschung auf lange Zeit hinaus nicht zugänglich sein. Auch der vor 
kurzem erschienene Band V der Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik bietet 
mit seinen 140 Aktenstücken zu den deutsch-polnischen Beziehungen aus den 
Jahren 1937—1939 nur eine bescheidene Auswahl. 

Um so bedeutsamer ist es deshalb, daß wir neben den Memoiren der beiden 
französischen Botschafter in Warschau, Jules Laroche2 (1926—1935) und Leon 
Noel3 (1935—1939) über posthume Werke der beiden Männer verfügen, die die 
polnische Außenpolitik von 1932 bis zum Kriegsausbruch geleitet haben: des Mi­
nisters Josef Beck4 und des Staatssekretärs Johann Graf Szembek5. 

1 Hans Adolf Spanaus: Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1933 bis zum Ausbruch 
des zweiten Weltkrieges. Diss. Erlangen 1950. Mschr. 212 u. XXXVII S. 

Richard Breyer: Die deutsch-polnischen Beziehungen und die deutsche Volksgruppe in 
Polen 1932-1937. Diss. Göttingen 1952. Mschr. 369 S. Die letztere Arbeit erscheint voraus­
sichtlich im Winter 1953/54 in den Wissenschaftlichen Beiträgen des J. G. Herder-Instituts 
in Marburg. 

2 Jules Laroche: La Pologne de Pilsudski; Souvenirs d'une ambassade 1926—1935. Paris 
1952, 233 S. 

3 Leon Noel: L'aggression allemande contre la Pologne. Paris 1945. Deutsch von Hugo 
Neumann unter dem Titel: Der deutsche Angriff auf Polen. Berlin 1948, 464 S. 

4 Colonel Joseph Beck: Dernier rapport; Politique polonaise 1926—1939. Neuchatel o.J. 
(1951), XXIII u. 362 S. Über Becks Politik und Persönlichkeit vgl. jetzt den Beitrag von 
Henry Roberts in dem Sammelwerk: The Diplomats, 1919-1939, Hersg. Gordon A. Craig 
und Felix Gilbert, Princeton University Press, 1953. 

5 Comte Jean Szembek: Journal 1933-1939. Paris 1952, XI u. 504 S. Wesentliches über 
Entstehung und Herausgabe der Notizen Szembeks berichtet W. A. Zbyszewski in Heft 6/56 
(Juni 1952), S. 49-73, der in Paris erscheinenden polnischen Zeitschrift: „Kultura" unter dem 
Ti te l : Fragmenty pamigtników min. Szembeka (Die Fragmente der Erinnerungen des Mini­
sters Szembek). 
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Ein kritischer Vergleich der beiden Quellen wirft nicht nur einiges Licht auf 

die Ereignisse der dreißiger Jahre, sondern läßt auch manches Grundsätzliche für 

die Beurteilung und Verwertung zeitgeschichtlicher Quellenwerke erkennen, han­

delt es sich doch u m zwei grundverschiedene Typen: u m die ex post geschriebene 

Rechtfertigungsschrift, aber auch u m den Rechenschaftsbericht eines leitenden 

Politikers, und u m die während der Ereignisse entstandenen täglichen Aufzeich­

nungen eines bei aller Bedeutung und Verantwortung doch „zweiten" Mannes. 

Beide haben die Veröffentlichung nicht erlebt, ja nicht einmal ihre Vorbereitung 

selbst in die Hand nehmen können; Beck starb am 5. 6. 1944 in rumänischer Inter­

nierung, und Szembek folgte ihm am 9. 8. 1945 im Exil in Portugal. Die Auswahl 

der hinterlassenen Aufzeichnungen, die Übersetzung vom Polnischen ins Fran­

zösische, die Erläuterungen und Ergänzungen lagen in der Hand von Angehörigen 

und engen Mitarbeitern der Autoren. 

Neben dieser Gemeinsamkeit aber stehen die großen Verschiedenheiten, die sich 

schon in Herkunft und Lebenslauf der beiden Männer ausprägen. 

Josef Beck, 1894 in Warschau geboren, entstammte einer, nach seinen eigenen An­
gaben ursprünglich flämischen, polnischen Bürgerfamilie. Sein Vater war Rechtsan­
walt und wurde wegen konspirativer Tätigkeit gegen das Zarentum zu zwangsweisem 
Aufenthalt nach Riga geschickt, wo der junge Josef Beck die ersten Kindheitseindrücke 
empfing. Um die Jahrhundertwende siedelte die Familie nach Limanowa in Galizien 
über, und Beck besuchte nach dem Krakauer Gymnasium das Polytechnikum in Lem-
berg und die Exportakademie in Wien. Kurz nach Kriegsausbruch trat er 1914 in die 
Legionen Pilsudskis ein, wohl unter dem Einfluß seines Vaters, der begeisterter An­
hänger Pilsudskis war und nach der Errichtung des polnischen Staates sogar zeitweilig 
(1918—1920) zum Staatssekretär des Innern aufstieg. Von 1917 an entwickelte 
Beck eine lebhafte Tätigkeit innerhalb der geheimen Polnischen Militärorganisa­
tion (P. O. W.) und erlebte als ihr Beauftragter die Kämpfe zwischen Weiß und 
Rot in Südrußland mit. 1919/20 nahm er, nun Offizier der regulären polnischen 
Armee, am polnisch-sowjetrussischen Kriege teil und war anschließend bis 1923 
Militärattache in Bukarest, Paris und Brüssel. Nach rascher militärischer Karriere 
und zweijährigem Besuch der Warschauer Militärakademie machte ihn Pilsudski 
unmittelbar nach dem Mai-Umsturz von 1926 zum Ministerialdirektor in seinem 
Kriegsministerium. Für einige Monate sogar stellvertretender Premierminister im 
Kabinett Pilsudski (August bis November 1930), wechselte er im Dezember 1930 
als Unterstaatssekretär in das Außenministerium über, das August Zaleski, heute 
Staatspräsident der Londoner polnischen Exilregierung, leitete. Zwei Jahre später 
wurde er am 2. 11. 1932 in der Regierung Prystor „Europas jüngster Außen­
minister" (mit 38 Jahren) und behielt das Ressort auch in den folgenden fünf 
Regierungen. 

Becks Werdegang war also durchaus anders als der eines Diplomaten; geprägt 
vom Kampf erst gegen das zaristische, dann gegen das sowjetische Rußland und 
an unbedingten Gehorsam gegenüber seinem „Kommandanten" Pilsudski gewöhnt, 
teilte er auch nach dessen Tode seine politischen Grundanschauungen, die Abnei-
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gung gegen den Parlamentarismus und den Zweifel in die Wirksamkeit inter­

nationaler Konferenzen, nicht zuletzt auch ein lebhaftes Mißtrauen gegen die 

Außenpolitik Frankreichs. 

Als im Frühjahr 1939 die von ihm vertretene Politik des Ausgleichs mit Deutsch­
land zusammenbrach, blieb Beck trotzdem im Amt und erlebte seine größte Popu­
larität im polnischen Volke gerade in dem Augenblick, in dem er mi t der Rede 
vom 5. Mai 1939 den endgültigen Bruch mit seiner bisherigen Politik vollzog. Am 
17. September 1939 emigrierte er mit den anderen Ministern nach Rumänien, wo 
er in besonders strenger Internierung lebte. Eine Tuberkulose führte zu dem 
frühen Tode des noch nicht Fünfzigjährigen. In der Internierung, unter dem Ein­
druck der Katastrophe von 1939, ohne die Möglichkeit, die notwendigen Unter­
lagen zu benutzen, und beeinflußt von den Einschränkungen des Daseins in der 
Internierung, sind die Aufzeichnungen entstanden. Sie setzen sich aus drei ver­
schiedenartigen Teilen zusammen, den „Prodromes de la guerre de 1939" (S. 3 bis 
176), geschrieben in Kronstadt im Winter 1939/40, den „Commentaires à l'histoire 
diplomatique de la guerre de 1939" (S. 177—246), geschrieben in Kronstadt im 
Oktober 1939, den Jahren 1938/39 gewidmet, während die „Prodromes" die Jahre 
1926—1938 behandeln, und den „Fragments d'une étude sur vingt ans de poli-
tique internationale" (S. 247—275), geschrieben im März 1943 als Vorstudie zu 
einer umfassenden Darstellung. 

Für die Herausgabe zeichnen außer der Witwe drei ehemalige Mitarbeiter des 

Ministers verantwortlich, alle der gleichen Generation entstammend wie er und 

gleichfalls keine Berufsdiplomaten: Michael Graf Lubienski (geb. 1896), Jurist, 

ehemaliger Ministerialdirektor, Wladyslaw Pobóg-Malinowski (geb. 1899), Offizier 

und Historiker, ehemaliger Leiter der Historischen Abteilung, und Oberst Tadeusz 

Schätzel (geb. 1891), ehemaliger Leiter der Ostabteilung des Außenministeriurns. 

Sie haben sich bemüht, die Aufzeichnungen ihres Ministers durch zahlreiche 

Hinweise und Ergänzungen, zum Teil aus der inzwischen erschienenen Literatur, 

zu untermauern und haben außerdem einen Dokumentenanhang angefügt (S. 279 

bis 304), der aber größtenteils aus schon gedruckten Dokumenten besteht. Ein 

großer Teil ist dem vor dem Kriege erschienenen ersten Buch Becks6, ein weiterer 

Teil dem nach Kriegsausbruch veröffentlichten polnischen Weißbuch7 entnommen. 

Man wird also dieser Quelle, will man sie nicht nur als Grundlage für Becks Per­

sönlichkeit und für seine und Pilsudskis politische Anschauungen heranziehen, mit 

all der Zurückhaltung begegnen müssen, die die Person des Schreibers, der Zeit­

punkt und die Umstände der Niederschrift wie die Art der Herausgabe auferlegen. 

6 Józef Beck: Przemówienia, Deklaracje, Wywiady 1931—1937 (Reden, Erklärungen, 
Interviews). Warschau 1938. Eine zweite, bis zum Jahre 1939 erweiterte Auflage erschien 
ebenda 1939. Deutsche Ausgabe nach der ersten Auflage, aber auch bis 1939 erweitert, 
unter dem Titel: Beiträge zur europäischen Politik. Reden, Erklärungen, Interviews 1932 
bis 1939, Essen 1939. 

7 Les relations polono-allemands et polono-soviétiques au cours de la periode 1933—1939. 
Recueil de documents officiels. Paris 1940. 
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Ungleich größer erscheint dagegen der Aussagewert des Szembekschen „Jour­
nal". Johann Graf Szembek entstammte einer der ersten Familien des polnischen 
Hochadels, die, aus dem deutschen Krakauer Bürgergeschlecht der Schoenbeck 
hervorgegangen, dem Land im 17. und 18. Jahrhundert eine ganze Reihe von 
Bischöfen und hohen Staatsbeamten geschenkt hatte. 1881 in der Nähe von 
Krakau geboren und Schüler des Wiener „Theresianum", trat Szembek früh in den 
diplomatischen Dienst der Habsburger Monarchie. 1919 wurde er in den diplo­
matischen Dienst der Republik Polen übernommen und seiner Vorbildung ent­
sprechend meist auf südosteuropäischen Posten verwendet, 1919—1924 erst als 
Gesandtschaftsrat, später als Gesandter in Budapest, 1927—1932 als Gesandter in 
Bukarest, dazwischen drei Jahre in Brüssel. Obwohl Schwager von Alexander Graf 
Skrzynski, des Ministerpräsidenten und Außenministers der letzten Regierung vor 
dem Mai-Umsturz von 1926, machte er also durchaus keine rasche Karriere und 
mußte sich mit den Nebenschauplätzen der Außenpolitik begnügen. Es waren viel­
leicht diese Zurückhaltung und daneben die sichere Routine des Berufsdiplomaten 
alter Schule, die den auf dem internationalen Parkett unerfahrenen jungen Mi­
nister bewogen, den 13 Jahre älteren Szembek am gleichen Tage, als er das Mini­
sterium übernahm, zu seinem Staatssekretär zu machen. Trotz aller Verschieden­
heit der Herkunft, der Ausbildung und Bildung, der politischen Anschauungen 
und der Lebensart ist die Zusammenarbeit der beiden Männer sieben Jahre ohne 
erkennbaren Bruch verlaufen, freilich auch, ohne daß eine Annäherung mensch­
licher Art sichtbar wird. 

Szembek hat nun während seiner ganzen Amtszeit im Palais Brühl regelmäßig 
an jedem Morgen eine Wiedergabe aller außenpolitischen Unterredungen diktiert, 
die er am Vortage geführt hatte. Er stützte sich dabei außer auf sein Gedächtnis 
auf handschriftliche Notizen, die er, wie seine Gesprächspartner berichten, auch bei 
formlosen kürzeren Gesprächen zu machen pflegte. Er beschränkte sich dabei nicht 
auf Unterredungen mit den Angehörigen der diplomatischen Vertretungen, son­
dern gab ebenso Gespräche mit dem Minister, mit den Beamten des Ministeriums, 
ja sogar mit seiner Gattin wieder, wenn diese ihm über ihre Tischunterhaltungen 
bei Empfängen berichtete. Da er außerdem bemüht war, die Gespräche unter voll­
ständiger Zurückstellung der eigenen Meinung ohne jeden Kommentar, allenfalls 
mit kurzen Bemerkungen über die Atmosphäre des Zusammentreffens, wiederzu­
geben, haben wir es hier mit einer Quelle allerersten Ranges zu tun, wie sie der 
Zeitgeschichtsforschung selten zur Verfügung steht: unmittelbar während der Er­
eignisse entstanden, lebendiger und knapper als stenographische Protokolle, bei 
aller Frische des Eindrucks aber doch peinlich aller Subjektivität entkleidet, von 
einem Manne geschrieben, der nach Bildung und Sachkenntnis seine Partner und 
ihre Äußerungen sicher zu beurteilen und darzustellen wußte, dabei — selbstver­
ständlich — frei von jeder Rechtfertigung, jeder Anklage und Enthüllung. 

Die Wichtigkeit dieser Quelle beschränkt sich dabei durchaus nicht auf die pol­
nische Zeitgeschichte. Durch die außerordentliche Fülle von Gesprächen fallen 
ebenso zahlreiche Streiflichter etwa auf die rumänisch-ungarischen Beziehungen, 
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auf Fragen der italienischen und französischen Außen- und Innenpolitik, ganz zu 
schweigen natürlich vom deutsch-polnischen Verhältnis. Aber auch innerdeutsche 
Fragen sind gelegentlich berührt, so z. B. in einem Gespräch mit Sauerbruch am 
20. Januar 1939, in dem dieser „en termes extremement violents a attaqué la 
politique antijuive du parti hitlérien", und die Meinung europäischer Diplomaten 
über einzelne Persönlichkeiten und Maßnahmen des Dritten Reichs ist immer 
wieder eingestreut. Nur auf wenigen Forschungsgebieten der politischen Ge­
schichte der dreißiger Jahre wird man in Zukunft an dieser Quelle vorbeigehen 
können, und ihre sorgfältige Auswertung gerade für entlegener scheinende Fragen 
dürfte noch zahlreiche neue Gesichtspunkte und Ergänzungen zutage fördern. 

Allerdings — was heute im Druck vor uns liegt, ist durchaus kein lückenloses 
Diarium vom 2. 11. 1932 bis zum 31. August 1939. Die regelmäßigen Aufzeich­
nungen beginnen erst mit dem Januar 1935, das Jahr 1933 ist nur mit einer, 
1934 mit zwei Aufzeichnungen vertreten, gerade über Vorbereitung und Abschluß 
des deutsch-polnischen Nichtangriffspaktes vom 26. Januar 1934 erfahren wir also 
keine neuen Einzelheiten. Außerdem fehlen die Monate, in denen Szembek auf 
Urlaub war, und die Monate Januar bis März und Juni des Jahres 1937; es ist 
nicht klar, ob Szembek in dieser Zeit keine Aufzeichnungen gemacht hat oder ob 
sie ihm verloren gingen. Darüber hinaus aber haben die Herausgeber nur einen 
Bruchteil der in polnischer Sprache vorliegenden, vier dicke Bände füllenden Notizen 
zur Übersetzung und zum Druck bestimmt, unter Ausschaltung aller Gespräche 
über technische und wirtschaftliche Fragen, aber auch der Angaben, „dont la 
mention, dans l'état actuel du monde, n'aurait pas laisse de comporter des risques 
pour diverses personnalités" (S. II). Die Herausgabe besorgte nun neben der Gräfin 
Szembek nach einer Vorauswahl durch den polnischen Journalisten Zbyszewski 
leider kein Wissenschaftler, sondern der ehemalige französische Botschafter in 
Warschau Leon Noel, der in seinem oben erwähnten Buch und in seinem Vorwort 
zu dem „Journal" kein Hehl aus seiner scharfen Gegnerschaft gegen Beck und 
dessen politische Linie macht. Man wird deshalb befürchten müssen, daß die Aus­
wahl gerade in den wichtigsten Fragen nicht nur nach sachlichen Gesichtspunkten 
getroffen wurde. Ist also die Quelle „Beck" zweifellos einseitig gefärbt, so ist die 
Quelle „Szembek" bei allem Vertrauen in ihre Reinheit jedenfalls einseitig gefiltert. 

Wieviel neue Erkenntnisse der sorgfältige Vergleich beider Werke trotz aller 
Vorbehalte vermitteln kann, sei an einem Beispiel gezeigt, das einen Angelpunkt 
der politischen Entwicklung Europas beleuchtet: die polnische Haltung zum Rhein­
landeinmarsch am 7. März 1936. 

Nach der Darstellung Becks8, der die Außenpolitik Frankreichs, besonders in 
ihrem Verhältnis zur Sowjetunion, ständig scharf kritisiert, habe er am Morgen 
des 7. März, unmittelbar nach Eintreffen der ersten Nachrichten über den Ein­
marsch, Noel zu sich gebeten und ihm bereits um 9 Uhr früh unaufgefordert 
namens seiner Regierung erklärt, daß Polen, da der deutsche Schritt einen deutsch-

8 S. 112-115. 
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französischen Konflikt hervorrufen könne, bereit sei, die ihm aus dem Bündnis 
vom 19. 2. 1921 erwachsenden Verpflichtungen zu erfüllen. 

Trotz des tiefen Eindrucks, den diese Erklärung auf den Botschafter und auch 
in Paris gemacht habe, habe der französische Außenminister Flandin, „le plus triste 
personnage parmi tous mes anciens collègues francais", die Bedeutung dieser Bünd­
nistreue nicht erfaßt und nichts getan, um dem deutschen Schritt sofort wirkungs­
voll zu begegnen, ja, er habe die polnische Kampfbereitschaft seinen Minister-
kollegen und dem Generalstabschef sogar verschwiegen. 

Diese Darstellung wird von den Herausgebern durch in Fußnoten zitierte Be­
richte von Paul Reynaud von 1947 und von dem damaligen polnischen Botschafter 
in Paris Lukasiewicz, gleichfalls nach 1945 niedergeschrieben, gestützt. Ganz ähn­
lich ist die Schilderung Noels9, der den Zeitpunkt der Erklärung allerdings mit 
17 Uhr angibt, aber noch hinzufügt, Beck habe am Abend in kleinem Kreise er­
klärt, daß er große Dinge erwarte und im Kriegsfall selbst ein Regiment über­
nehmen werde. Erst die mattherzige Haltung der französischen Regierung, be­
sonders des Kriegsministers Maurin und des Generalstabschefs Gamelin, habe Beck 
zu einem vollständigen Umschwung veranlaßt, der sich schon in der ganz den 
deutschen Standpunkt wiedergebenden Stellungnahme der polnischen Presse vom 
9. März (an anderer Stelle spricht Noel vom „Tag nach der Treuekundgebung", 
also dem 8. März) ausgeprägt habe. Flandin selbst erwähnt in seinen Memoiren10 

die Erklärung überhaupt nicht und kommt auf Beck, „dont la mauvaise foi écla-
tait", erst im Zusammenhang mit der Völkerbundssitzung in London in der zweiten 
Märzhälfte zu sprechen. Aber diese einander anscheinend so gut ergänzenden Dar­
stellungen leiden darunter, daß sie durchweg ex eventu geschrieben sind und ganz 
bestimmte Absichten verfolgen. Beck will darlegen, daß sich die Bündnistreue 
gegenüber Frankreich sehr wohl mit der deutsch-polnischen Verständigung verein­
baren ließ und daß es vorwiegend die Schuld Frankreichs war, wenn dem deut­
schen Vorgehen in diesem entscheidenden Moment kein Riegel vorgeschoben wurde. 
Die gleiche Absicht hat Lukasiewicz, bei dem außerdem eine deutliche Abneigung 
gegen Flandin sichtbar wird. Noel aber, dessen Buch sehr stark von Anklagen 
gegen die Politik des Quai d'Orsay durchsetzt ist, will seine Vorwürfe offenbar 
durch die Feststellung verstärken, daß selbst der sonst von ihm mit äußerstem 
Mißtrauen bedachte polnische Außenminister am 7. 3. ehrlich bereit war, zu mar­
schieren und daß erst Nachrichten über die Lauheit der französischen Regierung 
Beck zum Umschwung bestimmt hätten. Diese Version gerät freilich schon ins 
Wanken, wenn man versucht, Noels Angaben zeitlich genau festzulegen. Es e r ­
geben sich dann eigentlich nur die Abendstunden des 7. März als Zeitpunkt für 
den Umschwung, in denen Beck einerseits noch ehrlich kampfentschlossen gewesen 
sein, andererseits schon die deutschfreundlichen Presseartikel inspiriert haben soll. 

Szembeks Aufzeichnungen11 ergeben, daß beide Versionen n i ch t der Wirklich-

9 A. a. O., S. 115-129 . 
10 Pierre-Etienne Flandin: Politique francaise 1919-1940, Paris 1947, S. 193-212 . 
11 S. 166-168 . 
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keit entsprechen. Allerdings hat Beck auch danach Noel die erwähnte Erklärung 

abgegeben, aber nicht spontan am Morgen, sondern nach einer Unterredung mit 

dem deutschen Botschafter Graf Moltke am Nachmittag des 7. März. (Was mit 

Noels Zeitangabe übereinstimmt.) Auch der Inhalt der Erklärung ist wesentlich 

zurückhaltender: „qu'il était pret à engager toute conversation avec le gouverne-

ment francais au sujet de la Situation créée par l'acte allemand d'aujourd'hui". 

Im anschließenden Gespräch mit Szembek (also noch am Nachmittag des 7. 3.) 

hat Beck dann festgestellt, daß der Rheinlandeinmarsch für Polen k e i n e n casus 

foederis darstelle und daß es zweifellos überhaupt nicht zum Kriege kommen werde. 

Es werde alles mit einer Verhandlung vor dem Völkerbund enden, wobei er bereit 

sei, mit allen Seiten Gespräche zu führen, doch werde er sich nicht bestimmen 

lassen „à prendre des résolutions condamnables". 

Diese Haltung Becks paßt vollständig zu seinen früheren Äußerungen. Schon 

am 4. Februar12 hatte er in einem Überblick über die politische Lage Szembek 

erklärt, daß man in Frankreich wegen des Rheinlands beunruhigt sei. Sie müßten 

untersuchen, wie Polens Verpflichtungen seien, „dans le cas où l'Allemagne por-

terait atteinte à ce territoire". Er meine, daß Polen „aucun engagement à ce point 

de vue" habe. 

Drei Wochen später, am 26. Februar13 , wenige Tage nach Görings Besuch in 

Warschau, stellte Beck erneut fest, daß im Falle eines deutschen Angriffs auf die 

Tschechoslowakei keine polnische Reaktion auf Grund des polnisch-französischen 

Bündnisses nötig sei und daß „quant à une eventuelle occupation de la zone rhénane 

démilitarisée on pourra vraisemblablement donner cette interprétation qu'il n 'y a 

pas là, pour nous, un casus foederis". 

Diese Ansicht wurde freilich nicht von allen seinen Mitarbeitern geteilt; am 

2. März14 — man sieht, daß die Frage im Palais Brühl lebhaft ventiliert wurde — 

äußerte sich Graf Potulicki, stellvertretender Leiter der Völkerrechtlichen Abtei­

lung: „Nous serions obligé de marcher", und am Abend des 7. März15 meinte 

Gwiazdowski, stellvertretender Leiter der Politischen Abteilung, zumindest formell 

sei der casus foederis gegeben. 

Über Becks eigene Meinung aber kann nach dem Obigen kein Zweifel bestehen, 

und die von Noel erwähnte angebliche Äußerung Becks über die Übernahme eines 

Regiments dürfte ihm erst einige Tage post festum ganz bewußt kolportiert wor­

den sein. Bereits kurz nach dem 7. März, als klar war, daß Frankreich keine direkte 

Aktion unternehmen werde, entstand nämlich die Version, die wir nun bei Beck 

wiederfinden. Er äußerte sie in London gegenüber Flandin16, freilich gleich mit 

dem Zusatz, daß Polen nichts für die Aufrechterhaltung von Locarno tun könne 

und wolle, und nach seiner Rückkehr aus London unterrichtete er am 29. März17 

12 Szembek, S. 15.9. 
13 S. 163. 
14 S. 165. 
15 S. 168. 
16 Flandin, a. a. O., S. 206. 
17 Szembek, S. 173. 
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auch Szembek über die Darstellung, die er den französischen Ministern gegeben 

habe. Sie deckt sich beinahe wörtlich mit der Darstellung im „dernier rapport". 

Szembek, der die Dinge doch kannte, notierte Becks Worte nach seiner Weise 

ohne jeden Kommentar. 

Auch die mehrfachen ärgerlichen Hinweise Becks auf den französisch-sowjeti­

schen Pakt vom 2. 5. 1935 (den die Kammer am 28. 2. 1936 ratifiziert hatte) und 

sein lebhaft geäußertes völliges Desinteresse am Vertrag von Locarno, den er wie 

Pilsudski als eine ausgesprochene Benachteiligung Polens ansah, zeigen, daß er in 

den Tagen u m den 7. März das Vorgehen des Dritten Reichs weit stärker billigte 

und auch unterstützte, als er es vor den französischen Bündnispartnern und auch 

vor der Nachwelt dargestellt haben wollte. 

Szembeks „Journal" bringt schließlich auch für die Beurteilung des erwähnten 

polnischen Weißbuchs bemerkenswerte Gesichtspunkte. Szembeks Aufzeichnungen 

haben nämlich auch für dieses als Unterlage gedient, die Nummern 15, 16, 22, 

24, 25, 29, 30, 38, 53, 56, 92 und 98 tragen die Überschrift „Note du Comte 

Szembek sur son entretien avec . . . " oder geben Szembeks Aufzeichnungen über 

Gespräche wieder, an denen er als Dritter teilnahm. Bis auf Nr. 25, eine Auf­

zeichnung über ein Gespräch mit Ribbentrop am 14. 8. 1936 in Berlin18, finden 

sich alle diese Stücke im „Journal" wieder, doch besteht mit Ausnahme von Nr. 98 

keine Übereinstimmung! Die Unterschiede beruhen einmal darauf, daß die No­

tizen zweimal übersetzt wurden, wobei die im „Journal" gegebene Übersetzung die 

sorgfältigere zu sein scheint, doch läßt sich das ohne das Original schwer beur­

teilen. Vor allem aber sind die Aufzeichnungen im „Journal" fast durchweg wesent­

lich ausführlicher als im Weißbuch, obwohl sie in diesem meist als „Note" und 

nicht als „Extrait d 'une note" erscheinen, also den Eindruck erwecken, daß sie 

das Gespräch vollständig wiedergeben. Nur bei den Nummern 22 und 29 findet 

sich im Weißbuch ein Absatz mehr als im „Journal". Diese im Weißbuch vor­

genommenen Kürzungen verändern nun den Tenor der Gespräche zwar nicht so, 

daß man von einer Verfälschung sprechen könnte, aber sie betreffen bezeichnender­

weise doch gerade Sätze und Abschnitte, in denen die deutschen Gesprächspartner 

sich nachgiebig zeigten oder die für die polnische Haltung peinlich sein mußten. 

So fehlt z. B. bei der Wiedergabe eines Gesprächs Szembek-Göring am 4. 11. 193719 

Görings Hinweis, daß der oberschlesische Wojewode Grazynski der deutsch-pol­

nischen Verständigung ebenso im Wege stünde wie der Danziger Gauleiter Forster, 

auch seine mehrfache Aufforderung, Forster nach Warschau kommen zu lassen, u m 

ein ernstes Gespräch mit ihm zu führen, und schließlich seine Bemerkung, Polen 

müsse einen Zugang zum Schwarzen Meer haben. 

Umgekehrt sind bei einem Gespräch Szembek-Moltke am 4. 2. 193920, kurz nach 
18 Hier scheint ein Datierungsirrtum vorzuliegen. Nach dem Journal hatte Szembek am 

12. 8. ein Gespräch mit Ribbentrop, das nur ganz kurz wiedergegeben ist, am 14. dagegen 
Gespräche mit polnischen und französischen Diplomaten. Es ist kaum anzunehmen, daß 
Szembek in drei Tagen zweimal bei Ribbentrop war. 

19 Weißbuch Nr. 30, Szembek, S. 246/47. 
20 Weißbuch Nr. 56, Szembek, S. 416/17. 
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Ribbentrops Besuch in Warschau und nach den Gesprächen über die exterri­
toriale Autostraße durch den Korridor, im Weißbuch alle die Stellen fortgelassen, 
in denen Szembek sich besonders scharf und kategorisch gegen einen solchen Ge­
danken aussprach und mit den Worten „les Polonais ne sont pas les Tchèques" auf 
die Kampfentschlossenheit des polnischen Volkes hinwies. 

Nicht anders ist es schließlich bei einer Diskussion Noel-Szembek vom 26.8. 
193921 über Hendersons Vorschlag, die strittigen Territorialfragen durch einen 
großzügigen Bevölkerungsaustausch zu regeln, der polnischerseits zwar nicht auf 
strikte Ablehnung, aber doch auf deutliche Zurückhaltung stieß. Hier fehlt im 
Weißbuch der Hinweis Noels, daß man mit der Besprechung dieses Vorschlags auf 
jeden Fall Zeit gewinnen könne, in der einerseits Polen sich militärisch besser vor­
bereiten, andererseits die in Berlin für die Erhaltung des Friedens arbeitenden 
gemäßigten Kräfte an Einfluß gewinnen könnten. Hier streift die Kürzung doch 
schon hart an eine Verfälschung, jedenfalls mußte die internationale Beurteilung 
der polnischen Haltung bei Kenntnis des Noelschen Zusatzes sehr viel ungünstiger 
ausfallen, und das hat die Kürzung geschickt umgangen. 

Wird der „demier rapport" des polnischen Außenministers trotz aller Vorbehalte 
eine der bedeutendsten Quellen für die Beurteilung der polnischen Außenpolitik 
— aber auch nur dieser — bleiben, so dürfte die Bedeutung des „Journal" seines 
Staatssekretärs, auch in der uns vorliegenden gekürzten Form, dreifach sein: als 
bislang wichtigste Quelle für die polnische Außenpolitik der Jahre 1935—1939, als 
Fundgrube für Einzelheiten der europäischen Geschichte der gleichen Zeit und 
schließlich als Prüfstein für den Wert und die innere Wahrhaftigkeit anderer 
Quellenwerke. 

21 Weißbuch Nr. 92, Szembek, S. 493/94. 
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DIE KOMMUNISTISCHE MACHTÜBERNAHME 

IN DEN BALTISCHEN STAATEN1 

Vorbemerkung 

Infolge des Molotow-Ribbentrop-Paktes und des Zusammenbruchs Polens wurden 
die Republiken Estland, Lettland und Litauen im Herbst 1939 gezwungen, Bei­
standspakte mit der Sowjetunion abzuschließen, die der Sowjetwehrmacht Land-
und Marinestützpunkte sowie Flugplätze einräumten2. Die Sowjetunion ver­
pflichtete sich ihrerseits, die souveränen Rechte der baltischen Staaten, ihr Wirt­
schaftssystem und ihre Staatsordnung zu wahren und sich nicht in die inneren 
Angelegenheiten der drei Länder einzumischen. Diese Versprechungen, die von 
Stalin und Molotow in ihren mündlichen Absprachen mit den baltischen Außen­
ministern bekräftigt wurden, sind von sowjetischer Seite nicht eingehalten wor­
den. Von den Sowjets wurde der deutsche Vormarsch im Westen dazu benutzt, 
um unter nichtigen Vorwänden am 15. und 16. Juni 1940 in ultimativer Form 
eine totale Besetzung der baltischen Staaten durch die Rote Armee und die Bil­
dung von sowjetfreundlichen baltischen Regierungen zu fordern3. Bei der Annahme 
des Ultimatums erklärte sich die Sowjetregierung bereit, für die Wahrung der 
staatlichen Unabhängigkeit der drei Republiken im Rahmen der geltenden Ver­
tragsbestimmungen einzutreten. Unter dieser grundsätzlichen Voraussetzung wurde 
das sowjetische Ultimatum von den Regierungen Litauens, Lettlands und Estlands 
angenommen, zumal ein militärischer Widerstand gegen die sowjetischen Forde­
rungen keinerlei Erfolgsaussichten gehabt hätte. 

I. Die Bildung volksdemokratischer Regierungen in den baltischen Staaten 

Der Einmarsch der sowjetischen Truppen in das Baltikum begann am 15. und 
17. Juni 1940 und wurde im Laufe von wenigen Tagen abgeschlossen. Gleich-

1 Der vorliegende Aufsatz bildet einen Vorabdruck aus einer größeren Abhandlung des Ver­
fassers, die der sowjetischen Intervention im Baltikum und der völkerrechtlichen Proble­
matik der baltischen Frage gewidmet ist. 

2 Zur Vorgeschichte des Molotow-Ribbentrop-Paktes und der baltisch-sowjetischen Bei­
standspakte vgl. Meissner, B.: Die Großmächte und die baltische Frage, Osteuropa, 2. Jahr­
gang (1952), S. 241-249 . 

3 Die Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den baltischen Staaten vom Molotow-
Ribbentrop-Pakt bis zum sowjetischen Ultimatum werden vom Verfasser in einem Aufsatz 
näher behandelt, der demnächst in der Zeitschrift für Ostforschung erscheint. 
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zeitig mit der Überreichung des sowjetischen Ultimatums an die Regierungen 
Estlands und Lettlands am 16. Juni trafen der ZK-Sekretär und Leiter der Lenin­
grader Parteiorganisation, A. A. Shdanow4, und der Erste Stellv. Außenkommissar 
der UdSSR, A. J. Wyschinskij, auf dem Luftwege in Reval (Tallinn) und Riga 
ein5. Sie hatten als Beauftragte der Sowjetregierung dieselben Funktionen zu er­
füllen wie der Stellv. Außenkommissar der UdSSR und Leiter der Auslandsabtei­
lung des NKGB, W. G. Dekanosow6, in Kauen (Kaunas). 

Die Tätigkeit der drei Sonderbeauftragten wurde von Shdanow koordiniert, der 

in der sowjetischen Gesandtschaft in Reval sein Hauptquartier aufschlug. Gleich 

nach seiner Ankunft trat Shdanow mit führenden Funktionären der Kommuni­

stischen Partei Estlands7 und linksradikal gesinnten estnischen Persönlichkeiten in 

Verbindung, u m die Bildung einer prosowjetischen Regierung vorzubereiten. Als 

künftiger Ministerpräsident wurde von ihm der Dichter Dr. med. Johannes Vares-

Barbarus ausersehen, dem er eine Beibehaltung der staatlichen Unabhängigkeit 

Estlands und eine spätere Zurückziehung der sowjetischen Besatzungstruppen in 

Aussicht stellte8. Als Vares den Wunsch äußerte, vor der Regierungsbildung Füh­

lung mit dem estnischen Staatspräsidenten und dem Parlament aufzunehmen, 

wurde ihm dieses von Shdanow untersagt. Dieser forderte ihn auf, umgehend eine 

Kabinettsliste einzureichen, alles übrige sei die Aufgabe des Beauftragten der 

Sowjetregierung. Als Vares die Befürchtung äußerte, daß von sowjetischer Seite 

Waffengewalt angewendet würde, erklärte Shdanow9: 

„Rest assured, Mr. Vares, be fully reassured. We are no Germans. Everything 
will be done according to democratic parliamentary rules. We shall ask your 
President to constitute a new Government. Once the present Cabinet, which is 
incapable of solving present problems, is dismissed, the President will have to 
announce the elections, and you will assume the Government by a Parliamen­
tary mandate." 

Die Einsetzung einer volksdemokratischen Regierung sollte sich schwieriger er­

weisen, als es sich Shdanow anfangs vorgestellt hatte. Während der litauische 

Staatspräsident Smetona ins Ausland geflüchtet war, blieb der estnische Staats­

präsident Päts zunächst weiter im Amt. Dagegen erklärte die bisherige estnische 

4 Zur Person Shdanows, der zugleich Mitglied des Polit- und Orgbüros der KPdSU (B) 
war, vgl. Meissner, B.: Shdanow, Osteuropa, 2. Jahrgang (1952), S. 1 5 - 2 2 und 9 4 - 1 0 1 . 

5 Vgl. The Murder of a Nation. Reminiscences of a former Major of State Security of 
the USSR, Lithuanian Bulletin, 7. Jahrgang (1950), Nr. 7 - 1 2 , S. 1 0 - 1 1 (zitiert Reminis­
cences). 

6 Der spätere Sowjetbotschafter in Berlin, dessen Karriere infolge des Sturzes von Berija 
im Sommer 1953 ein jähes Ende gefunden hat, arbeitete bereits in Litauen eng mit dem 
damaligen Gesandtschaftsrat W. S. Semjonow, dem heutigen Hohen Kommissar der UdSSR 
in Deutschland, zusammen. 

7 Die Kommunistische Partei Estlands war nach dem gewaltsamen Umsturzversuch vom 
1. Dezember 1924 als staatsfeindliche Organisation verboten worden. 

8 Vgl. Reminiscences, a. a. O., S. 12—13. 
9 Vgl. Reminiscences, a. a. O., S. 13. 
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Regierung mit dem Ministerpräsidenten Prof. Uluots an der Spitze, nach Annahme 
des sowjetischen Ultimatums, am 16. Juni ihren Rücktritt. Der Staatspräsident ge­
nehmigte das Rücktrittsgesuch der Regierung, bat jedoch die bisherigen Minister, 
bis zur Bildung der neuen Regierung die Geschäfte einstweilen weiterzuführen. 
So blieb die zurückgetretene Regierung Uluots zunächst als geschäftsführende Re­
gierung weiter im Amt. Vergeblich bemühte sich Shdanow, von Päts eine Bestäti­
gung des von Vares vorgeschlagenen Kabinetts zu erreichen, das aus Kommuni­
sten und linksradikalen Politikern bestand. 

Nach dem Einmarsch der Roten Armee wurde der Amtssitz des estnischen 
Staatspräsidenten, das Schloß Katharinental (Kadrioru), von der Umwelt völlig 
isoliert. Vier Tage lang weigerte sich Päts standhaft, die ihm vom sowjetischen 
Emissär vorgelegte Kabinettsliste zu unterzeichnen. 

Am 21 . Juni verlor Shdanow die Geduld, zumal es Dekanosow und Wyschinskij 

inzwischen gelungen war, in Litauen und Lettland die Bildung volksdemokrati­

scher Regierungen durchzusetzen. 

Auf seine Initiative wurde unter dem Schutz der sowjetischen Besatzungstruppen 
ein kommunistischer „Volksaufstand" ausgelöst10. 

Nach Befreiung kommunistischer Funktionäre aus dem Revaler Zentralgefäng­

nis kam es zu einer Demonstration vor dem Amtssitz des Staatspräsidenten. Ein 

vorwiegend mit sowjetischen Waffen ausgerüsteter kommunistischer „Selbst­

schutz", verstärkt durch bolschewistische Stoßtrupps aus Leningrad, stürmte das 

alte Ordensschloß, das estnische Regierungs- und Parlamentsgebäude und hißte 

auf dem Langen Hermann, dem Wahrzeichen Revals, die rote Fahne. Weitere 

öffentliche Gebäude wurden besetzt, Beamte und Polizeiangehörige verhaftet. Mit 

den Offiziersanwärtern, die sich in ihrer Kaserne verschanzt hatten, kam es zu 

einem Feuergefecht. U m weiteren Ausschreitungen vorzubeugen und ein Blut­

vergießen zu verhindern, gab Staatspräsident Päts nach und bestätigte die Regie­

rung Vares in der von Shdanow geforderten Zusammensetzung. Sofort nach der 

Amtsübernahme durch die neue volksdemokratische Regierung wurde von den 

sowjetischen Besatzungstruppen Ruhe und Ordnung wiederhergestellt. Der kom­

munistische „Selbstschutz" wurde entwaffnet. 

Auch die bisherige lettische Regierung erklärte unmittelbar nach Annahme des 

sowjetischen Ultimatums ihren Rücktritt. Der lettische Staatschef Ulmanis, der 

bisher die Ämter des Staatspräsidenten und Ministerpräsidenten in seinen Händen 

vereinigt hatte, behielt das Amt des Staatspräsidenten, legte jedoch das Amt des 

Ministerpräsidenten nieder. 

In Riga war es bereits beim Einmarsch der Roten Armee zu kommunistischen 

Demonstrationen gekommen. Als sich Ulmanis weigerte, die von Wyschinskij vor-

10 Vgl. Üxküll, G. v.: Wie die baltischen Staaten von der Sowjetunion vergewaltigt wur­
den. Ein Augenzeuge berichtet von Besetzung und Umsturz in Estlands Hauptstadt Reval, 
Die „Zeit" vom 22. Juni 1950; Umbruch im Baltikum, Pester Lloyd vom 22. Juni 1940; An 
Appeal for Freedom of Estonia, New York, o. J., S. 9. 

2 Zeitgeschichte 7 
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geschlagene Kabinettsliste zu unterzeichnen, kam es zu Straßenunruhen. Am 
20. Juni wurde eine „Volksregierung" mit Prof. Kirchensteins an der Spitze ge­
bildet11. 

Die Bildung des neuen Ministerkabinetts wurde vom Sekretariat des Staatspräsi­
denten am gleichen Tage verkündet, ohne daß aus dieser Mitteilung ersehen wer­
den konnte, daß eine Bestätigung durch Ulmanis vorangegangen war. Die Regie­
rungsbildung stand somit in offensichtlichem Widerspruch zu den Bestimmungen 
der lettischen Verfassung von 1922, die auch unter dem autoritären Regime ihre 
Geltung beibehalten hatte. I m Artikel 56 war vorgesehen, daß „das Minister­
kabinett von derjenigen Person gebildet wird, die vom Staatspräsidenten dazu auf­
gefordert wird". Auch bei der Ernennung der einzelnen Kabinettsmitglieder wur­
den die üblichen Formen mit einer einzigen Ausnahme nicht beachtet12. 

Unter Verletzung der geltenden Verfassungsbestimmungen ging auch die Bil­
dung der litauischen „Volksregierung" vor sich. Staatspräsident Smetona hatte sich 
ins Ausland begeben, ohne auf sein Amt zu verzichten. Vor dem Verlassen des 
litauischen Staatsgebietes am 15. Juni 1940 hatte Smetona den Ministerpräsidenten 
Merkys aufgefordert, ihn in der Ausübung der Amtsgeschäfte des Präsidenten der 
Republik gemäß Artikel 71 der litauischen Verfassung von 1938 zu vertreten13 . 

Zur Begründung gab Smetona an, daß er sich nicht wohl fühle. I m Falle der 
Krankheit oder eines Auslandsaufenthaltes des Staatsoberhauptes gingen gemäß den 
Bestimmungen des Artikel 71 nur die Obliegenheiten des Staatspräsidenten auf 
den Ministerpräsidenten über, nicht dagegen die vollen Machtbefugnisse. Diese 
konnten gemäß Artikel 72 der Verfassung nur im Falle des Todes oder Rücktritts 
des Staatspräsidenten dem Ministerpräsidenten zustehen. 

Merkys selbst hatte am 15. Juni das Amt eines Ministerpräsidenten niedergelegt. 
Dekanosow veranlaßte ihn am 17. Juni, als Leiter der geschäftsführenden 
Regierung eine Erklärung abzugeben, in der der Auslandsaufenthalt Smetonas als 
Flucht bezeichnet und der Niederlegung des Amtes eines Staatspräsidenten gleich­
gesetzt wurde. Mit dieser Erklärung übernahm Merkys die vollen Machtbefugnisse 
des Staatspräsidenten im Widerspruch zu der ausdrücklichen Bestimmung der Ver­
fassung, derzufolge weder die Regierung, noch das Parlament, noch irgendein 
Gericht den Staatspräsidenten seines Amtes vor Ablauf der Amtszeit entheben 
konnte. Merkys war infolgedessen verfassungsrechtlich nicht legitimiert, auf Grund 
des Artikels 97 den von Dekanosow nominierten kommunistischen Schriftsteller 
Paleckis, seinen Nachfolger im Amt eines Ministerpräsidenten, mit der Bildung 
einer neuen „Volksregierung" zu beauftragen. 

Paleckis rückte als Ministerpräsident zum zeitweiligen Staatspräsidenten auf, 
während sein Stellvertreter und Außenminister Prof. Krévé-Mickevicius gemäß 
Artikel 102 die Leitung der Regierungsgeschäfte übernahm. 

11 Vgl. Cakste, M.: Latvia and the Soviet Union, Journal of Central-European Affairs, 
9. Jahrgang (1949/50), S. 47. 

12 Vgl. Cakste, a. a. O., S. 48. 
13 Vyriausybes 2inios vom 16. Juni 1940, Nr . 709. 
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II. Die Einheitsblockwahlen und die Umwandlung der baltischen Freistaaten in 
Sowjetrepubliken 

In den Regierungserklärungen der neuen Regierungschefs14 wurde überein­

stimmend betont, daß die staatliche Unabhängigkeit der baltischen Staaten durch 

die Beistandspakte mit der Sowjetunion garantiert sei, daß Reformen nur in Über­

einstimmung mit den entsprechenden Verfassungsbestimmungen erfolgen würden 

und daß an die Errichtung eines Sowjetregimes nicht gedacht sei. 

Demgegenüber wurde von der Führung der Kommunistischen Parteien im Ein­

vernehmen mit den sowjetischen Besatzungsorganen von vornherein eine Bolsche-

wisierung der bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung angestrebt. Diese Be­

strebungen wurden innerhalb der neuen Regierungen vor allem von jenen Per­

sönlichkeiten mi t Besorgnis aufgenommen, die durch eine Zusammenarbeit mit 

der Sowjetunion die Unabhängigkeit der baltischen Staaten zu erhalten gehofft 

hatten. Zu diesen Persönlichkeiten gehörte Prof. Krévé-Mickevicius, der in seiner 

Eigenschaft als amtierender litauischer Ministerpräsident und Außenminister Mo­

lotow um eine Unterredung ersuchte, u m eine Klärung der sowjetischen Absichten 

herbeizuführen. 

Diese Unterredung fand am 30. Juni 1940 in Moskau statt. Nach dem Bericht 

von Prof. Krévé-Mickevicius15 erklärte Molotow, daß die Sowjetregierung, obwohl 

sie mit der deutschen Regierung einen Freundschaftspakt geschlossen habe, ge­

wisse Vorsichtsmaßnahmen nicht außer acht lassen dürfe. Deshalb sei die Sowjet­

regierung, die sich aus dem Weltkriege herauszuhalten bemühe, gezwungen ge­

wesen, aus Sicherheitsgründen sowohl Litauen als auch die anderen baltischen 

Staaten zu besetzen. Er (Molotow) müsse das heute sagen, was morgen schon allen 

klar sein werde. Wenn schon die russischen Zaren seit Iwan dem Schrecklichen 

bestrebt gewesen seien, bis zum Baltischen Meer zu gelangen, so nicht wegen ihrer 

persönlichen Gelüste, sondern deshalb, weil das der Entwicklungsgang des russischen 

Staates und der russischen Nation erforderte. Weiter erklärte der sowjetische Re­

gierungschef und Außenkommissar, daß die von Smetona und Ulmanis geführte 

Politik die Sowjetregierung zu der Einstellung gezwungen habe, daß nun der 

Sentiments genug seien und daß man u m die Lebensinteressen der Sowjetunion 

besorgt sein müsse. Außerdem würden die Kleinstaaten sowieso in der Zukunft 

verschwinden müssen, und für Litauen und die anderen baltischen Staaten sei es 

besser, sich der „ehrenvollen Familie der Sowjetrepubliken" anzuschließen, als von 

Polen oder Deutschland geraubt zu werden. Deshalb sollte auch die derzeitige 

litauische Regierung sich auf diese Ereignisse ernstlich vorbereiten, die Lage all­

mählich selbst verstehen und auch den Verwaltungsapparat an die Ordnung ge­

wöhnen, die in diesen Ländern künftig werde eingeführt werden müssen. Krévé-

14 Karecia, E.: Technique of Economic Sovietisation, London 1947, S. 18; Cakste, a.a.O., 
S. 52. 

15 Fünf Stunden bei Molotow. Aufzeichnungen des ehemaligen litauischen Außenministers. 
Mitgeteilt von Erich Brandt (Kauen), Hamburger Fremdenblatt vom 9. Mai 1943. Die 
Memoiren von Krévé-Mickevicius erscheinen in Kürze in den Vereinigten Staaten. 
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Mickevicius wandte ein, daß Litauen es selbst in den schwersten Jahren vermocht 

habe, den polnischen Gelüsten auf Einverleibung Litauens Widerstand zu leisten 

und daß es auch künftig verstehen werde, einer solchen Entwicklung zu wider­

streben. Die Bevölkerung Litauens schätze ihre Unabhängigkeit hoch ein, deshalb 

werde sie zu den Deutschen als ihren Befreiern aufblicken, und der Roten Armee 

werde die Gefahr entstehen, in einen Partisanenkrieg im Rücken verwickelt zu 

werden. Molotow meinte, was die Kriegsgefahr mit Deutschland betreffe, so brauche 

man darüber nicht zu reden. Wenn die deutsche Regierung die Besetzung der 

baltischen Staaten geschluckt habe (proglotila), so werde sie auch die Einverleibung 

dieser Länder in die Sowjetunion verdauen müssen. Man werde das Volk in einer 

Form befragen, wie sie in den Sowjetrepubliken Geltung habe. „Wir werden es 

verstehen, das litauische Volk zu überzeugen. Sie werden sehen, es werden keine 

vier Monate vergehen, bis sich die litauische Bevölkerung für den Anschluß an die 

Sowjetunion aussprechen wird." 

Die von Molotow angekündigten Wahlen fanden in allen drei baltischen Staaten 

an denselben Tagen (14. und 15. Juli 1940) statt, wurden mit den gleichen Me­

thoden durchgeführt und ergaben die vom Kreml angestrebten Ergebnisse. I n 

Estland stimmten bei einer Wahlbeteiligung von 8 1 , 6 % 9 2 , 9 % für die Wahl­

liste des kommunistisch bestimmten „Verbandes des werktätigen Volkes". In Lett­

land gaben bei einer Wahlbeteiligung von 94,7 % 97,6 % der Wähler ihre Stimme 

für die kommunistische Einheitsliste ab. In Litauen betrug der Prozentsatz bei 

einer Wahlbeteiligung von 9 5 , 5 % sogar 99,2 % 1 6 . 

Wie diese Ergebnisse erzielt worden sind, läßt sich am besten am estnischen 

Beispiel verfolgen, wo die Kommunistische Partei über einen besonders geringen 

Prozentsatz von Anhängern verfügte. In Estland wurde durch einen vom Staats­

präsidenten Päts unterzeichneten und vom Ministerpräsidenten Vares gegengezeich­

neten Erlaß vom 5. Juli 1940 eine Neuwahl der Abgeordnetenkammer und eine Neu­

besetzung des Staatsrates angeordnet. Zur beschleunigten Durchführung der Wahl 

der Abgeordnetenkammer sollte die Regierung die entsprechenden Anordnungen 

erlassen17. 

Gemäß § 68 und § 86 der estnischen Verfassung von 1937 hatte der Präsident 

der Republik das Recht, vor Ablauf von fünf Jahren die Wahl eines neuen Be­

standes der Abgeordnetenkammer und eine Neubesetzung des Staatsrates aus staat­

lichen Erwägungen anzuordnen. Er hatte aber nicht das Recht, auf dem Dekret­

wege eine Änderung des Wahlgesetzes vorzunehmen oder eine solche über die 

Regierung zu veranlassen. I m § 99 Ziff. 2 der Verfassung wurde ausdrücklich er­

klärt, daß der Präsident der Republik die Gesetze betreffend die Wahl der Abge­

ordnetenkammer und die Bildung des Staatsrates durch ein Dekret weder in Kraft 

setzen noch ändern durfte. 

Die Regierung Vares handelte somit verfassungswidrig, als sie durch eine Rechts-

16 DNB vom 17. Juli 1940. 
17 Vgl. Dokument 1: Beschluß des Staatspräsidenten Nr. 175 vom 5. Juli 1940 betreffend 

Neuwahlen in die Abgeordnetenkammer und die Neubildung des Staatsrates. 
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Verordnung vom 5. Juli 1940 das geltende Wahlgesetz vom 17. August 1937 ein­
fach änderte18. Durch die Änderungen wurde eine beschleunigte Durchführung 
der Wahlen und eine Beeinflussung der Wahlergebnisse bezweckt. Alle auf den 
Wahlgang bezüglichen Fristen wurden verkürzt. Für die Wahlvorbereitung wur­
den statt 35 Tagen nur 9 Tage vorgesehen. Für die Kandidatenaufstellung ver­
blieben nur 4 Tage (§ 31). Den Wahlkreiskomitees wurde das Recht gegeben, 
über die Anerkennung und die Ablehnung von Wahlvorschlägen zu entscheiden 
(§18 Ziff. 3). Die Entscheidungen des Hauptwahlkomitees hinsichtlich der Ab­
lehnung von Wahlvorschlägen wurden für endgültig erklärt (§ 16). Eine Klage 
vor der Verwaltungsabteilung des Staatsgerichtes wurde damit ausgeschlossen. Das 
Prinzip der geheimen Wahl wurde dadurch verletzt, daß der Wahlumschlag nur 
von einem Mitglied der Wahlkommission und nicht mehr wie bisher vom Wähler 
selbst eingeworfen werden durfte (§ 59). 

Der in seinem Ermessen auf Grund der Regierungsanordnung vom 5. Juni un­
beschränkte Wahlapparat wurde völlig von Funktionären der Kommunistischen 
Partei beherrscht. Das Hauptwahlkomitee, das auf Grund des geänderten § 13 des 
Wahlgesetzes von der Regierung ernannt wurde, bestand in seiner Mehrheit aus 
Mitgliedern der Kommunistischen Partei Estlands19. Es ernannte die Kreiswahl-
koraitees, die ihrerseits die Bezirkswahlkommissionen bestätigten. Hinsichtlich der 
Bezirkskomitees erteilte das Hauptwahlkomitee folgende Weisung20: „Die Kreis­
komitees haben dafür zu sorgen, daß die Bezirkskommissionen unter Berücksich­
tigung der im Staatsleben erfolgten Veränderungen rechtzeitig gebildet werden." 
Dasselbe wiederholten die Kreiskomitees in ihren Rundschreiben an die Gemeinde-
und Stadtverwaltungen21. 

Bei der Wahlvorbereitung war von vornherein die Tendenz erkennbar, Gegen­
kandidaten des „Verbandes des werktätigen Volkes" auszuschalten. Damit wurde 
den demokratischen Parteien und sonstigen nationalen Kräften die Möglichkeit ge­
nommen, den Wahlausgang irgendwie zu beeinflussen. Wahlvorschläge der nicht­
kommunistischen Gegenkandidaten wurden wegen des geringsten Formfehlers für 
ungültig erklärt, während die vom „Verband der Werktätigen" aufgestellten Kan­
didaten trotz beträchtlicher Formfehler zugelassen wurden. Da trotzdem in jedem 
Wahlkreis mindestens ein Gegenkandidat übrig blieb, änderte die Regierung Vares 
durch eine weitere telegraphisch durchgegebene Rechtsverordnung am 9. Juli er­
neut das Wahlgesetz in dem Sinne, daß von allen Kandidaten die Einreichung 
einer Wahlplattform gefordert wurde22. Der letzte Termin für die Einreichung 

18 Vgl. Dokument 2: Anordnung der Regierung der Republik betreffend die Wahl der 
Abgeordnetenkammer vom 5. Juli 1940. 

19 Vgl. Dokument 3: Beschluß der Regierung der Republik betreffend die Zusammen­
setzung des Hauptwahlkomitees vom 5. Juli 1940. 

20 Vgl. Dokument 4: Protokoll des Hauptwahlkomitees Nr. 4 vom 7. Juli 1940. 
21 Vgl. Dokument 5: Rundschreiben des Wahlkreiskomitees von Harrien (Harjumaa) vom 

9. Juli 1940. 
22 Vgl. Dokument 7: Ergänzende Anordnung der Regierung der Republik über die Wahl 

der Abgeordnetenkammer vom 9. Juli 1940. 
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der Wahlvorschläge war gemäß dem Beschluß des Hauptwahlkomitees vom 6. Juli 

1940 der 9. Juli 24 Uhr23. 

Die Anordnung der Regierung hinsichtlich der Einreichung einer Wahlplatt­

form wurde am 9. Juli erlassen, den Wahlkreiskomitees aber erst am Morgen des 

10. Juli bekanntgegeben. Die Einreichung der Wahlplattform wurde zum 10. Juli 

14 Uhr gefordert. Gleichzeitig wurde vom Hauptwahlkomitee mitgeteilt, daß es 

nicht nötig sei, von den Kandidaten des „Verbandes des werktätigen Volkes" die 

Einreichung einer Wahlplattform zu fordern, da letztere in den Grundzügen be­

reits durch die Presse bekanntgeworden sei. Hinsichtlich der Wahlplattform faßte 

das Hauptwahlkomitee am 10. Juli folgenden Beschluß24: 

„Wenn die eingereichte Wahlplattform nur allgemeine Ausdrücke enthält oder 
offensichtlich den Zweck verfolgt, die Wähler irrezuführen, so überprüft das 
Wahlkomitee den Wahlvorschlag des betreffenden Kandidaten, wobei es nach 
inhaltlichen Gesichtspunkten zu dieser Frage Stellung nimmt." 

Die überwältigende Mehrheit der Gegenkandidaten reichte ihre Wahlplattform 

trotzdem zum vorgeschriebenen Termin ein, d. h. zum 10. Juli 14 Uhr25 . Im End­

ergebnis wurden mit einer einzigen Ausnahme alle Wahlplattformen mit der Be­

gründung für ungültig erklärt, daß sie „nur allgemeine Ausdrücke enthalten" oder 

„offensichtlich den Zweck verfolgen, die Wähler irrezuführen"26. Diese Begrün­

dung erfolgte sogar in Fällen, in denen die Wahlplattform wörtlich mit der Wahl­

plattform der Kandidaten des „Verbandes der Werktätigen" übereinstimmte. 

An einigen Orten wurde die eingereichte Wahlplattform des Gegenkandidaten 

zunächst vom Kreiswahlkomitee als gültig anerkannt27. Auf Weisung des Haupt­

wahlkomitees erklärte dasselbe Wahlkomitee die Plattform am nächsten Tage für 

ungültig, da „hinsichtlich des Kandidaten ergänzende Angaben bekanntgeworden 

sind"28. 

An einigen Orten wurden bereits Wahlzettel mit Namen mehrerer Kandidaten 

23 Vgl. Beschluß des Hauptwahlkomitees vom 6. Juli 1940 (RT 1940, Nr. 61, Art. 579). 
24 Vgl. Dokument 9: Protokoll des Hauptwahlkomitees Nr. 7 vom 10. Juli 1940. 
25 Vgl. Dokument 10: Wahlplattform des ehemaligen estnischen Staatsältesten Jaan Tö-

nisson vom 10. Juli 1940 (45. Wahlkreis). Tönisson war der führende national-liberale Poli­
tiker Estlands. 

26 Vgl. Dokument 11: Protokoll des Wahlkreiskomitees von Dorpat (Tartu) Nr. 3 vom 
10. Juli 1940, in dem die Wahlplattformen von Vertretern des städtischen Bürgertums (dar­
unter diejenige Tönissons) verworfen wurden; sowie Dokument 14: Protokoll des Wahlkreis­
komitees von Wierland (Virumaa) Nr. 6 vom 11. Juli 1940, das sich gegen die Vertreter 
des Bauerntums (einschließlich der kleinbäuerlichen Ansiedlerpartei) richtete. 

27 So wurde z. B. die Kandidatur des ehemaligen estnischen Außenministers, Prof. Ants 
Piip, vom Felliner Wahlkreiskomitee, gemäß Protokoll vom 10. Juli 1940 (Dokument 12), 
anfänglich als rechtmäßig anerkannt. 

28 Mit dieser Begründung wurde die Kandidatur von Prof. Piip von dem Felliner Wahl­
kreiskomitee gemäß Protokoll vom 11. Juli 1940 (Dokument 13) für ungültig erklärt. Das 
Wahlkreiskomitee des Kreises Werro (Vöru) beschloß die Nichtzulassung der Gegenkandi­
daten mit drei Stimmen gegen die Stimme des Bezirksrichters K. Hiiob. 
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verteilt. Sie mußten auf Anordnung des zuständigen Wahlkreiskomitees wieder 
eingesammelt werden. 

Durch diese fortlaufenden Verletzungen der Wahlrechtsbestimmungen wurde 
erreicht, daß mit Ausnahme eines einzigen Wahlkreises29 nur die zu einem Block 
zusammengefaßten kommunistischen und linksradikalen Kandidaten zu den Wahlen 
zugelassen wurden, die somit reine „Akklamationswahlen" nach dem Vorbild der 
in der Verfassung der UdSSR vorgesehenen Regelung darstellten. Hinzu kam, daß 
sich alle Mittel der Propaganda und Massenbeeinflussung allein in kommunistischer 
Hand befanden und die Wähler durch die Anwesenheit sowjetischer Besatzungs­
truppen in unmittelbarer Nähe der Wahllokale unter Druck gesetzt wurden30. Die 
Beamten wurden in den Dienst der Wahlpropaganda des Verbandes der Werk­
tätigen gestellt. So hat z. B. das Rundschreiben des Kreischefs von Pernau (Pärnu) 
vom 9. Juli 1940 Nr. 3007 folgenden Wortlaut: „Alle Gemeinde- und Stadtsekre­
täre, Beamten und Lehrer sind verpflichtet, die Wahlpropaganda des Wahlblocks 
der Werktätigen aktiv zu unterstützen, indem sie das ihnen zugeleitete Wahl­
schrifttum verbreiten." 

Am 9. Juli wurde durch Beschluß des Hauptwahlkomitees angeordnet, daß die 
Wähler sich durch einen Personalausweis oder ein anderes amtliches Personal­
papier auszuweisen hätten31. Bei der Wahl wurde ein Vermerk in den Ausweis 
eingetragen32. NichtWähler wurden als „Volksfeinde" bezeichnet. Trotz aller dieser 
Druckmittel scheint die Wahlbeteiligung nicht so hoch gewesen zu sein, wie sie 
vom Hauptwahlkomitee angegeben wurde33. An einzelnen Orten sind nachweislich 
Fälschungen von Wahlergebnissen vorgenommen worden34, die vom Hauptwahl­
komitee bestätigt wurden. Gemäß § 69 der Regierungsanordnung vom 5. Juli 1940 
hatte das Hauptwahlkomitee die von den Bezirkskommissionen und Kreiskomitees 
festgestellten Wahlergebnisse zu überprüfen und nach Durchsicht der Beschwer­
den das endgültige Wahlergebnis festzustellen. Die Entscheidung des Hauptwahl­
komitees war endgültig und konnte nicht eingeklagt werden. 

Die Wahlen zu der Abgeordnetenkammer waren von dem kommunistischen 
Wahlblock unter der Parole der Erhaltung der staatlichen Unabhängigkeit Est­
lands geführt worden. Von Shdanow, der nach Beratungen im Kreml am 17. Juli 
nach Reval (Tallinn) zurückgekehrt war, wo ihn Dekanosow und Wyschinskij er-

29 Jüri = Rajur Liivak im 18. Wahlkreis. 
30 Vgl. Pusta, K. R.: Estonia and Her Rights to Freedom, Journal of Central-European 

Affairs, 3. Jahrgang (1942/43), S. 281-282 . Das Mitglied des Wahlkreiskomitees in Jerwen 
(Järvamaa), A. Tire, erwähnt in seiner Kontrollakte, daß die Wahlbezirke „von der Roten 
Armee bewacht wurden". 

3 1 Vgl. Dokument 8: Beschluß des Hauptwahlkomitees vom 9. Juli 1940. 
32 Pusta, a. a. O., S. 282. 
33 Pusta (a. a. O., S. 282) n immt eine Wahlbeteiligung von 25% auf dem Lande und 

3 0 - 5 0 % in den Städten an. 
34 Nach Aun sollen z. B. vom Dorpater Wahlkreiskomitee 880 Stimmen für gültig er­

klärt worden sein, obgleich sie von den Wahlbezirkskommissionen durchaus begründet als 
ungültig bezeichnet worden waren. 
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warteten, wurde die neue Parole des Anschlusses an die Sowjetunion ausgegeben. 

Am 18. Juli kam es in Reval (Tallinn) und anderen estnischen Städten zu kommu­

nistischen Demonstrationen, bei denen die Umwandlung Estlands in eine Sowjet­

republik und der Anschluß an die Sowjetunion gefordert wurde. Als die Demon­

stranten in Reval vor dem Gebäude der sowjetischen Gesandtschaft defilierten, 

wurden sie von Shdanow, Dekanosow und Wyschinskij begrüßt35. 

Am 21 . Juli trat die neue Abgeordnetenkammer zu ihrer ersten Sitzung zu­

sammen. Sie nahm zunächst eine Deklaration über die Staatsgewalt in Estland an, 

durch die der Freistaat Estland zu einer Sozialistischen Sowjetrepublik erklärt wurde. 

, Die Deklaration hatte in ihren wesentlichen Teilen folgenden Wortlaut3 6: 

„Lange Jahre seufzte das Volk unter dem Druck eines reaktionären Regimes, 
das das Land innen- und außenpolitisch in eine Sackgasse führte . . . 
. . . Das estnische Volk vertrieb die ihm mißfällige Regierung und erhielt zum 
ersten Male in der Geschichte die Möglichkeit, freie Wahlen für die Volksver­
tretung durchzuführen. 
Die am 14. und 15. Juli durchgeführten Wahlen zur Abgeordnetenkammer ge­
stalteten sich zu einem Siegesfest der Arbeiterklasse, der Bauern und der werk­
tätigen Intelligenz. Die Wahlplattform des Verbandes des werktätigen Volkes 
sammelte die überwiegende Mehrzahl des estnischen Volkes, alle unsere ehr­
baren einheimischen Patrioten, um sich. 
Der Wahlsieg des Verbandes des werktätigen Volkes bedeutet eine geschicht­
liche Wende im Leben Estlands, die darin besteht, daß das estnische Volk seinen 
Wunsch geäußert hat, den Kapitalisten und Großgrundbesitzern die politische 
Macht endgültig abzunehmen, die Führung des Staates selbst zu übernehmen 
und eine wirkliche Volksregierung aufzurichten. 
Die neue Abgeordnetenkammer, als der einzige und vollberechtigte Repräsen­
tant des Willens des estnischen Volkes, ist berufen, die Forderungen des Volkes 
durchzuführen und den Sieg des werktätigen Volkes, den es im Kampf gegen 
das exklusive Regime errungen hat, gesetzlich zu verankern; seine vornehmste 
Pflicht erblickt die Abgeordnetenkammer in der Entscheidung über die Staats­
form. 
Dabei wenden wir unsere Blicke zu den uns freundschaftlich gesinnten Völkern 
der UdSSR, zu ihren geschichtlichen Erfahrungen und ihrem großen Vorbilde. 
Die große geschichtliche Erfahrung der UdSSR lehrt uns, daß nur die Sowjet­
gewalt die tatsächlichen Interessen des Volkes zum Ausdruck bringt, ihnen 
Schutz gewährt und die einzige ernsthafte Volksregierung bildet, bei der das 
Volk selbst ohne Gutsbesitzer und Kapitalisten den Staat regiert. 
Jegliche andere Regierungsform ist ein durch die Schlagworte der Freiheit und 
Gleichberechtigung verdeckter oder ein offener Betrug sowie eine Regierung 
einer Handvoll Unterdrücker und eine unbegrenzte Willkürherrschaft über die 
Masse des Volkes, wie die Erfahrungen der kapitalistischen Länder und die bit­
teren Erfahrungen im bürgerlichen Estland uns lehren . . . 
. . . . In Erfüllung des freien und einmütigen Willens des estnischen werktätigen 
Volkes verkündet die Abgeordnetenkammer die Geltung der Sowjetgewalt auf 
dem gesamten Staatsgebiet Estlands. Estland wird zu einer Sozialistischen So-

35 Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 19. Juli 1940. 
36 Estnischer Text: RT 1940, Nr. 74, Art. 733; deutsche Übersetzung: Ostsee-Zeitung vom 

22. Juli 1940, Nr. 43. 
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wjetrepublik erklärt. Von jetzt an liegt alle Gewalt in der Estnischen Sozialisti­
schen Sowjetrepublik beim werktätigen Volk in der Stadt und auf dem Lande 
in Gestalt der Sowjets der Abgeordneten des werktätigen Volkes. 
Die Abgeordnetenkammer hat sich davon überzeugt, daß das gesamte estnische 
Volk sich um die Sowjetgewalt sammelt, um den vollständigen Sieg des werk­
tätigen Volkes zu erringen, um das Wohlergehen Estlands zu sichern, um die 
Blüte der Volkswirtschaft, der Kultur, der Freiheit und des Glückes zu erreichen. 

Es lebe die Estnische Sozialistische Sowjetrepublik! 
Es leben die Sowjets der Vertreter des werktätigen Volkes! 
Es lebe die UdSSR — das Vaterland der Werktätigen der ganzen Welt!" 

Am 22. Juli fand in Gegenwart Shdanows eine Debatte über den Vorschlag der 
Regierung Vares statt, die Estnische Sozialistische Sowjetrepublik als Gliedstaat der 
Sowjetunion anzuschließen. I m Anschluß an diese Debatte wurde von der Abge­
ordnetenkammer eine Deklaration über den Beitritt Estlands zur Sowjetunion an­
genommen37 . 

Gleichlautende Beschlüsse wurden am 21 . und 22. Juli 1940 auch von den neuen 
„Volksparlamenten" Lettlands und Litauens gefaßt38, die ebenfalls aus verfassungs­
widrigen Wahlen hervorgegangen waren. 

Vor dem Zusammentreten des neuen lettischen Sejms wurde von der Regierung 
Kirchensteins das Gesetz von 1936 geändert, auf Grund dessen Ulmanis lettischer 
Staatspräsident geworden war. Kirchensteins übernahm im Widerspruch zu den 
Bestimmungen der Verfassung von 1922 die Befugnisse des Staatspräsidenten39. 
Ulmanis selbst wurde nach der Sowjetunion deportiert. Das gleiche Schicksal 
wurde dem estnischen Staatspräsidenten Päts zuteil. 

In Estland war am 23. Juli von der Abgeordnetenkammer ein Beschluß zur Frage 
der Staatspräsidentschaft gefaßt worden. Der Beschluß hatte folgenden Wort­
laut40: 

„Die Abgeordnetenkammer hat das Rücktrittsgesuch des Präsidenten der Re­
publik, Konstantin Päts, zur Kenntnis genommen und beschlossen, diesem Ge­
such stattzugeben und die Erfüllung der Obliegenheiten des Präsidenten der 
Republik dem Ministerpräsidenten Dr. Johannes Vares zu übertragen." 

Gemäß Art. 46 Abs. 1 der estnischen Verfassung gingen die Obliegenheiten des 

Staatspräsidenten auf den Ministerpräsidenten über, wenn das Amt des Präsiden­

ten vakant wurde oder der Präsident in den im Gesetz bezeichneten Fällen an der 

Ausübung seiner Amtspflichten verhindert war. 

I m vorliegenden Fall war das Amt des Staatspräsidenten vorzeitig vakant ge­

worden. Es mußte infolgedessen gemäß Art. 46 Abs. 2 sofort die Wahl eines neuen 

Präsidenten der Republik in dem im § 40 vorgesehenen Verfahren vorgenommen 

37 Estnischer Text: RT 1940, Nr. 76, Art. 743; deutsche Übersetzung: Ostsee-Zeitung vom 
23. Juli 1940, Nr. 44. 

38 Wortlaut der lettischen Deklaration: Likumu un Ministru Kabineta, 1940, Nr. 14, 
Art. 163; Wortlaut der litauischen Deklaration: Vyriausybes Zinios vom 22. Juli 1940, 
Nr. 5744. 

39 Cakste, a. a. O., S. 55. 
40 RT 1940, Nr. 77, Art. 746. 
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werden. Eine solche Wahl setzte die Neubesetzung der zweiten Kammer der Staats­

versammlung, des Staatsrates, voraus, die bereits durch Erlaß vom 5. Juli zusammen 

mit den Wahlen zur Abgeordnetenkammer angeordnet worden war, aber nie er­

folgt ist. Die beiden Deklarationen über die Staatsgewalt und den Beitritt zur 

Sowjetunion sind ohne Mitwirkung des Staatsrates zustande gekommen. Sie sind 

auch nicht vom letzten verfassungsmäßig gewählten Staatspräsidenten bestätigt 

worden. Boris Meissner 

Dokumente zu den kommunistischen „Volkswahlen" in Estland 1 

1. B e s c h l u ß des P r ä s i d e n t e n d e r R e p u b l i k Nr . 175 v o m 5. J u l i 1940 

(RT 1940, Nr. 60, Art. 565) 

Aus staatlichen Erwägungen ordne ich an, daß eine Neuwahl der Abgeordneten­
kammer und eine Neubesetzung des Staatsrates vorgenommen wird. 

Zur beschleunigten Durchführung der Wahl der Abgeordnetenkammer soll die 
Regierung der Republik die entsprechenden Anordnungen erlassen. 

gez. K. Päts, Präsident der Republik 
gez. J. Vares, Ministerpräsident 

2. A n o r d n u n g d e r R e g i e r u n g d e r R e p u b l i k b e t r e f f e n d d ie W a h l d e r Ab­
g e o r d n e t e n k a m m e r vom 5. J u l i 1940 

(RT 1940, Nr. 60, Art. 566) 

Die Wahl der Abgeordnetenkammer erfolgt am 14. und 15. Juli 1940 nach dem 
Gesetz über die Wahl der Abgeordnetenkammer, wobei zur beschleunigten Durch­
führung dieser Wahl das Gesetz mit folgenden Abweichungen Anwendung findet: 
§ 13, 16, 18 Ziff. 3 u. 5, § 21, 22, § 26 Abs. 2, § 31 Abs. 1 u. 2, § 33, 34, 39, § 41 
Abs. 2, § 46, 47, 48, 49, 59, 61 Abs. 2, § 69 und 75 werden in folgender Form an­
gewandt : 

§ 13. Das Hauptwahlkomitee besteht aus einem Vorsitzenden und sechs Mit­
gliedern. Der Vorsitzende und die Mitglieder werden von der Regierung der Repu­
blik ernannt. Einen stellvertretenden Vorsitzenden wählt das Hauptwahlkomitee aus 
der Zahl seiner Mitglieder. 

Das Hauptwahlkomitee ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem 
stellvertretenden Vorsitzenden mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Die Ge­
schäftsführung des Hauptwahlkomitees erfolgt durch die Staatskanzlei. 

§ 16. Die Beschlüsse des Hauptwahlkomitees sind endgültig und können nicht 
beklagt werden. 

§ 18, Ziff. 3. Die Entgegennahme der Wahlvorschläge, die Feststellung der Ge­
setzmäßigkeit derselben und der Aushang der Liste der aufgestellten Kandidaten zur 
allgemeinen Kenntnisnahme. 

1 Neben Gesetzestexten, die im estnischen Staatsanzeiger (Riigi Teataja=RT) veröffent­
licht worden sind, werden Abschriften von Originaldokumenten aus dem estnischen Staats­
archiv in Reval (Tallinn) wiedergegeben, die von einem Mitglied der estnischen Widerstands­
bewegung, Dr. Karl Aun, während der deutschen Besetzungszeit angefertigt und dem Ver­
fasser zur Verfügung gestellt wurden. 
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§ 18, Ziff. 5. Verfügung über die Herstellung von Wahlzetteln und Umschlägen, 
Protokollformblättern und sonstigem Wahlmaterial und Weiterleitung derselben an 
die Stadt- und Gemeindeverwaltungen. 

§ 21 . Als Unterlage für die Durchführung der Wahlen zur Abgeordnetenkammer 
führt die Stadt- und Gemeindeverwaltung für jeden Stimmbezirk eine Liste der 
stimmberechtigten Bürger, die zu einem vom Hauptwahlkomitee bestimmten Zeit­
punkt ergänzt und verbessert wird. 

§ 22. In das Verzeichnis der stimmberechtigten Bürger werden diejenigen stimm­
berechtigten Bürger eingetragen, die während der Ergänzung der Wählerlisten 
(§ 21) ihren Wohnort im entsprechenden Stimmbezirk haben. Aus dem Verzeichnis 
werden diejenigen Bürger gestrichen, die vor dem Zeitpunkt der Ergänzung und 
Verbesserung der Liste (§ 21) aus dem betreffenden Stimmbezirk verzogen waren 
oder die ihr Stimmrecht eingebüßt haben. Zeitweilig von ihrem Wohnort abwesende 
Bürger unterliegen nicht der Streichung aus der Wählerliste. 

Niemand kann in der Liste von mehr als einem Stimmbezirk verzeichnet sein. 

§ 26, Abs. 2. Das Recht, die Eintragung in die Wählerliste zu fordern, dauert bis 
zum Abschluß der Wahlen. 

§ 31, Abs. 1 u. 2. Jeder Kandidat wird dem Wahlkreiskomitee spätestens fünf Tage 
vor dem ersten Wahltag unter Beachtung der diesem Paragraphen beigefügten Form 
und mit den dort bezeichneten Angaben namhaft gemacht. Außerdem kann der 
Wahlvorschlag eine Überschrift und die Losung enthalten, unter welcher der Kan­
didat in die Wahl geht. Das Wahlkreiskomitee kann die Überschrift und die Losung 
streichen, wenn es der Ansicht ist, daß sie dem Gesetz oder der Sittlichkeit wider­
spricht. Wenn der Wahlvorschlag als Überschrift den Namen einer eingetragenen 
Organisation führt, kann das leitende Zentralorgan dieser Organisation oder ein von 
diesem bevollmächtigter örtlicher Vertreter spätestens am vierten Tage vor dem 
ersten Wahltag dem Wahlkreiskomitee mitteilen, daß dem betreffenden Kandidaten 
die Beifügung des Namens dieser Organisation nicht gestattet wird. Letzterenfalls 
streicht das Wahlkreiskomitee den Namen der Organisation aus dem Wahlvorschlag. 

Der Wahlvorschlag, der für einen Kandidaten auch auf mehreren den gleichen 
Wortlaut enthaltenden Blättern untergebracht sein kann, muß von wenigstens 
50 stimmberechtigten Bürgern des Wahlkreises unterzeichnet sein, für den der be­
treffende Kandidat aufgestellt werden soll. 

§ 33. Der im vorigen Paragraphen bezeichnete Vertreter des Wahlvorschlages kann 
in jede Stimmbezirkskommission des betr. Wahlkreises einen Vertreter entsenden (§19). 

§ 34. Jeder Wahlvorschlag wird vom Wahlkreiskomitee nach der Zeit seines Ein­
treffens mit einer laufenden Nummer versehen. Die durch die Post übermittelten 
Wahlvorschläge gelten als rechtzeitig eingetroffen, wenn sie am fünften Tage vor 
dem ersten Wahltage beim Wahlkreiskomitee eintreffen. Die laufende Nummer der 
gleichzeitig mit der Post eingegangenen Wahlvorschläge richtet sich nach der Reihen­
folge, in der diese Sendungen geöffnet werden. 

§ 39. Aus den Kandidaten, die durch die vom Wahlkreiskomitee anerkannten 
Wahlvorschläge aufgestellt worden sind, stellt das Kreiskomitee in der alphabetischen 
Reihenfolge ihrer Familiennamen eine Kandidatenliste des betreffenden Wahlkreises 
zusammen. Abschriften dieser Kandidatenliste übersendet das Kreiskomitee an das 
Hauptwahlkomitee und an die Stadt- und Gemeindeverwaltungen des betreffenden 
Wahlkreises. 

Die auf Grund des vorigen Absatzes bei ihnen eingegangenen Abschriften werden 
von den Stadt- und Gemeindeverwaltungen unverzüglich an sichtbarer Stelle zur 
allgemeinen Kenntnisnahme angehängt. 
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§ 41, Abs. 2. Bei wichtigen Gründen kann ein stimmberechtigter Bürger seine 
Stimme auch in einem anderen Stimmbezirk seines Wahlkreises abgeben. Ein ent­
sprechender Stimmschein wird dem Bürger von der Stadt- oder Gemeindeverwal­
tung jenes Bezirks ausgestellt, in deren Wahlverzeichnis er eingetragen ist. Ein dies­
bezüglicher Vermerk in der Liste der stimmberechtigten Bürger wird vor der Wahl 
von der Stadt- oder Gemeindeverwaltung und während der Wahl von der Bezirks­
kommission auf Grund einer Mitteilung der Stadt- oder Gemeindeverwaltung ein­
getragen. 

§ 46. Die Wahlzettel und Umschläge werden rechtzeitig auf Veranlassung der 
Wahlkreiskomitees hergestellt. 

§ 47. Bei der Bestimmung der Zahl der Wahlzettel wird die Zahl der stimm­
berechtigten Bürger im betreffenden Wahlkreis zugrunde gelegt. Die für die Führung 
der Wählerverzeichnisse zuständigen Institutionen teilen dem Hauptwahlkomitee 
spätestens fünf Tage vor dem ersten Wahltag mit, wieviel stimmberechtigte Bürger 
in der von ihnen geführten Wählerliste verzeichnet sind. 

§ 49. Spätestens einen Tag vor dem ersten Wahltag übersenden die Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen jedem stimmberechtigten Bürger, der in die Wählerliste ein­
getragen ist, den in § 48 bezeichneten Wahlzettel. Einem Bürger, der berechtigt ist, 
einen Wahlzettel zu erhalten, der diesen jedoch nicht erhalten hat, wird derselbe 
vor dem ersten Wahltag in der Stadt- und Gemeindeverwaltung und während der 
Wahl in der Bezirkskommission ausgehändigt. 

§ 59. Nach Empfang des Wahlumschlages tut der Wähler den Stimmzettel in den 
Wahlumschlag und übergibt diesen einem Mitglied der Bezirkskommission, das ihn 
in seiner Gegenwart in die Urne fallen läßt. 

§ 61, Abs. 2. Hierauf zählt die Kommission die Umschläge, ohne sie zu öffnen. 
Wenn die Zahl der Umschläge mit der Zahl der auf Grund des § 58 bezeichneten 
stimmberechtigten Bürger nicht übereinstimmt, wird im Protokoll ein diesbezüg­
licher Vermerk gemacht. Hierauf werden die Umschläge geöffnet und wird mit der 
Feststellung jener Angaben begonnen, die nach § 64 in das Protokoll der Kommission 
eingetragen werden müssen. 

§ 69. Wegen der bei der Wahl vorgekommenen Rechtsverletzungen kann jeder 
stimmberechtigte Bürger spätestens an dem auf den Abschluß der Wahl folgenden 
Tage beim Hauptwahlkomitee Beschwerde führen. Die Entscheidung des Haupt­
wahlkomitees ist endgültig. Das Hauptwahlkomitee überprüft die von den Bezirks­
kommissionen und Kreiskomitees festgestellten Wahlergebnisse und stellt nach 
Durchsicht der Beschwerden das endgültige Wahlergebnis fest. 

§ 75. Bei den in § 73 und § 74 bezeichneten Wahlen finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes Anwendung, wobei diese Wahlen im Laufe von zehn Tagen nach 
Ausschreibung der Wahlen durchgeführt werden. Der Wahltag wird vom Wahl­
kreiskomitee bzw. vom Hauptwahlkomitee im Beschluß betr. die Ausschreibung der 
Wahlen festgesetzt, wobei gleichzeitig die entsprechenden Termine bestimmt werden. 

II 

§ 14 Ziff. 4 u. 6, § 25, 27, 40, 65 Abs. 2 und § 71 finden keine Anwendung. 

III 

In § 32 Abs. 1-4, § 31 Abs. 4 u. 7, § 37, 38, 45 u. 73 ist das Wort „Hauptwahl­
komitee" durch das Wort „Wahlkreiskomitee" und in § 64 „Wahlausweis" durch 
das Wort „Bescheinigung" zu ersetzen. 
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IV 

In § 76 sind die Worte „Ausfüllung der Wahlausweisformulare und" zu streichen. 

V 

Diese Anordnung tritt am 5. Juli 1940 in Kraft. 

gez. J. Vares gez. M. Unt gez. K. Terras 

Ministerpräsident Innenminister Staatssekretär 

3. B e s c h l u ß d e r R e g i e r u n g d e r R e p u b l i k b e t r e f f e n d d ie Z u s a m m e n ­
s e t z u n g des H a u p t w a h l k o m i t e e s v o m 5. J u l i 1940 

(RT 1940, Nr. 60, Art. 567) 

Es werden ernannt zum Vorsitzenden des Hauptwahlkomitees der Justizminister 
Fr. Niggol und zu Mitgliedern der Gehilfe des Innenministers Harald Habermann, 
der Vertreter des Staatlichen Statistischen Zentralbüros Hugo Reimann, Andres 
Murro, Edgar Petre, Evald Priks und Aleksander Piirson. 

gez. Kraus, Unt, Terras 

4. P r o t o k o l l des H a u p t w a h l k o m i t e e s Nr . 4 v o m 7. J u l i 1 9 4 0 

Sitzung des Hauptwahlkomitees am 7. Juli 1940 um 22.30 Uhr im Kabinett des 
Justizministers. 

Anwesend sind: Justizminister F. Niggol, Gehilfe des Innenministers H. Haber­
mann, Vizedirektor der Polizeiverwaltung A. Murro und Edgar Petre, die Vertreter 
des Zentralverbandes der estnischen Gewerkschaften: Aleksander Piirson und Evald 
Priks. Die Sitzung leitet der Vorsitzende F. Niggol, das Protokoll wird geführt vom 
Generalsekretär A. Mägi. 

I. I n s t r u k t i o n an d ie W a h l k o m i t e e s 
Es wird beschlossen, folgende Instruktion an alle Kreiskomitees zu erlassen: 
§ 15. Die Kreiskomitees haben dafür zu sorgen, daß die Bezirkskommissionen 

unter Berücksichtigung der im Staatsleben erfolgten Veränderungen rechtzeitig ge­
bildet werden. Nötigenfalls sind die gegenwärtigen durch neue Bestände entspre­
chend § 19 des Gesetzes über die Wahl der Abgeordnetenkammer zu ersetzen. 

gez. F. Niggol gez. Artur Mägi 

Vorsitzender des Hauptwahlkomitees Generalsekretär 

5. R u n d s c h r e i b e n des W a h l k r e i s k o m i t e e s von H a r r i e n ( H a r j u m a a ) 

an a l l e G e m e i n d e - u n d S t a d t v e r w a l t u n g e n von H a r r i e n 

v o m 9. J u l i 1 9 4 0 

Nach § 19 des Wahlgesetzes unterliegen die Leiter der Wahlbezirkskommissionen 
der Bestätigung durch das Wahlkreiskomitee. Entsprechend den in unserem Staats-
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leben stattgehabten Veränderungen ist der Bestand der Bezirkskommissionen zu er­
nennen. Daher sind sofort neue Vorschläge betreffend Neubesetzung der Wahl­
bezirkskommissionen (des Amts ihres Leiters, ihrer Mitglieder und ihrer Substituten) 
spätestens am 10. Juli dem Wahlkreiskomitee zur Bestätigung zuzusenden. Nötigen­
falls sind die Mitglieder der Wahlbezirkskommissionen vor den Wahltagen zu einer 
Sitzung einzuberufen, damit ihnen ihre Aufgaben näher erklärt werden können. 
Reval (Tallinn), 9. Juli 1940 

gez. V. Lüüs 

Vorsitzender des Wahlkreiskomitess von Har-
rien (Harjumaa) 

gez. L. Kahkra 

Sekretär des Komitees 

6. E r g ä n z e n d e A n o r d n u n g d e r R e g i e r u n g de r R e p u b l i k ü b e r 
d ie W a h l d e r A b g e o r d n e t e n k a m m e r vom 9. J u l i 1940 

(RT 1940, Nr. 64, Art. 627) 

I. Die Anordnung über die Wahl der Abgeordnetenkammer (RT 1940, 60, 566) 
wird durch folgende Änderungen des Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten­
kammer ergänzt: 

Im § 57 Abs. 2 werden die Worte „am zweiten Tage von 9—16" durch die Worte 
„am zweiten Tage von 9—22" und in § 61 Abs. 1 die Worte „am zweiten Tage wird 
die Zulassung der Bürger zum Wahllokal um 16 Uhr beendet" durch die Worte: 
„am zweiten Tage wird die Zulassung der Bürger zum Wahllokal um 22 Uhr be­
endet" ersetzt. 

gez. Vares, Unt, Terras 

7. E r g ä n z e n d e A n o r d n u n g d e r R e g i e r u n g de r R e p u b l i k ü b e r 

d ie W a h l d e r A b g e o r d n e t e n k a m m e r v o m 9. J u l i 1 9 4 0 
(RT 1940, Nr. 64, Art. 628) 

I. Die Anordnung über die Wahl der Abgeordnetenkammer (RT 1940, 60, 566) 
wird durch folgende Änderungen des Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten­
kammer ergänzt: 

§ 31 des Gesetzes über die Wahl der Abgeordnetenkammer wird durch nach­
stehenden Absatz 8 ergänzt: 

Um zu vermeiden, daß die Wahl der Abgeordnetenkammer zu Zwecken miß­
braucht wird, die der Republik Estland und dem estnischen Volk schädlich sind, 
müssen die Vertreter der Wahlvorschlage dem Kreiskomitee spätestens bis zum 
10. Juli 1940 14.00 Uhr die Wahlplattform ihres Kandidaten vorlegen. Wenn die Wahl­
plattform nicht vorgelegt wird, wird der Wahlvorschlag des betreffenden Kandidaten 
vom Kreiskomitee für ungültig erklärt. 

II. Diese Änderung wird auf telegraphischem Wege in Kraft gesetzt. 

gez. Vares, Unt, Terras 
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8. B e s c h l u ß des H a u p t w a h l k o m i t e e s vom 9. J u l i 1940 

(RT 1940, Nr. 65, Art. 641) 

Die Bezirkskommissionen sollen von den zur Wahl erschienenen Bürgern fordern, 
daß sie sich durch den Personalausweis oder ein anderes amtliches Personalpapier 
über ihre Person ausweisen. 

gez. Niggol, Mägi 

9. P r o t o k o l l des H a u p t w a h l k o m i t e e s Nr . 7 vom 10. J u l i 1940 

Sitzung des Hauptwahlkomitees am 10. Juli 1940 um 8.30 Uhr im Kabinett des 
Justizministers. 

Anwesend sind: Justizminister F. Niggol, Gehilfe des Innenministers H. Haber­
mann, Edgar Petre, die Vertreter des Zentralverbandes der estnischen Gewerkschaf­
ten Aleksander Piirson und Evald Priks. 

Die Sitzung leitet der Vorsitzende des Hauptwahlkomitees F. Niggol. Das Proto­
koll wird geführt vom Generalsekretär A. Mägi. 

I. I n s t r u k t i o n an d ie K r e i s k o m i t e e s 

Es wird beschlossen, folgende Instruktion an alle Kreiskomitees zu erlassen: 
1. Die Kreiskomitees haben sofort die notwendigen Schritte zu ergreifen, um die 

Anordnung der Regierung der Republik vom 9. Juli 1940 betreffend die Wahlplatt­
form der Kandidaten den Vertretern der Wahlvorschläge unverzüglich zur Kennt­
nis zu bringen. 

2. Wenn ein Kandidat wegen der obenerwähnten Anordnung der Regierung der 
Republik auf seine Kandidatur verzichten will, so kann er den Wahlvorschlag zurück­
ziehen, wobei ihm solchenfalls auch die eingezahlte Kaution im Betrage von Kr. 250.— 
zurückgezahlt wird. 

3. Wenn die eingereichte Wahlplattform nur allgemeine Ausdrücke enthält oder 
offensichtlich den Zweck verfolgt, die Wähler irrezuführen, so überprüft das Kreis­
komitee den Wahlvorschlag des betreffenden Kandidaten, wobei es nach inhaltlichen 
Gesichtspunkten zu dieser Frage Stellung nimmt (vgl. Gesetz über die Wahl der 
Abgeordnetenkammer § 31 Abs. 8, § 38 und § 39). 

4. Das Hauptwahlkomitee richtet die Aufmerksamkeit der Bezirkskomitees auch 
auf seine Instruktion vom 7. Juli 1940 (§§ 4, 6 u. 8). 

gez. F. Niggol gez. A. Mägi 

Vorsitzender des Hauptwahlkomitees Generalsekretär 

10. W a h l p l a t t f o r m des e h e m a l i g e n e s t n i s c h e n S t a a t s ä l t e s t e n 
J a a n T ö n i s s o n vom 10. J u l i 1 9 4 0 ( 4 5 . W a h l k r e i s ) * 

Wahlplattform des Kandidaten für die Wahl der Abgeordnetenkammer, Jaan 
Tönisson. 

1. Unterstützung der verfassungsmäßigen Ordnung der Republik Estland. 

2 Die Wahlplattformen von A. Kerem und A. Pöld hatten den gleichen Wortlaut. 
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2. Förderung der ehrlichen und genauen Erfüllung des estnisch-sowjetischen Bei­
standspaktes. 

3. Unterstützung der Tätigkeit der Regierung der Republik auf Grund ihrer 
Deklaration. 
Dorpat (Tartu), den 10. Juli 1940 • gez. J. Tönisson 

(Unterschrift des Kandidaten) 

11. P r o t o k o l l des W a h l k r e i s k o m i t e e s von D o r p a t ( T a r t u ) 
Nr . 3 v o m 10. J u l i 1940 

Sitzung des Dorpater Wahlkreiskomitees am 10. Juli 1940 im Rathaus. Beginn 
der Sitzung 18 Uhr. 

Anwesend sind: der Vorsitzende Ilmar Kruus, der stellvertretende Vorsitzende 
Viktor Kosenkranius, die Mitglieder Eduard Fuder und Paul Hubel, das stellver­
tretende Mitglied Jaan Kilk. 

Tagesordnung: 
I. Die Frage der Anerkennung der Rechtmäßigkeit der Wahlvorschläge der Kandi­

daten für die Wahl der Abgeordnetenkammer. 
2. Es wird festgestellt, daß die Wahlvorschläge der Kandidaten Arnold = Aleks-

ander Kerem, Jaan Tönisson, Agu Pöld und Jaan Vain aus folgenden Gründen rechts­
widrig sind und daher nicht anerkannt werden: 

(1) Die von J. Tönisson, A. Kerem und A. Pöld eingereichte Wahlplattform be­
schränkt sich auf allgemeine Ausdrücke. Es sind keine Wege, Methoden und Hilfs­
mittel angegeben, durch die die allgemeinen Ausdrücke dieser Wahlplattform reali­
siert werden sollen. 

(2) J. Tönisson, J. Vain, A. Kerem und A. Pöld sind im allgemeinen als Gegner 
der Sowjetunion bekannt. Aus zahlreichen Unterlagen ergibt sich deutlich ihre ab­
lehnende Einstellung gegenüber dem estnisch-sowjetischen Beistandspakt. Die ge­
nannten Personen sind mit der katastrophalen außenpolitischen Richtung des Kabi­
netts Uluots-Piip solidarisch gewesen. J. Tönisson und J. Vain sind in innerpolitischei 
Hinsicht bis zuletzt mit den Zwangsmaßnahmen solidarisch gewesen, die der ab­
gesetzte Innenminister Jürimaa gegen die estnische Arbeiterbewegung und gegen 
diejenigen Personen anwandte, die eine genaue Erfüllung des estnisch-sowjetischen 
Paktes forderten. 

(3) Nach den Erklärungen der Vertreter von J. Tönisson, J. Vain, A. Kerem und 
A. Pöld stimmt die Wahlplattform dieser Kandidaten mit der des Verbandes der 
Werktätigen überein. Tatsächlich haben A. Kerem, J. Tönisson, A. Pöld und J. Vain 
keinerlei Kontakt zu den Arbeiterorganisationen Dorpats oder Estlands angestrebt 
oder herbeigeführt. Die genannten Kandidaten treten also in unzulässiger Weise 
unter dem Aushängeschild eines Schutzes der Interessen der Werktätigen auf, ohne 
hierbei die in den Organisationen der Werktätigen herrschenden Auffassungen über 
Disziplin und Solidarität zu berücksichtigen. Ein derartiges Hervortreten der ge­
nannten Kandidaten erweist sich als Versuch, die organisierte Arbeiterschaft als die 
hauptsächlichste Garantie des inneren Friedens zu spalten, und hindert zugleich die 
Durchführung der vom Verband der Werktätigen und von der Regierung der Repu­
blik angestrebten Reformen. So liegt hier, wo man als Beschützer der Plattform des 
Verbandes der Werktätigen auftritt, ohne das Vertrauen der organisierten Arbeiter­
schaft zu besitzen, ein Fall offensichtlicher Demagogie und ein Versuch zur Irre­
führung vor. 

(4) Der Punkt 10 der Wahlplattform von J. Vain fordert, daß den zum Militär­
dienst einberufenen Rekruten nicht die Vorstellung aufgezwungen werden darf, daß 
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einige Personen oder Gruppen Feinde des Staates und Volkes sind. Inhaltlich be­
deutet dies, daß die Aufdeckung der plutokratischen volksfeindlichen Tätigkeit von 
Jürimaa, Piip und Eenpalu und anderen verboten sein soll, was dem von der Regie­
rung der Republik und allen Werktätigen gebilligten Grundgedanken der politischen 
Erziehung des Heeres widersprechen würde. 

Der Vorsitzende und die Mitglieder des Dorpater Wahlkreiskomitees. 
(Unterschriften) 

12. P r o t o k o l l des W a h l k r e i s k o m i t e e s von F e l l i n ( V i l j a n d i ) 

v o m 10. J u l i 1 9 4 0 

Protokoll der Sitzung des Felliner Wahlkreiskomitees am 10. Juli 1940 im Ge­
bäude der Kreisverwaltung. 

Anwesend sind: der Vorsitzende P. Puis, der stellvertretende Vorsitzende E. Elf­
recht, die Mitglieder V. Malm und Michel Tamm sowie das stellvertretende Mitglied 
Woldemar Mölder. 

Beginn der Sitzung: 14.15 Uhr; Schluß 17.30 Uhr. 
§ 1. Auf Grund des Gesetzes über die Wahl der Abgeordnetenkammer § 18 

Abs. 3, §§ 38 und 39 hat das Komitee zu den ihm bis 9. Juli 1940 24.00 Uhr zugegangenen 
Wahlvorschlägen folgendermaßen Stellung genommen: 

Wahlkreis 64 — Kandidat Piip, Ants: Das Komitee steht einstimmig auf dem 
Standpunkt, daß die frühere Tätigkeit des Kandidaten als Außenminister den Inter­
essen des estnischen Volkes geschadet hat und Verurteilung verdient. Da aber das 
Komitee bei der inhaltlichen Erörterung dieser Frage gebunden ist und die Ent­
scheidung derselben dem Hauptwahlkomitee überläßt, beschließt es, den Wahlvor­
schlag als rechtmäßig anzuerkennen. (Unterschriften) 

13. P r o t o k o l l des W a h l k r e i s k o m i t e e s von F e l l i n ( V i l j a n d i ) 
v o m 1 1 . J u l i 1940 

Protokoll der Sitzung des Felliner Wahlkreiskomitees am 11. Juli 1940 im Ge­
bäude der Kreisverwaltung. 

Anwesend sind: wie oben. Beginn der Sitzung: 18.00 Uhr; Schluß: 22.00 Uhr. 
§ 1. Da einige Kandidaten ihre Wahlvorschläge am 11. Juli 1940 zurückgenom­

men haben und in bezug auf andere Kandidaten ergänzende Angaben bekannt 
geworden sind, beschließt das Komitee: In teilweiser Abänderung des Beschlusses 
vom 10. Juli 1940 (§ 1) wird festgestellt, daß die Kandidaturen von Jüri Vain (61), 
Johannes Mard (60), Johann Mankin (63) und Johan Paur (62) zurückgezogen wor­
den sind und daß ihnen die Wahlkaution zurückzuzahlen ist. Die Wahlvorschläge 
der Kandidaten Tönis Kint (61) und Ants Piip (64) werden für ungültig erklärt, 
da sich aus den erläuternden Angaben ergibt, daß die von ihnen vorgelegten Wahl­
plattformen nur allgemeine Ausdrücke enthalten und daß sie die Wahl zur Ver­
wirklichung volksfeindlicher Ziele mißbrauchen wollen (Gesetz über die Wahl der 
Abgeordnetenkammer § 31 Abs. 2). Dies ist dem Hauptwahlkomitee telegraphisch 
zu melden. (Unterschriften) 

14. P r o t o k o l l des W a h l k r e i s k o m i t e e s von W i e r l a n d ( V i r u m a a ) 
Nr . 6 v o m 1 1 . J u l i 1 9 4 0 

Protokoll Nr. 6 der Sitzung des Wahlkreiskomitees von Wierland am 11. Juli 1940 
um 15.30 Uhr in Wesenberg im Gebäude der Kreisverwaltung von Wierland. 

2 Zeitgeschichte 8 
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Anwesend sind: Der Vorsitzende Willem Soo, der stellvertretende Vorsitzende 
Woldemar Luksepp und das Mitglied Harri Raag. 

§ 1. . . Die Wahlvorschläge der Kandidaten Leps, August (68. Wahlkreis), Röster, 
Oskar (69. W.Kr.), Linga, Oskar (74. W.Kr.), Penno, Rudolf (67. W.Kr.), Triefeid, 
Jaak (70. W.Kr.) werden aus folgenden Gründen, als den gesetzlichen Anforderungen 
nicht entsprechend, für ungültig erklärt: 

(1) Die dem Wahlvorschlag beigefügte Wahlplattform ist in zu allgemeinen Aus­
drücken gehalten und zeigt, daß sie dem Zweck einer Irreführung der Wähler dient. 

(2) Im Punkt 3 der Wahlplattform wird Wort-, Presse-, Versammlungs- und 
sonstige Freiheit für alle Bürger gefordert, woraus gefolgert werden muß, daß diese 
Forderung sich auch auf Staats- und Volksfeinde bezieht und somit dem § 31, Abs. 8 
des Wahlgesetzes widerspricht, wo gesagt ist, daß die Wahlen nicht für Staats- und 
volksfeindliche Zwecke mißbraucht werden dürfen. 

(3) Die eingezahlte Kaution unterliegt auf Grund des § 37 des Wahlgesetzes 
(RT 1937, 71, 592) nicht der Rückzahlung, sondern verfällt zugunsten des Staates. 

Die Wahlvorschläge der Kandidaten Tarum, Mart (72. W.Kr.) und Meremaa, 
August (71. W.Kr.) werden, als den gesetzlichen Anforderungen nicht entspre­
chend, für ungültig erklärt, weil sie die Wahlplattform persönlich und nicht durch 
ihren Vertreter vorgelegt haben, wie dies in der Ergänzung zum § 31 des Wahl-
gesetzes vorgesehen ist. (Unterschriften) 

Notizen 

ÜBERSICHT ÜBER AUSLÄNDISCHE INSTITUTE AUF DEM GEBIET 
ZEITGESCHICHTLICHER FORSCHUNG 

CENTRE DE DOCUMENTATION JUIVE 
CONTEMPORAINE, PARIS 

Das Centre de Documentation Juive 
Contemporaine (27 Rue Guénegaud, 
Paris 6e) entstand während der deut­
schen Besetzung in Frankreich im Jahre 
1943 als ein Teil der Widerstandsbewe­
gung. Es wurde bei Isaac Schneersohn in 
Grenoble untergebracht, der noch heute 
Vorsitzender des CDJC ist. Er hielt es für 
wichtig, alle Dokumente über die Juden­
verfolgung als spätere Zeugnisse sicher­
zustellen, und gründete eine Arbeitsge­
meinschaft von Forschern, die unter Ge­
fährdung ihres Lebens den Grundstock 
der heutigen großen und wichtigen Doku­
mentensammlung legten. 

Nach der Befreiung von Paris wurde 
das Centre dorthin verlegt und seine Tä­
tigkeit stark ausgedehnt. Anfangs be­
schränkte sich seine Arbeit auf die Ereig­
nisse in Frankreich. Es übernahm die 
Akten des Instituts für das Studium jüdi­
scher Fragen, der Hauptabteilung für 
jüdische Fragen in Vichy, der deutschen 

Botschaft in Frankreich und der anti-jü­
dischen Abteilung der Gestapo. Im Besitz 
dieses Materials begann das Centre eine 
Reihe von Werken zu veröffentlichen, 
welche es der französischen Delegation 
des Nürnberger Gerichtshofes zur Ver­
fügung stellte. 

Seine Tätigkeit breitete sich dann über 
alle europäischen Länder aus. Der erste 
Schritt war die Einberufung einer Kon­
ferenz ähnlicher Organisationen anderer 
Länder. Diese Konferenz in Paris im De­
zember 1947, auf der Vertreter aus Eng­
land, den skandinavischen Ländern, 
Deutschland, Österreich, Rumänien, Bul­
garien, Italien, Griechenland und Polen 
anwesend waren, faßte Beschlüsse, die es 
ermöglichten, die Ergebnisse der For­
schungen der einzelnen Organisationen 
zu koordinieren. 

Das IMT gewährte dem Centre alle 
Erleichterungen, damit es weitreichen­
den Gebrauch von den Untersuchungen 
des Nürnberger Gerichtshofes, der Mili-
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tärgerichtshöfe der Alliierten und an­
derer Quellen deutscher Dokumente ma­
chen konnte, so daß es jetzt die bedeu­
tendste Sammlung von Dokumenten und 
anderem Material über die national­
sozialistische Verfolgung der Juden von 
1933 bis 1945 in allen europäischen Län­
dern besitzt. 

Das Centre hat bisher über 70000 Do­
kumente aus zahlreichen Quellen ver­
vielfältigt, einschließlich deutscher Mi­
nisterien und Verwaltungen, vor allem 
des Reichssicherheitshauptamtes, des 
Auswärtigen Amts, der Gruppe IV B 
(Politische Kirche, Juden, Sekten) der 
Gestapo, der Hauptabteilung für jüdi­
sche Fragen der Vichy-Regierung, Unter­
suchungen von Privatpersonen aus ver­
schiedenen Quellen sowie Augenzeugen­
berichte Überlebender aus allen Teilen 
Europas. Um dieses umfassende Material 
Schriftstellern, Richtern und öffentlichen 
Institutionen zugänglich zu machen, hat 
das Centre ein Inhaltsverzeichnis mit 
mehr als 100000 Indexkarten angelegt, 
das so geordnet ist, daß jede Auskunft 
unverzüglich erteilt werden kann. Täg­
lich treffen Anfragen aus allen Teilen der 
Welt ein. 

Das Centre hat eine kleine, aber be­
deutende Bibliothek. Die Zahl der Bü­
cher übersteigt kaum 1500, aber viele 
darunter sind sehr selten. Die Bibliothek 
wird ständig durch Neuerwerbungen, 
Geschenke und Tausch erweitert. Ihr 
Hauptinteresse gilt Werken über das Lei­
den der Juden unter dem Hakenkreuz, 
aber sie enthält auch Werke über die Ur­
sachen der Katastrophe. 

Für die Zukunft plant das Centre eine 
noch stärkere Nutzbarmachung der Do-
kumentation durch Zusammenfassung 
aller jetzt noch aufgefundenen Doku­
mente verschiedener Länder im Centre 
mit der dazugehörigen Klassifikation und 
den Indizes und durch Veröffentlichung 
von weiterem Material und Dokumenten 
in Buchform. Die Niederlage des Hitler­
regimes hat dem Centre den Zugang zu 
den gesamten Akten der anti-jüdischen 
Organisationen, die in Deutschland tätig 
waren, ermöglicht. Dadurch hat es Ein­

blick in den Mechanismus und die Ver­
zweigungen der internationalen und na­
tionalen anti-jüdischen Vereinigungen 
gewinnen können. Das Studium dieser 
Akten eröffnete wichtige Erkenntnisse 
über die Mentalität, die Gründe und Me­
thoden des Antisemitismus. 

Das Centre richtet jetzt eine Ausstel­
lung ein, die zuerst in Paris und dann 
in den Vereinigten Staaten gezeigt wer­
den soll. Sie wird die Pläne zur Ver­
nichtung der Juden in allen unter deut­
schem Einfluß stehenden Ländern und 
den passiven und tätigen Widerstand der 
Juden zeigen sowie die Hilfe, die die 
nicht-jüdische Bevölkerung den Juden 
geleistet hat. Auch der Beitrag, den die 
Juden in den alliierten und neutralen 
Ländern im Dienste ihrer verfolgten 
Brüder geleistet haben, sowie ihre Teil­
nahme an den Feldzügen, den Wieder­
aufbauplänen in Europa seit der Be­
freiung und an der Gründling des Staa­
tes Israel sollen durch die Ausstellung 
veranschaulicht werden. 

INSTITUT FÜR ZEITGESCHICHTE 

Staatssekretär a. D. Dr. Dr. h. c. Erich 
W e n d e , Leiter der Abteilung III (Kul­
turelle Angelegenheiten des Bundes) im 
Bundesministerium des Innern, ist mit 
dem 1. Oktober 1953 in den Ruhestand 
getreten und damit aus dem Kuratorium, 
dessen geschäftsführendes Mitglied er war, 
ausgeschieden. 

Professor Dr. Eugen Kogon hat seinen 
Sitz im Wissenschaftlichen Beirat wegen 
Arbeitsüberlastung aufgegeben. An seiner 
Stelle hat das Kuratorium den o. Profes­
sor für mittlere und neuere Geschichte 
an der Universität Bonn, Dr. Max B r a u ­
b a c h , in den Beirat berufen. 

Zum Generalsekretär wurde als Nach­
folger des verstorbenen Dr. Hermann 
Mau vom Kuratorium nach Anhören des 
Wissenschaftlichen Beirats Dr. Paul 
K l u k e , bisher Privatdozent an der Freien 
Universität Berlin, bestellt. Er hat sein 
Amt am 1. Oktober 1953 angetreten. 
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BERICHTIGUNG 

Für einen Teil der Auflage von Nr. 4 der 
Vierteljahrshefte sind folgende Irrtümer 
zu berichtigen: 

S. 304, Zeile 16: Es muß heißen statt 
„Wehrmachtführungsstabes": „Wehr­
machtführungsamtes (Letztere Be­
zeichnung war bis 8. 8. 40 in Geltung) 

S. 308, Fußnote 30 muß es heißen statt 
„Amt": Abt. Fremde Heere Ost 

Dr. Ernst Fraenkel , Professor für wissen­
schaftliche Politik an der Freien Universität 
Berlin, Berlin-Zehlendorf, Clayallee 249 

Dr. Werner Marker t , Professor für ost­
europäische Geschichte an der Universität 
Tübingen und Direktor des Instituts für ost­
europäische Geschichte und Landeskunde in 
Tübingen, Tübingen, Mörikestraße 1 

Dipl. rer. pol.Boris Meissner, Wissenschaft­
licher Assistent und Referent für Ostrecht an 

S. 309, Zeile 15, statt „Greiffenberg": 
v. Greiffenberg 

S. 313, Fußnote 48: Es muß heißen: D.h. 
ohne Stillstehen im Winter. (Zusatz des 
Verfassers.) 

S. 367, Fußnote 13, letzter Satz, statt: 
„seit 1936 von Manstein": seit 4. Februar 
1938 Halder. 

S. 379, Fußnote 29, statt „Hoeppner": 
Hoepner. 

der Forschungsstelle für Völkerrecht und aus­
ländisches öffentliches Recht der Universität 
Hamburg 

Karl O. Pae te l , Schriftsteller, 68-43 Burns 
Street, Forest Hills, N. Y. USA. 

Dr. Gotthold Rhode, Privatdozent an der 
Universität Hamburg, wissenschaftlicher Mit­
arbeiter des J. G. — Herder-Instituts, Mar­
burg/Lahn, Behringweg 7 

M I T A R B E I T E R D I E S E S H E F T E S 
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